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Editorial

Wie das UN-System in den über 60 Jahren seiner Existenz gewachsen ist, kann man auch an den
mittlerweile mehr als 60 Organisationen, Sekretariatseinheiten, Instituten und Kommissionen
erkennen. Dass die Ausweitung des Systems angesichts der gestiegenen Anforderungen an die
Vereinten Nationen größtenteils notwendig war, ist unbestritten. Unbestritten ist aber auch,
dass die Vielzahl an Organisationen – insbesondere im Bereich der Entwicklungszusammenar-
beit – zu Unübersichtlichkeit, Überschneidungen und Ineffizienz geführt hat. 

Diese Erkenntnis ist nicht neu, etliche Expertenkommissionen haben in der Vergangenheit
Verbesserungsvorschläge vorgelegt. Einige davon wurden umgesetzt. Doch die grundsätzlichen
Probleme blieben bestehen oder wurden gar über die Jahre größer. Den jüngsten Versuch, das
UN-Entwicklungssystem zu reformieren, unternahm im Auftrag des UN-Generalsekretärs eine
Kommission aus angesehenen Politikern und Experten. 

Die Empfehlungen dieser so genannten Hochrangigen Gruppe für Kohärenz des UN-Systems
in den Bereichen Entwicklung, humanitäre Hilfe und Umwelt sind laut François Rohner nicht
wirklich neu, können aber in ihrer pragmatischen Herangehensweise die zukünftige Richtung
vorgeben. Aus Sicht der Geberländer seien die Vorschläge durchweg sinnvoll, doch sie verlang-
ten auch den Mitgliedstaaten ein Höchstmaß an interner Koordinierung ab. Eine Mehrjahresfi-
nanzierung der Entwicklungshilfe und eine stärkere Verlagerung auf ungebundene Beiträge sei-
en dabei die entscheidenden Punkte, an der die Reform scheitern könnte. 

Doch bevor begonnen werden kann, über die konkrete Umsetzung der Vorschläge nachzu-
denken, müssen die Entwicklungsländer von den Vorteilen überzeugt werden. Thalif Deen zwei-
felt an einer raschen Umsetzung. Er gründet seine Skepsis auf einen Brief, den die Gruppe der 77
im März 2007 an den Generalsekretär übermittelt hat, in dem sie ihre starken Bedenken zum
Ausdruck bringt. Hauptkritikpunkte sind demnach: Mit dem neuen Konzept der einheitlichen
Landesprogramme könnten die Zuflüsse der Geber zurückgehen und durch die Verknüpfung
von Entwicklungsstrategien und Menschenrechte neue Konditionalitäten entstehen. 

Die jüngsten Reformvorschläge zeigen, dass bei der Analyse der Probleme des UN-Entwick-
lungssystems weitgehend Einigkeit herrscht. Wie die Defizite allerdings beseitigt werden sollen,
darüber gehen die Meinungen weit auseinander. Die größte Herausforderung ist daher, ange-
sichts der gegensätzlichen Interessen nicht in Untätigkeit zu verfallen. Wie die Hochrangige Grup-
pe festgestellt hat, wäre »die radikalste Entscheidung, die wir treffen könnten, die Beibehaltung
des Status quo. Das wäre ein Sieg für die Untätigkeit und für engstirnige, kurzsichtige institutio-
nelle und nationale Interessen, die ein System erhalten wollen, das sich über einen langen Zeit-
raum entwickelt hat und das niemand, der die heutigen Herausforderungen vor Augen hat, so
entwerfen würde, wie es sich heute darstellt.« 

Die kommenden Monate werden zeigen, wie ernst es den Mitgliedstaaten mit der Reform der
UN-Entwicklungszusammenarbeit wirklich ist.

Ich wünsche eine anregende Lektüre.

Anja Papenfuß, Chefredakteurin
papenfuss@dgvn.de

Untätigkeit als radikalste Entscheidung
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Rohner |  Systemweite Kohärenz – aus der Sicht des Nordens 

Auch wenn der Reformbericht der Hochrangigen
Gruppe zur systemweiten Kohärenz keine völlig
neuen Ideen enthält, so kommt ihm doch wegwei-
sende Bedeutung zu. Er stellt zudem eine wertvolle
Ergänzung laufender Reformbemühungen dar. Ei-
ne wesentlich bessere Kohärenz und erhöhte Effizi-
enz im UN-System werden allerdings nur zu errei-
chen sein, wenn sich alle Schlüsselakteure ent-
schlossen und konsequent dafür einsetzen.

Angesichts wachsender globaler Herausforderungen
und Interdependenzen, mit denen die internationale
Staatengemeinschaft umgehen muss, ist besonders in
den letzten Jahren von verschiedenen Seiten wieder-
holt ein effizienter operierendes UN-System gefor-
dert worden. Grenzübergreifende Probleme, wie Na-
turkatastrophen, Pandemien oder die Verbreitung il-
legaler Waffen, haben deutlich gemacht, dass die in-
ternationale Gemeinschaft über ein Instrument wie
die Vereinten Nationen verfügen muss, um sowohl
die akuten als auch die strukturellen Probleme ange-
hen zu können. Dass dieses System weiterer Verbes-
serungen bedarf, ist unbestritten. Große Meinungs-
vielfalt herrscht jedoch, wenn es darum geht zu ent-
scheiden, was zu verbessern ist und welchen Beitrag
vor allem die Mitgliedsländer zu leisten haben. 

Wichtige neue Impulse hat der UN-Reformprozess
zuletzt durch den Weltgipfel vom September 2005 und
dessen Ergebnisdokument (Outcome Document)1 er-
halten. Was die Bereiche Entwicklung, humanitäre
Hilfe und Umwelt betrifft, so wurde der Generalse-
kretär darin aufgefordert, zusätzlich zu den bereits
laufenden Reformbemühungen »die weitere Stärkung
des Managements und der Koordinierung der ope-
rativen Tätigkeiten der Vereinten Nationen zu ver-
anlassen« und dabei auch die Vorschläge betreffend
die Schaffung von »straffer geführten Organisations-
einheiten auf den Gebieten Entwicklung, humanitäre
Hilfe und Umwelt«2 zu prüfen. Um möglichst noch
vor Ablauf seiner Amtszeit konkrete Maßnahmen mit
Aussicht auf breite Akzeptanz unterbreiten zu kön-
nen, entschloss sich Kofi Annan Anfang 2006, eine
Hochrangige Gruppe für Kohärenz des Systems der
Vereinten Nationen auf dem Gebiet der Entwick-
lung, der humanitären Hilfe und der Umwelt3 einzu-
setzen und diese zu beauftragen, ihm bis zur folgen-
den UN-Generalversammlung im Herbst 2006 ent-
sprechende Vorschläge zu unterbreiten. Nach nur
knapp sechs Monaten konnte der Bericht4 schließlich
am 9. November 2006 der Generalversammlung vor-
gestellt werden (die wichtigsten Empfehlungen sind

Systemweite Kohärenz – aus der Sicht des Nordens 
Die Reformvorschläge zu den UN-Entwicklungsaktivitäten sind wegweisend
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auf S. 48 zusammengefasst). Für eine Detailberatung
des Berichts noch vor Ende des Jahres, das heißt noch
während der Amtszeit Annans, fehlte dann allerdings
die Zeit; und zu Beginn dieses Jahres wollte man dem
neuen Generalsekretär Ban Ki-moon erst einmal Ge-
legenheit geben, sich ein eigenes Urteil über die Vor-
schläge zu bilden. Mit einer ersten offiziellen Stel-
lungnahme des Generalsekretärs wird im Laufe des
Aprils gerechnet. 

Bisherige Reformen

Die ›operativen Tätigkeiten‹ der Vereinten Nationen
(im Folgenden Entwicklungsaktivitäten genannt) sind
seit Jahren mit so vielen Institutionen und Sekreta-
riatseinheiten des UN-Systems auf verschiedenste Art
verknüpft, dass es selbst für langjährige Kenner und
Beobachter schwierig ist, sich ein kongruentes Bild zu
machen. Die besagten Tätigkeiten sind seit ihren An-
fängen in den fünfziger Jahren immer wieder Gegen-
stand von Überprüfungen und mehr oder weniger er-
folgreichen Reformen gewesen. Ihre wechselvolle Ge-
schichte kann hier nur in groben Zügen nachgezeich-
net werden.

UNDP als Koordinierungsorgan

In den sechziger Jahren herrschten noch relativ klare
Verhältnisse: die Entwicklungsaktivitäten des UN-
Systems bestanden vornehmlich aus längerfristigen
Unterstützungsmaßnahmen in Form von technischer
Hilfe auf verschiedenen Gebieten. Die Entwicklungs-
banken und deren Fonds5 kamen demgegenüber für
die größeren Finanzhilfe-Projekte in Form von zins-
günstigen bis zinslosen Darlehen auf. Innerhalb des
UN-Systems wurde das UN-Entwicklungsprogramm
(UNDP) allgemein als das zentrale Programmierungs-,
Finanzierungs- und Koordinierungsorgan für die UN-
Entwicklungsaktivitäten angesehen. Mit der Durch-
führung der Projekte hingegen wurden in der Regel
UN-Sonderorganisationen, wie FAO, WHO, UNES-
CO und ILO6, betraut. Finanziert wurde das UNDP,
über welches damals effektiv ein Großteil der dem UN-
System anvertrauten Entwicklungshilfemittel floss, in
erster Linie durch allgemeine, ungebundene (volunta-
ry) Beiträge7, auch Kernbeiträge (core contributions)
genannt, hauptsächlich von OECD/DAC-Ländern.8

Wachsende Konkurrenz

Mit der Anfang der siebziger Jahre vom Verwaltungs-
rat des UNDP beschlossenen Umstellung der Mittel-
zuteilung von organisationsbezogenen Mittelzutei-

François Rohner



46 VEREINTE NATIONEN 2/2007

Rohner |  Systemweite Kohärenz – aus der Sicht des Nordens 

sitiv in Szene zu setzen vermochte. Mit dem Wechsel
an der Spitze des Generalsekretariats im Jahr 1997
kam aber auch im Bereich der Entwicklungsaktivitä-
ten wieder größere Dynamik auf. 

Reformen unter Annan

Im Unterschied zu seinem Vorgänger Boutros Bou-
tros-Ghali konzentrierte sich der neue Generalse-
kretär Kofi Annan zu Beginn deutlich mehr auf Re-
formmaßnahmen, die er selbst ergreifen und umset-
zen konnte. 

Auf der Sekretariatsebene sind in diesem Zu-
sammenhang vor allem folgende Neuerungen zu er-
wähnen: 

■ Die Schaffung der Gruppe der Vereinten Natio-
nen für Entwicklungsfragen (United Nations Deve-
lopment Group – UNDG), eines neuen Führungs-
und Konsultationsorgans. Ihr gehörten zunächst nur
die Spezialorgane an, mit der Zeit jedoch auch ver-
schiedene Sonderorganisationen; 

■ Die Durchführung von gemeinsamen Treffen der
Exekutivräte von UNDP, UNFPA, UNICEF und WFP.

Bezogen auf die Landesebene, gehörten folgende
Maßnahmen zu den bedeutendsten Innovationen: 

■ Die Einführung einer gemeinsamen landesspe-
zifischen Bedarfsanalyse (Common Country Assess-
ment – CCA) und eines so genannten Entwicklungs-
hilfe-Programmrahmens (United Nations Develop-
ment Assistance Framework – UNDAF); 

■ Die Propagierung eines stärker an den Ergebnis-
sen gemessenen Managements (results-based manage-
ment);

■ Die Einführung einer Reihe von Harmonisie-
rungsmaßnahmen. 

Viele der von Kofi Annan eingeleiteten Maßnah-
men befinden sich noch im Umsetzungs- beziehungs-
weise Konsolidierungsstadium und werden im Rah-
men des TCPR regelmäßig überprüft und nach Be-
darf angepasst. Trotz dieser insgesamt recht bemer-
kenswerten Fortschritte bleibt das ganze UN-System
weiterhin stark fragmentiert, relativ schwerfällig und
mit bedeutenden Transaktionskosten behaftet, woran
freilich die Geber- wie auch die Empfängerländer –
mit der Schaffung von stets neuen Formen der Zu-
sammenarbeit und der Finanzierung – eindeutig eine
Mitschuld tragen.

Und so erstaunt es auch nicht, dass die Fragmen-
tierung des UN-Systems bei der Bilanzierung anläss-
lich des Millenniums-Gipfels im Jahr 2000 und noch
offenkundiger beim ersten Folgetreffen fünf Jahre spä-
ter (Weltgipfel 2005) zu einem der Hauptgesprächs-
themen wurde. Dies bewog schließlich Kofi Annan,
noch vor Ablauf seiner Amtszeit, eine weitere hoch-
rangige Expertenkommission einzusetzen. Dieses Mal
mit dem vorrangigen Ziel, wesentlich größere Kohä-
renz ins System zu bringen. 

lungen (agency allocations) auf länderbezogene Mit-
telzuteilungen (country allocations), gefolgt von ei-
nem währungskursbedingten starken Rückgang sei-
ner Ressourcen Anfang der achtziger Jahre, verlor
das UNDP zusehends seine dominierende Stellung im
System. Die Sonderorganisationen begannen, sich mit
ihren Projekten direkt an die Geberländer zu richten
und traten immer mehr in Konkurrenz zu ihrem frü-
heren ›Hauptgeldgeber‹ UNDP. Diese Konkurrenz
sollte sich in den späten achtziger Jahren durch die
Verlagerung der Projektdurchführung (beim UNDP)
– weg von den Organisationen (agency execution)
hin zu nationalen Institutionen der Programmländer
(national execution) – noch verschärfen. Während
die allgemeinen, ungebundenen Beiträge an das UNDP
in den achtziger Jahren über längere Zeit stagnier-
ten, begannen verschiedene Geberländer, auch beim
UNDP, bestimmte Projekte und Programme direkt,
das heißt mit gebundenen Beiträgen zu finanzieren;
eine Formel, von der in der Folge auch andere Geber
immer mehr Gebrauch machten. Konkurrenz er-
wuchs dem Kernprogramm von UNDP in jenen Jah-
ren aber zusehends auch von Seiten der Weltbank, die
sich – teils mit eigenen Mitteln, teils über Treuhand-
fonds – mit bis dahin ›klassischen‹ UN-Themen zu
befassen begann. Sie hat diese Tätigkeit (mit nicht-
rückzahlbaren Zuschüssen finanziert) seither konti-
nuierlich ausgebaut. Sie zählt heute – nicht zuletzt
dank einer wachsenden Zahl von verschiedensten
Geldgebern finanzierten Treuhandfonds – zu den
größten Anbietern von technischer Hilfe in Form
von Zuschüssen (grants).

Reformschritte seit 1990

Die zunehmende Verzettelung und die gleichzeitig
drohende Marginalisierung des UN-Systems lösten
jedoch zu Beginn der neunziger Jahre erneut eine Dis-
kussion über die Zukunft des Systems und die damit
verbundenen erforderlichen Anpassungen aus. Sie
führte schließlich zu einer Reihe wichtiger Beschlüsse.
Ziel waren dabei verschiedene Veränderungen im
Management- und Sekretariatsbereich: Verkleinerung
der Verwaltungsräte von UNDP/UNFPA, UNICEF
und WFP9; Umstrukturierung der Arbeiten des Wirt-
schafts- und Sozialrats (ECOSOC); Zusammenle-
gung einiger Sekretariatseinheiten. Doch auch eine
verbesserte Abstimmung der Länderprogramme die-
ser drei Organisationen und ihre solidere Finanzie-
rung waren angestrebt. Im Weiteren sollten die Ent-
wicklungsaktivitäten des Systems fortan regelmä-
ßig alle drei Jahre einer eingehenden Überprüfung
(TCPR)10 unterzogen werden. Trotz dieser und weite-
rer Reformanstrengungen folgten für die UN-Fonds
und -Programme vorerst – insbesondere bezüglich
der ungebundenen Beitragsleistungen – finanziell
äußerst schwierige Jahre, in denen sich das UN-Sys-
tem als Ganzes mit der Durchführung einer Reihe
bedeutender thematischer Konferenzen dennoch po-
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Die Arbeit und der Bericht der Gruppe

Die von Kofi Annan eingesetzte Hochrangige Gruppe
hat ein auf den ersten Blick erstaunlich kompaktes
Paket von praktischen Reformmaßnahmen vorgelegt.
Im Unterschied zu früheren Reformanläufen stammen
die Vorschläge dieses Mal von einer Gruppe aktiver
Politiker und Praktiker, mit Vertretern sowohl aus
Geber- als auch Empfängerländern. Die Hoffnungen
waren dementsprechend groß, dass diese mit drei Re-
gierungschefs an der Spitze ganz besonders hochka-
rätige Gruppe Empfehlungen vorlegen würde, die gu-
te Chancen haben, in beiden Lagern auf eine genügend
breite Unterstützung zu stoßen. 

Die Hochrangige Gruppe ist sich allerdings im
Laufe ihrer Arbeit – nicht zuletzt aufgrund der ver-
schiedenen Beratungstreffen mit Mitgliedsländern
und der Leitungsebene verschiedener UN-Institutio-
nen – bald bewusst geworden, wie vielfältig und
kompliziert das UN-System heute ist und wie viele
verschiedene Interessen im Spiel sind.11

Die Mitglieder der Gruppe sind sich einig, dass
die UN »angesichts der vielen globalen Herausforde-
rungen unserer Zeit eine absolut unverzichtbare Kraft
darstellen.« Sie allein seien in der Lage die globale
Agenda zu bestimmen und die Entwicklung weltweit
voranzubringen wie auch rasch auf humanitäre Ka-
tastrophen zu reagieren und internationale Maßnah-
men zum Schutz der Umwelt zu initiieren. Das UN-
System verfüge über ein unvergleichliches Maß an Le-
gitimität sowie vielerlei Fähigkeiten.12

Die Experten stellen aber auch richtigerweise fest,
dass das System sein Potenzial nicht genügend auszu-
schöpfen vermag und führen folgende Gründe dafür
an:
■ Mitgliedsländer nehmen in den verschiedenen Ent-

scheidungsorganen der UN oft unterschiedliche Po-
sitionen ein, was zu inkonsistenter Politik der be-
troffenen Institutionen führt;

■ Um auf neue Herausforderungen reagieren zu kön-
nen, erhalten UN-Organe laufend neue Mandate,
ohne dass sie von alten, überholten Aufgaben ent-
lastet werden;

■ Die Finanzierung der verschiedenen Institutionen ist
oft stark fragmentiert und schlecht voraussehbar;

■ Ungenügend klare Rollen, Zuständigkeiten und Re-
chenschaftspflichten haben das Bewusstsein für Leis-
tung und Resultate geschwächt;

■ Weitere Hindernisse sind oftmals überholte Ge-
schäftspraktiken und Streitigkeiten über Finanzie-
rungsquellen.

Die Gruppe kommt zu dem Schluss, die UN müssten
in den Bereichen Entwicklung, humanitäre Hilfe und
Umwelt ihre gegenwärtige Fragmentierung überwin-
den und sehr viel einheitlicher agieren (deliver as
one) – was nicht notwendigerweise durch eine so-
fortige Fusion der betroffenen Institutionen gesche-
hen müsse. Unabdingbar sei jedoch eine klare Ver-

1 UN-Dok. A/RES/60/1 v. 16.9.2005.

2 UN-Dok. A/RES/60/1, Abs. 169.

3 Secretary-General’s High-level Panel on UN System-wide Coherence

in the Areas of Development, Humanitarian Assistance, and the Envi-

ronment. Vorsitz: Shaukat Aziz (Pakistan), Ministerpräsident Pakistans;

Luísa Dias Diogo (Mosambik), Ministerpräsident Mosambiks; Jens Stol-

tenberg (Norwegen), Ministerpräsident Norwegens. Mitglieder: Gor-

don Brown, MP, (Großbritannien), Schatzkanzler; Mohamed T. El-Ashry

(Ägypten), ehemaliger Vorsitzender und Geschäftsführer der Globalen

Umweltfazilität; Robert Greenhill (Kanada), Präsident der kanadischen

Agentur für internationale Entwicklung; Ruth Jacoby (Schweden), Bot-

schafterin Schwedens in Deutschland; Ricardo Lagos (Chile), ehemali-

ger Präsident der Republik Chile; Louis Michel (Belgien), Kommissar für

Entwicklung und humanitäre Hilfe, Europäische Union; Benjamin W. Mka-

pa (Tansania), ehemaliger Präsident Tansanias; Jean-Michel Severino

(Frankreich), Generaldirektor der französischen Agentur für Entwick-

lungsfinanzierung; Josette S. Sheeran (USA), Staatssekretärin für Wirt-

schaft, Handel und Landwirtschaft, Außenministerium der USA; Keizo

Takemi (Japan), leitender Vizeminister für Gesundheit, Arbeit und Wohl-

fahrt. Ex officio: Lennart Bage, Präsident des Internationalen Fonds für

landwirtschaftliche Entwicklung; Kemal Dervis, Administrator des Ent-

wicklungsprogramms der Vereinten Nationen.

4 Einheit in der Aktion, Bericht der Hochrangigen Gruppe des Ge-

neralsekretärs für Kohärenz des Systems der Vereinten Nationen auf

dem Gebiet der Entwicklung, der humanitären Hilfe und der Umwelt,

UN-Dok. A/61/583 v. 20.11.2006. Englisch: Delivering as One, Report of

the High-level Panel on United Nations System-wide, Coherence in

the Areas of Development, Humanitarian Assistance and the Envi-

ronment.

5 IDA (Internationale Entwicklungsorganisation), AsDF (Asiatischer

Entwicklungsfonds), AfDF (Afrikanischer Entwicklungsfonds), FSO/IDB

(Entwicklungsfonds der Interamerikanischen Entwicklungsbank).

6 FAO (Ernährungs- und Landwirtschaftsorganisation; WHO (Welt-

gesundheitsorganisation); UNESCO (UN-Organisation für Bildung, Wis-

senschaft und Kultur); ILO (Internationale Arbeitsorganisation). 

7 Die Bezeichnung ›freiwillig‹ erweckt bei vielen Finanzpolitikern un-

ter den Parlamentariern den Eindruck, dass es bei den entsprechenden

Beiträgen nicht so sehr darauf ankommt. Daher werden häufig bei

Sparmaßnahmen die so genannten freiwillige Beiträge zuerst Opfer

von Kürzungen. Dabei gibt es keinen triftigen Grund, weshalb die Bei-

träge für das UN-System ›freiwilliger‹ sein sollten als jene für die in-

ternationalen Finanzinstitutionen.

8 OECD (Organisation für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Ent-

wicklung); DAC (Ausschuss für Entwicklungshilfe der OECD).

9 UNFPA (UN-Bevölkerungsfonds); UNICEF (UN-Kinderhilfswerk); WFP

(Welternährungsprogramm).

10 Triennial Comprehensive Policy Review (Dreijährliche umfassende

Grundsatzüberprüfung der operativen Entwicklungsaktivitäten des Sys-

tems der Vereinten Nationen). Die letzte Überprüfung fand im Jahr 2004

statt, vgl. UN-Dok. A/RES/59/250 v. 22.12.2004.

11 So haben verschiedene Geberländer und die G-77/China die Bera-

tungen mit den Experten dazu genutzt, ihre zum Teil doch recht weit

auseinander liegenden Vorstellungen und Erwartungen schriftlich ein-

zureichen und in Umlauf zu bringen.

12 Vgl. Reden der Vorsitzenden der Gruppe bei der Vorstellung des

Berichts am 9. November 2006; http://www.un.org/events/panel/html/

page4.html; Pressekonferenz der Gruppe v. 9.11.2006, http://www.un.

org/News/briefings/docs/2006/061109_Coherence_Panel.doc.htm
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pflichtung aller Beteiligten auf die Verfolgung ge-
meinsamer Ziele mit einer entsprechenden Strategie.
»Wir unterbreiten zu diesem Zweck ambitiöse, aber
– wie uns scheint – erreichbare Ziele.«13

Auch wenn die Mitglieder der Gruppe bei der Vor-
stellung des Berichts die Empfehlungen als durch-
führbar (›doable‹) bezeichneten und gleichzeitig von
einem Paket sprachen, dass nicht aufgeschnürt wer-
den dürfe, so werden bei näherer Betrachtung nicht
alle Vorschläge gleich schnell zu realisieren sein. Da-
her dürfte eine pragmatische, schrittweise Umsetzung
einer mit beträchtlichen Risiken behafteten langwie-
rigen Aushandlung einer umfassenden Paketlösung
vorzuziehen sein. Doch auch ein schrittweises Vorge-
hen wird hohe Anforderungen an die Mitgliedslän-
der (Geber- wie Empfängerländer) und an die Lei-
tungsebenen der betroffenen UN-Institutionen stellen.

Bewertung der wichtigsten Empfehlungen

Bei der Lektüre des Berichts fällt rasch auf, dass die
Gruppe nicht alle Fragenkomplexe mit derselben In-
tensität behandelt hat. So begnügt sich die Gruppe
auf den Gebieten humanitäre Hilfe, Umwelt und Men-
schenrechte damit, auf die laufenden zwischenstaat-
lichen Beratungsprozesse und organisationsübergrei-
fenden Bemühungen hinzuweisen und deren Weiter-
führung zu unterstützen. Der vorliegende Beitrag geht
folglich nicht näher auf diese drei Bereiche ein. Auch
nicht weiter kommentiert wird die Schaffung eines
einzigen eigenständigen Organs im UN-System für
Gleichstellungsfragen. Dieser Vorschlag hat zurzeit
gute Chancen, die zur Realisierung notwendige brei-
te Unterstützung zu finden. 

Einheitliche Präsenz auf Landesebene

Dieses auf den ersten Blick ambitiös anmutende Kon-
zept kommt letztlich einer konsequenten Weiterent-
wicklung bisheriger und laufender Reformschritte
gleich. Es stellt allerdings hohe Anforderungen an
alle Beteiligten, vor allem an das UNDP in seiner Dop-
pelrolle als die Institution, die den residierenden Ko-
ordinator stellt, und als eigenständige Institution mit
eigenem Programm. So ist zum Beispiel die vorgese-
hene strikte Trennung zwischen den beiden Funktio-
nen wie auch die künftigen Programmprioritäten des
UNDP noch ungenügend klar definiert, was insbe-
sondere bei gewissen Sonderorganisationen auf Zu-
rückhaltung und Skepsis zu stoßen scheint. Die Um-
setzung des neuen Konzepts wird aber auch ganz we-
sentlich von zwei weiteren Faktoren abhängen: Zum
einen von einer sehr viel effizienteren interministeri-
ellen Koordinierung, einschließlich einer besseren
Transparenz und entsprechenden Rechenschafts-
pflicht auf Seiten der Empfängerländer (good reci-
pientship) und zum anderen von der Bereitschaft
der Geberländer, das Konzept als vorbildliche Geber
multilateraler Entwicklungshilfe (good multilateral

Die wichtigsten Empfehlungen

1. Schaffung einer einheitlichen Präsenz der Vereinten Nationen auf
Landesebene (One United Nations), mit einem Leiter, einem Programm,
einem Budget und – wo möglich – einem Büro (gemeinsame Infrastruk-
tur). Im Laufe des Jahres 2007 soll das Konzept in fünf Ländern getes-
tet und im Erfolgsfall auf 20 bis zum Jahr 2009, 40 bis zum Jahr 2010
und bis zum Jahr 2012 auf alle sich eignenden Länder ausgeweitet
werden;

2. Einrichtung eines Rates für nachhaltige Entwicklung als Aufsichtsor-
gan für die einheitlichen Landesprogramme;

3. Ernennung eines Entwicklungskoordinators, dem die Verantwortung
für die im Rahmen der Entwicklungsaktivitäten erbrachten Leistungen
und die damit verbundene Rechenschaftslegung übertragen wird;

4. Einsetzung einer unabhängigen Arbeitsgruppe, mit dem Auftrag, ver-
bleibende Überschneidungen innerhalb des Systems der Vereinten
Nationen zu beseitigen und UN-Institutionen gegebenenfalls zu kon-
solidieren.

5. Schaffung eines Finanzierungsmechanismus für die Millenniums-
Entwicklungsziele, der eine mehrjährige Finanzierung für die einheit-
lichen Landesprogramme und für Organisationen, die gute Ergebnis-
se erzielen, gewährt.

6. Schaffung eines gemeinsamen Evaluierungssystems der Vereinten
Nationen zur Förderung der Transparenz und Rechenschaftslegung
bis spätestens 2008, das auf einer gemeinsamen Evaluierungsme-
thode beruht. Die Harmonisierung soll aber auch in anderen Ge-
schäftsbereichen verschiedener Institutionen weiter vorangetrieben
werden;

7. Bei humanitären Katastrophen und Notfällen kommt dem UN-Sys-
tem unbestritten eine führende Rolle zu. Die Gruppe empfiehlt mit
Nachdruck, die bereits unternommenen Anstrengungen zur Stärkung
der Rolle der UN und der Koordinierung der verschiedenen Akteure
untereinander weiterzuführen und zu intensivieren;

8. Im Umweltbereich sollen die internationalen Lenkungsstrukturen ge-
stärkt und kohärenter gestaltet werden, um die Wirksamkeit und Ziel-
gerichtetheit der Umwelttätigkeiten des Systems der Vereinten Na-
tionen zu verbessern;

9. Für Fragen der Gleichstellung der Geschlechter und der Ermächti-
gung der Frauen soll eine einzige, dynamische Institution der Verein-
ten Nationen geschaffen werden.

10. Koordinierung und Arbeitsteilung mit der Weltbank und dem Inter-
nationalen Währungsfonds (IWF): Der UN-Generalsekretär, der Prä-
sident der Weltbank und der Exekutivdirektor des IWF sind aufgefor-
dert, die bestehenden Kooperationsvereinbarungen zu überprüfen
und die Rollen sowie die Arbeitsteilung zwischen ihren Organisatio-
nen im Lichte der sich verändernden Umstände anzupassen;

11. Schaffung eines für das ganze UN-System gültigen Bezugsrahmens
unter der Leitung des Amtes des Hohen Kommissars für Menschen-
rechte, um die Förderung und den Schutz der Menschenrechte sys-
temweit zu verstärken; 

12. Schaffung eines Forums globaler Führer (L-27) mit dem Ziel, die Poli-
tik-Koordinierungsrolle des Wirtschafts- und Sozialrats (ECOSOC) in
wirtschaftlichen und sozialen Belangen substanziell zu verstärken. 

Quelle: Einheit in der Aktion, Bericht der Hochrangigen Gruppe des Generalsekretärs für Ko-

härenz des Systems der Vereinten Nationen auf dem Gebiet der Entwicklung, der humanitä-

ren Hilfe und der Umwelt, UN-Dok. A/61/583 v. 20.11.2006.
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development donors)14 voll und ganz mitzutragen
beziehungsweise zu unterstützen. 

Bei der Planung der einheitlichen Landesprogram-
me wird einerseits auf eine möglichst breite Partizi-
pation (auch der UN-Sonderorganisationen) schon
von Anfang an zu achten sein; anderseits werden die
UN-Landesteams aber auch sicherstellen müssen, dass
die besagten Programme relativ zügig erstellt und zur
Genehmigung unterbreitet werden. 

Eine besondere Herausforderung vor allem für die
Geberländer stellt die Komponente des einen Haus-
halts dar. Wie kann sichergestellt werden, dass ein
solches einheitliches Landesprogramm über vier Jah-
re vollumfänglich mit möglichst ungebundenen Mit-
teln finanziert wird? Was müsste mit ungebundenen
Beiträgen, was kann mit projektgebundenen Beiträ-
gen finanziert werden? Sind die Geldgeber bereit, ein-
heitliche Landesprogramme vor Ort mit vornehm-
lich ungebundenen Beiträgen zu finanzieren und da-
bei auch Mehrjahresverpflichtungen einzugehen?

Vietnam wird im Zusammenhang mit dem Kon-
zept der einheitlichen Landesprogramme häufig als
Musterbeispiel zitiert. Ist Vietnam das wirklich? Sind
die Umstände, unter denen das UN-System in diesem
Land operiert, nicht doch sehr speziell (stark zentra-
lisierte Regierungsverwaltung mit sehr klaren Vor-
stellungen, was sie vom UN-System und anderen Part-
nern erwartet). Inzwischen haben sich allerdings wei-
tere sieben Länder bereit erklärt, sich einer Pilotpha-
se zu unterziehen (Albanien, Kap Verde, Mosambik,
Pakistan, Tansania, Ruanda und Uruguay). Mit die-
ser ersten Liste von Kandidaten werden sich die UN-
Mitgliedsländer und die verschiedenen Institutionen
schon relativ bald ein erstes Bild über die Umsetzung
des Konzepts unter verschiedenen Umständen und
Voraussetzungen machen können. 

Entwicklungskoordinator

Hier geht es um mehr als die Formalisierung einer
bereits bestehenden Funktion, nämlich dem Vorsitz
der von Kofi Annan geschaffenen UNDG. Die Hoch-
rangige Gruppe ist zu dem Schluss gekommen, dass
diese Rolle auch in Zukunft dem UNDP-Adminis-
trator anvertraut werden sollte. Es handelt sich zwei-
fellos um eine Schlüsselfunktion im ganzen Reform-
prozess, die sehr hohe Anforderungen an die Füh-
rungsqualitäten des Gruppenleiters stellen wird. Stark
gefordert wird aber auch die UNDG (die in ›Deve-
lopment Policy and Operations Group‹ umgetauft
werden soll) als Ganzes sein. Und letztlich nicht min-
der wichtig wird sein, dass der neue Generalsekretär
mit Überzeugung und Entschlossenheit die politische
Führung des Prozesses übernimmt und den Koordi-
nator tatkräftig unterstützt.

Neue zwischenstaatliche Lenkungsstrukturen

Der ECOSOC ist seit Jahren eines der größeren Sor-
genkinder der UN. Mit der Aufsicht über die Um-

13 Ebd.

14 Das heißt unter Einhaltung gewisser Grundsätze vorbildlichen Ver-

haltens, ähnlich wie dies eine Gruppe von humanitären Gebern (good

humanitarian donorship) seit einiger Zeit zu tun versucht.

setzung der MDGs und neuerdings der Einrichtung
eines jährlichen Ministertreffens sowie eines alle
zwei Jahre stattfindenden Forums für Entwicklungs-
zusammenarbeit dürfte er eine gewisse Aufwertung
erfahren. Der Vorschlag der Gruppe, den ECOSOC
zusätzlich mit einem Forum globaler Führer (Global
Leaders’ Forum – L-27) zu verstärken, ist an sich
keine neue Idee. Man hätte jedoch erwarten kön-
nen, dass sich die Gruppe intensiver mit der prakti-
schen Umsetzung dieses mit Sicherheit äußerst um-
strittenen Vorhabens auseinandersetzt. In der vorlie-
genden Form (halb so viele Mitglieder wie der ECO-
SOC selbst) dürfte der Vorschlag für die Mehrzahl der
G-77 Länder und vermutlich auch einige andere Län-
der kaum akzeptabel sein.

Die Schaffung eines Rates für nachhaltige Ent-
wicklung (UN Sustainable Development Board), wel-
cher (anfänglich) an die Stelle der derzeit bestehen-
den gemeinsamen Tagungen der Aufsichtsgremien
von UNDP, UNFPA, UNICEF und WFP treten wür-
de, scheint hingegen von der Gruppe ausführlich dis-
kutiert worden zu sein. Das neue Organ hätte wich-
tige Funktionen in Bezug auf die Prüfung und Ge-
nehmigung der einheitlichen Landesprogramme so-
wie die Ressourcenallokation des neu zu schaffenden
Finanzierungsmechanismus für die Millenniums-Ent-
wicklungsziele zu erfüllen. Doch auch bei diesem Vor-
schlag bleiben noch eine ganze Reihe von Fragen un-
geklärt, etwa in Bezug auf die Zusammensetzung des
Gremiums, seine praktische Arbeitsweise sowie sei-
ne Abgrenzung gegenüber den wohl eine Weile noch
weiter bestehenden Exekutivgremien der UN-Fonds
und -Programme.

Arbeitsgruppe zur Beseitigung von 
Überschneidungen

Obwohl verschiedene Geberländer im Vorfeld radi-
kale Umstrukturierungen und zum Teil Zusammen-
legungen bestehender UN-Institutionen verlangt und
auch schriftliche Vorschläge dafür eingereicht hatten,
schlugen die Experten schließlich ein wesentlich
pragmatischeres Vorgehen vor. Die Begründung lau-
tete dabei, dass detailliertere Vorschläge für eine Straf-
fung und Konsolidierung des Systems eine weitaus
tiefer gehende Analyse erfordert hätten, und dazu sei
die zur Verfügung stehende Zeit zu kurz gewesen.
Die Gruppe schlägt dem Generalsekretär dann aber
doch vor, eine unabhängige Arbeitsgruppe einzuset-
zen, die »die jeweilige Rolle der Fonds, Programme,
Sonderorganisationen und Regionaleinrichtungen der
Vereinten Nationen, einschließlich des Sekretariats
der Vereinten Nationen, klar abgrenzen soll. Sie soll
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inakzeptabel sein.
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einer allzu großen (bilateralen) Einflussnahme einzel-
ner Mitgliedsländer schützt und ihm folglich auch
erlaubt, seine Aufgaben effizienter als bisher wahr-
zunehmen.

In diesem Zusammenhang hätte man von der Grup-
pe gerne etwas mehr über den vorgeschlagenen Fi-
nanzierungsmechanismus für die Millenniums-Ent-
wicklungsziele erfahren, insbesondere über dessen
Ausstattung, Leitung, Verwaltung und Interventions-
kriterien. Auch bleibt vorläufig unklar, wie »UN-In-
stitutionen, die der Reform verpflichtet sind« dafür
aus dem besagten Fonds ›belohnt‹ werden sollen.

Systemübergreifender 
Evaluierungsmechanismus

Der Ruf nach mehr unabhängigen Evaluierungen von
Entwicklungsprogrammen hat seit einiger Zeit Hoch-
konjunktur. Daher überrascht es nicht, dass die Grup-
pe sich für das UN-System ein gemeinsames Vorge-
hen in dieser Frage wünscht und einen gemeinsamen
Mechanismus vorschlägt, jedoch ohne diesen näher
zu beschreiben. Der Bericht betritt hier kein Neuland
(und dies gilt auch für die verschiedenen weiteren
Harmonisierungsmaßnahmen), werden diese Themen
doch bereits seit längerem, insbesondere im Rahmen
der UNDG, angegangen sowie im Rahmen des TCPR-
Prozesses von Generalversammlung und ECOSOC
aufmerksam begleitet. 

Koordinierung mit anderen 
multilateralen Akteuren

Der Bericht stellt zu Recht fest, dass es zwischen der
Weltbank (ursprünglich als Teil des UN-Systems ge-
dacht) und den UN im Laufe der Zeit zu immer
mehr Überschneidungen gekommen ist und fordert
folgerichtig: »Es gilt daher, ein Gleichgewicht zwi-
schen einem gesunden Wettbewerb und ineffizien-
ten Überschneidungen sowie offenen Lücken zu fin-
den.«16 Der Generalsekretär müsse sich, so der Be-
richt, mit den Leitern von Weltbank und IWF zu-
sammensetzen mit dem Ziel, die Zusammenarbeit
zwischen dem UN-System und den Bretton-Woods-
Institutionen zu überprüfen und wenn nötig neue Ver-
träge abschließen. Auch wenn es in der Praxis durch-
aus Beispiele guter Zusammenarbeit zwischen UN-
System und den Bretton-Woods-Institutionen gibt,
ist es auf den Chefetagen bisher doch meist bei all-
gemeinen Absichtserklärungen geblieben. Zu bedeu-
tenden Fortschritten auf breiter Front dürfte es je-
doch letztlich erst kommen, wenn sich auch die Mit-
gliedsländer mit wesentlich größerer Kohärenz und
Konsequenz in Leitungsorganen der besagten Institu-
tionen dafür einsetzen.

Fazit und nächste Schritte

Obwohl der Bericht nun schon knapp fünf Monate
vorliegt, hat noch keine öffentliche Debatte darüber

konkrete Empfehlungen für die Zusammenlegung
oder Konsolidierung einander überschneidender Auf-
gaben abgeben und die Komplementarität der Man-
date sicherstellen.«15

Angesichts der bekannten Komplexität des heuti-
gen Systems und der eng damit verbundenen vielfäl-
tigen politischen Interessen, wird sich der neue Ge-
neralsekretär das weitere Vorgehen in dieser Angele-
genheit gut überlegen müssen, wenn er in angemes-
sener Zeit wirksame Verbesserungen erreichen will.
Der Einsatz einer weiteren unabhängigen Arbeitsgrup-
pe ist dabei wohl nur als eine von mehreren mögli-
chen Optionen anzusehen. 

Finanzierung

Der Bericht der Gruppe verweist zu Recht auf ver-
schiedene Schwachstellen in der bisherigen Finanzie-
rung der Entwicklungsaktivitäten. Dass die unsiche-
re Finanzierung und die starke Fragmentierung des
Systems auch etwas mit der oben angesprochenen
Freiwilligkeit zu tun haben könnte, wird allerdings
erstaunlicherweise nicht angesprochen.

Die von der Gruppe vorgeschlagene Therapie,
welche unbeirrt am Prinzip der ›Freiwilligkeit‹ der
Beiträge festhält, geht offenbar von der Annahme
aus, dass der zusätzliche Finanzbedarf für die einheit-
lichen Landesprogramme hauptsächlich von den
Geberländern vor Ort gedeckt würde. Alle übrigen
Programmaktivitäten (das heißt unterfinanzierte Lan-
desprogramme sowie regionale und globale Pro-
gramme) würden soweit wie möglich aus allgemei-
nen Mitteln der einzelnen Institutionen sowie zusätz-
lich mit den Mitteln des neu zu schaffenden Finan-
zierungsmechanismus für die Millenniums-Entwick-
lungsziele finanziert. Die Geberländer werden dabei
zwar einmal mehr – aber doch eher beiläufig – auf-
gefordert, den UN-Fonds und -Programmen allge-
meine, ungebundene Beiträge zur Verfügung zu stel-
len, um deren notwendige Autonomie zu gewährleis-
ten und um die Transferkosten möglichst tief zu hal-
ten. Unter den gegebenen Umständen wird es aller-
dings sehr viel Überzeugungskraft brauchen, um die
Geberländer dazu zu bringen, den  ungebundenen Bei-
trägen von sich aus wieder deutlich den Vorrang vor
den (vermeintlich) attraktiveren zweckgebundenen
Finanzierungen zu geben – und darüber hinaus Mehr-
jahresverpflichtungen einzugehen. Interessanterwei-
se werden die Entwicklungsfonds der internationa-
len Finanzinstitutionen seit Jahren zum größten Teil
über solche allgemeinen, ungebundenen Beiträge fi-
nanziert. Bei den UN-Fonds und -Programmen
scheint dieser Weg jedoch weiterhin versperrt. Ob
dies auf ungewollte mangelhafte Kohärenz oder feh-
lendem politischen Willen zurückzuführen ist, dar-
über mag spekuliert werden. Letztere werden jeden-
falls nicht darum herumkommen, sich ernsthaft zu
überlegen, wie das UN-System mit einer sicheren Ba-
sisfinanzierung ausgestattet werden kann, die es vor
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stattgefunden. Die Mitgliedsländer haben ganz of-
fensichtlich dem neuen Generalsekretär, an den der
Bericht in erster Linie gerichtet ist, nicht zuvor kom-
men wollen. Dass Ban Ki-moon etwas Zeit brauchen
würde, den Bericht eingehender zu studieren und sich
ein eigenes Urteil über die verschiedenen Empfehlun-
gen sowie das weitere Vorgehen zu bilden, lag auf
der Hand. Dem Vernehmen nach soll nun im Laufe
des Monats April mit einer ersten Stellungnahme
von Seiten des Generalsekretärs gerechnet werden
können. Sekretariatsintern wurde jedoch bereits kurz
nach der Vorstellung des Berichts der UNDP-Admi-
nistrator und Vorsitzende der UNDG, Kemal Der-
vis, von Kofi Annan beauftragt, mit der UNDG die
Umsetzung der an die UN-Institutionen gerichteten
Empfehlungen des Berichts eingehend zu prüfen und
deren Umsetzung soweit wie möglich voranzutrei-
ben. Erste Rückmeldungen aus New York wie auch
aus Pilotländern des Programms lassen vermuten,
dass die künftige Arbeitsteilung zwischen UNDP (in
seiner Doppelrolle als koordinierende Instanz und
Institution mit eigenem Programm) und den andern
UN-Akteuren auf Landesebene sowie die volle Finan-
zierung der einheitlichen Landesprogramme zu den
größten unmittelbaren Herausforderungen des neuen
Reformpakets gehören werden. 

Was die weitere zwischenstaatliche Behandlung
des Berichts betrifft, so scheint die sinnvollste wie
auch effizienteste Lösung darin zu bestehen, vor al-
lem die ›operativen‹ Empfehlungen für den Ent-
wicklungsbereich in die gegenwärtig stattfindende
dreijährliche Überprüfung der UN-Entwicklungs-
aktivitäten (TCPR) in diesem Jahr einfließen zu las-
sen. Während die Vorschläge in Bezug auf huma-
nitäre Hilfe und Umwelt in bereits bestehenden
Konsultationsprozessen behandelt werden dürften,
werden für die Empfehlungen die zwischenstaatli-
che Lenkung und die Zusammenlegung von Sekre-
tariatseinheiten betreffend separate Beratungen von
Vorteil sein.

Auch wenn der Bericht der Hochrangigen Grup-
pe – von wenigen Ausnahmen abgesehen – keine
völlig neuen Ideen enthält, kommt ihm doch in ver-
schiedenerlei Hinsicht wegweisende Bedeutung zu.
Dazu zählen sicherlich die behutsame (bottom up)
Einführung des Konzepts einer einheitlichen Präsenz
auf Landesebene, die Verstärkung der UNDG-Struk-
tur und die Schaffung eines Rates für nachhaltige
Entwicklung. Der Bericht stellt zudem in manch an-
derer Beziehung eine wertvolle Ergänzung und Unter-
stützung laufender Reformanstrengungen (vor al-
lem jener im Rahmen des TCPR-Prozesses) dar. We-
niger inspirierend sind hingegen die Empfehlungen
der Gruppe was die künftige Finanzierung der Ent-
wicklungsaktivitäten des UN-Systems sowie was die
Mittel und Wege zur Verbesserung der Zusammen-
arbeit mit IWF und Weltbank und anderen wichti-
gen multilateralen Akteuren angeht. 

15 Bericht ›Einheit in der Aktion‹, a.a.O. (Anm. 4), S. 13.

16 Bericht ›Einheit in der Aktion‹, a.a.O. (Anm. 4), S. 17.

17 Gruppe von gleichgesinnten Staaten (Geberländern), zu denen

neben den skandinavischen Ländern, den Niederlanden, Kanada unter

anderem auch Deutschland gehört.

Eine der wichtigsten Erkenntnisse aus den Fest-
stellungen und Folgerungen der Gruppe dürfte jedoch
sein, dass eine wesentlich größere Kohärenz und Ef-
fizienz im UN-System nur zu erreichen sein wird,
wenn sich alle Schlüsselakteure – vom Generalse-
kretär über den Entwicklungskoordinator, die Lei-
ter der verschiedenen UN-Institutionen bis hin zu den
Mitgliedsländern – entschlossen und konsequent da-
für einsetzen. Dies wird unter anderem bedingen,
dass sowohl Geber- als auch Empfängerländer sich
gegenüber den Institutionen des UN-Systems eines
bedeutend kohärenteren Verhaltens (als bisher) be-
fleißigen und insbesondere auch ihre diesbezügliche
nationale interministerielle Koordinierung wesent-
lich verbessern. 

Des Weiteren wird es essenziell sein, dass die Ge-
berländer den Pilotprojekten nach dem neuen Kon-
zept mit den ihnen zur Verfügung stehenden Mitteln
zum Erfolg verhelfen. Die gleichen Länder werden
aber nicht darum herumkommen, über die Finanzie-
rung der einheitlichen Landesprogramme in ihren ei-
genen bilateralen Schwerpunktländern hinaus zu den-
ken, wenn ihnen wirklich daran liegt, dass das UN-
System auch in Zukunft zu den Hauptakteuren in der
internationalen Entwicklungszusammenarbeit welt-
weit gehört.

Die Fortsetzung des Reformprozesses wird für
Ban Ki-moon in den nächsten Monaten und Jahren
eine ganz besondere Herausforderung darstellen. Er
wird dabei sicher fest damit rechnen, dass die Län-
der der so genannten Utstein-Gruppe17, mit ihren
guten Kontakten zu zahlreichen anderen Mitglieds-
ländern (Geber- wie Empfängerländer), in den be-
vorstehenden Verhandlungen den eingeschlagenen
Reformkurs tatkräftig mittragen und auch finanziell
glaubwürdig unterstützen.
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Da die Entwicklungsländer zwei Drittel der UN-Mit-
glieder stellen, ist ihre Unterstützung für die Umset-
zung jeglicher Reform des UN-Systems unerlässlich.
Ban Ki-moon wird wenig Erfolg beschieden sein, ge-
lingt es ihm nicht, sie davon zu überzeugen, dass kei-
ne anderen Ziele hinter den jüngsten Empfehlungen
einer Expertenkommission stecken. Der Süden be-
fürchtet, dass die vorgeschlagenen Kostensenkungs-
maßnahmen und das Konzept der einheitlichen Lan-
desprogramme zu sinkenden Gebermitteln und neu-
en Konditionalitäten führen werden. Jeder Reform-
vorschlag, der Menschenrechte und Entwicklungs-
hilfe verknüpft, wird daher sicherlich zum Scheitern
verurteilt sein.

Die bedeutendsten und sichtbarsten Erfolge der Ver-
einten Nationen in den letzten 60 Jahren sind sicher-
lich im Entwicklungsbereich zu finden. Dazu gehören
Aufgaben wie Aufbau der Infrastruktur, Gesundheits-
versorgung, Förderung und Schutz von Kindern und
Frauen, Bevölkerungspolitik, humanitäre Hilfe und
Umweltschutz.

Fortschritte in diesen Bereichen waren jedoch ent-
weder außerordentlich langsam oder wurden gar
durch diverse Faktoren behindert, etwa durch die Pro-
liferation von UN-Mandaten, inkohärente bis wider-
sprüchliche Strategien, Doppelarbeit, Kompetenzstrei-
tigkeiten und unklare Befugnisse.

Das gegenwärtige UN-System

Heute bestehen die Vereinten Nationen aus nicht
weniger als 14 Fonds und Programmen, 17 Sonder-
und verwandte Organisationen, 17 Abteilungen und
Büros des UN-Sekretariats, fünf Forschungs- und
Ausbildungsinstituten, neun Fachkommissionen so-
wie fünf Regionalkommissionen. In einigen Berei-
chen, wie etwa Wasser und Energie, konkurrieren
20 UN-Organisationen gleichzeitig um die begrenzten
Ressourcen. Und laut den UN sind mit dem Thema
Umwelt mehr als 30 UN-Organisationen und -Pro-
gramme aktiv befasst.

Auch im Bereich Handel sind mehrere UN-Orga-
ne parallel tätig: das Mandat der Handels- und Ent-
wicklungskonferenz der Vereinten Nationen (UN
Conference on Trade and Development – UNCTAD)
in Genf überschneidet sich mit denen des Internatio-
nalen Handelszentrums und der fünf Regionalkom-
missionen. Doppelarbeit entsteht sowohl durch die
Arbeit der UNCTAD als auch der UN-Hauptabtei-
lung Wirtschaftliche und Soziale Angelegenheiten (De-
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partment of Economic and Social Affairs – DESA) in
New York.

Überschneidungen und Redundanzen bestehen
zudem im Bereich nachhaltige Entwicklung und im
Wohn- und Siedlungswesen, in denen mindestens fünf
UN-Institutionen tätig sind: DESA, das Programm
der Vereinten Nationen für menschliche Siedlungen
(UN-Habitat), das Umweltprogramm der Vereinten
Nationen (UN Environment Programme – UNEP),
das Entwicklungsprogramm der Vereinten Nationen
(UN Development Programme – UNDP) und die Se-
kretariate verschiedener Übereinkommen, die zu nach-
haltige Entwicklung, einschließlich biologischer Viel-
falt, Klimawandel und Wüstenbildung, arbeiten.

In einer seiner letzten Reden über die Rolle der
Vereinten Nationen im Bereich Entwicklung, sagte
Generalsekretär Kofi Annan, »dass den Regierungen
Afrikas trotz der enormen Fortschritte in den letzten
Jahren sehr wohl bewusst ist, dass wir noch immer
nicht über jenes gut strukturierte und angemessen
ausgestattete UN-System verfügen, das wir eigentlich
brauchen.«1 Vielen Afrikanern erschienen die UN
als zu unübersichtlich und es frustriere sie, sich mit
dem System auseinander zu setzen, so Annan. Das
läge vor allem daran, dass sich die UN in so vielen
unterschiedlichen Formen präsentieren und die Man-
date sich entweder überschneiden oder enorme Lü-
cken aufweisen. »Häufig hat man es mit zehn oder
gar 20 verschiedenen UN-Organisationen gleichzei-
tig zu tun, deren Hilfe weder koordiniert oder stra-
tegisch ist noch den Anforderungen gerecht wird,«2

klagte Annan kurz vor Ende seiner zehnjährigen Amts-
zeit als höchster Verwaltungsbeamter.

Als Ergebnis dieser wachsenden Unzufriedenheit
wurde auf dem Weltgipfel im September 2005 be-
schlossen, die weitere Stärkung des Managements
und der Koordinierung der operativen Tätigkeiten der
Vereinten Nationen zu veranlassen, einschließlich der
Vorschläge für straffer geführte Organisationseinhei-
ten auf den Gebieten Entwicklung, humanitäre Hil-
fe und Umwelt.3

Die Hochrangige Gruppe

In Erfüllung dieses Auftrags richtete Annan die Hoch-
rangige Gruppe für Kohärenz des Systems der Ver-
einten Nationen auf dem Gebiet der Entwicklung,
der humanitären Hilfe und der Umwelt ein. Sie soll-
te zur Beseitigung der bestehenden Defizite Empfeh-
lungen abgeben. Der im Februar 2006 einberufenen
Hochrangigen Gruppe gehörten amtierende und ehe-

Thalif Deen
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malige Regierungschefs sowie hochrangige Regie-
rungs- und UN-Beamte an. In ihrem am 9. Novem-
ber 2006 vorgestellten Bericht4 fordert die Gruppe
eine radikale Umstrukturierung des Entwicklungs-
bereichs der Vereinten Nationen. 

Die wichtigsten Vorschläge

Zu den wichtigsten Vorschlägen gehören: 
■ die Schaffung einer einheitlichen Präsenz der Ver-
einten Nationen auf Landesebene, des so genannten
›einheitlichen Landesprogramms‹ mit einem Leiter, ei-
nem Programm und einem Haushalt sowie einem Büro;
■ die Einrichtung eines Rates für nachhaltige Ent-
wicklung zur Überwachung der einheitlichen Präsenz
auf Landesebene; 
■ die Gründung eines Forums globaler Führer (L-27)
innerhalb des ECOSOC zur Stärkung seiner politi-
schen Koordinierungsrolle im Wirtschafts- und So-
zialbereich; 
■ die Einsetzung einer neuen Gruppe bestehend aus
dem UN-Generalsekretär, dem Präsidenten der Welt-
bank und dem Exekutivdirektor des Internationalen
Währungsfonds (IWF) zur Prüfung, Aktualisierung
und Zusammenfassung der zwischen ihnen geschlos-
senen formalen Vereinbarungen über ihre jeweilige
Rolle und ihre Beziehungen auf globaler und natio-
naler Ebene;
■ die Schaffung eines neuen Finanzierungsmechanis-
mus zur Umsetzung der Millenniums-Entwicklungs-
ziele (MDGs), um eine mehrjährige Finanzierung der
einheitlichen Landesprogramme zu gewährleisten; 
■ die Stärkung des UNEPs; sowie 
■ die Etablierung eines neuen Postens eines Unter-
generalsekretärs zur Leitung einer einzigen, dynami-
schen Institution der Vereinten Nationen für Gleich-
stellungsfragen und die Förderung der Frau. Sie soll
durch die Zusammenlegung dreier bestehender UN-
Institutionen für Frauen- und Gleichstellungsfragen
entstehen: des Entwicklungsfonds der Vereinten Na-
tionen für die Frau (UNIFEM), des Büros der Sonder-
beraterin für Gleichstellungsfragen und Frauenförde-
rung sowie der Abteilung Frauenförderung.

Jens Stoltenberg, Ministerpräsident Norwegens
und einer der Kovorsitzenden der Gruppe, wies bei
der Pressekonferenz anlässlich der Vorstellung des
Berichts am 9. November 2006 darauf hin, dass die
UN bis zu 20 Prozent ihrer gegenwärtigen system-
weiten Kosten durch die Beseitigung von Doppelar-
beit und die Konsolidierung bestimmter Fonds und
Programme einsparen könnte. »Der Gedanke dabei
ist, das Geld nicht zugunsten der Geberländer ein-
zusparen, sondern diese Ersparnisse für humanitäre
Hilfe einsetzen zu können«, so Stoltenberg.5

»Jede Organisation, ob international, regional oder
lokal, muss sich von Zeit zu Zeit neu erfinden«, so
der pakistanische Ministerpräsident Shaukat Aziz,
ein weiterer Kovorsitzender der Gruppe. »Wenn wir
die UN als eine einzige Institution, eine einzige Familie

auf Landesebene darstellen würden, dann werden wir
ihre Effektivität außerordentlich steigern können.«6

Im Februar 2007 verkündete Kemal Dervis als
Vorsitzender der Gruppe der Vereinten Nationen für
Entwicklungsfragen (United Nations Development
Group – UNDG), dass acht Länder – Albanien, Kap
Verde, Mosambik, Pakistan, Ruanda, Tansania, Ugan-
da und Vietnam – beginnen werden, als Pilotländer
das einheitliche Landesprogramm zu testen. Die Re-
gierungen dieser Länder haben sich freiwillig dazu be-
reit erklärt, als Pioniere dieses neuen Konzepts ein-
heitlicher Landesprogramme zu fungieren. »Wir sind
gespannt darauf, die Erfolge dieser Pioniere auswer-
ten zu können, um wertvolle praktische Lehren zu
ziehen, die zur umfassenden Diskussion über die Stär-
kung der UN-Entwicklungsaktivitäten beitragen kön-
nen,«7 so Dervis. 

»Ziel dieser Initiative ist, Doppelarbeit und Trans-
aktionskosten zu mindern, so dass die UN ihre Res-
sourcen effektiver einsetzen können, um die Partner-
länder bei der Erreichung ihrer Entwicklungsziele zu
unterstützen«, fügte er hinzu. Einige Geber wiesen
darauf hin, dass sie einen zunehmend kohärenten und
koordinierten Ansatz durch die Bündelung von Fi-
nanzierungsquellen auf Landesebene verfolgen wer-
den, um die Arbeit der UN zu unterstützen. Diese
Pilotprojekte spiegeln die Verpflichtung der Verein-
ten Nationen wider, Expertise, Erfahrungen und Ka-
pazitäten der gesamten UN-Familie zu vereinen, um
nationale Entwicklungsstrategien zu fördern, so Der-
vis. Und er fügte hinzu, dass die Pilotprogramme auf-
zeigen werden, inwiefern die UN-Familie eine ver-
stärkte Koordinierung auf Landesebene leisten kann.

Doch trotz der guten Absichten der Gruppe wird
die erfolgreiche Umsetzung ihrer Vorschläge größ-

1 UN Secretary-General’s Speech at the The Fifth African Development

Forum (ADF-V) ›Youth and Leadership in the 21 st Century‹, 16.11.2006,

Addis Ababa; http://www.uneca.org/ADF/speech_annan.htm

2 Ebd.

3 UN-Dok. A/RES/60/1 v. 16.9.2005, Abs. 169.

4 Einheit in der Aktion, Bericht der Hochrangigen Gruppe des Gene-

ralsekretärs für Kohärenz des Systems der Vereinten Nationen auf

dem Gebiet der Entwicklung, der humanitären Hilfe und der Umwelt,

UN-Dok. A/61/583 v. 20.11.2006. Englisch: Delivering as one, Report of

the High-level Panel on United Nations System-wide, Coherence in the

Areas of Development, Humanitarian Assistance and the Environ-

ment.

5 Pressekonferenz der Hochrangigen Gruppe vom 9.11.2006 in New

York; http://www.un.org/News/briefings/docs/2006/061109_Coherence

_Panel.doc.htm

6 Ebd.

7 Kemal Dervis auf einer Pressekonferenz am 1.2.2007, UN Pro-

gramme Launched to Harmonize Development Efforts, Eliminate In-

efficiency, http://www.un.org/apps/news/story.asp?NewsID=21417

&Cr=UNDP&Cr1=
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toren sollten zusätzlich als ›UN-Gesandte‹ eingesetzt
und damit den Leitern diplomatischer Missionen
gleichgestellt werden.

Als Teil der Maßnahmen zur Umstrukturierung
und Kostensenkung empfahl Boutros-Ghali, alle UN-
Feldbüros wie etwa des UNDP, des Kinderhilfswerks
(UNICEF) und des Bevölkerungsfonds der Vereinten
Nationen (United Nations Population Fund – UNFPA)
unter einem Dach zu vereinen und in einem UN-Ge-
bäude unterzubringen. Während die westlichen Län-
der, einschließlich der Vereinigten Staaten und der
EU-Länder, die Vorschläge Boutros-Ghalis unterstütz-
ten, wurden sie von der G-77 abgelehnt, die Vorbe-
halte gegenüber einer Stärkung der residierenden Ko-
ordinatoren äußerte. Die G-77 befürchtete, diese neu-
en UN-Gesandten würden letztlich mit der Macht
ausgestattet werden, nicht nur die operativen Akti-
vitäten im Wirtschaft- und Sozialbereich zu koordi-
nieren, sondern auch Wahlen und Menschenrechts-
verletzungen zu überwachen. »Die Minister der G-
77 lehnen entschieden die Ausweitung des Aufga-
benbereichs der residierenden Koordinatoren auf die
politische Ebene ab«, heißt es in der 18-seitigen Er-
klärung,11 die die G-77-Außenminister auf ihrem 17.
Jahrestreffen im Oktober 1993 verabschiedeten. 

Reaktion der G-77

Der Bericht der Hochrangigen Gruppe hat ähnlich
negative Reaktionen aus den Reihen der Entwick-
lungsländer hervorgerufen. In einem bislang unveröf-
fentlichten Brief an Generalsekretär Ban Ki-moon
vom 19. März 2007 äußerten sowohl die G-77 als
auch die NAM starke Vorbehalte gegenüber einigen
Empfehlungen der Gruppe.12 Der Brief des gemein-
samen Koordinierungsausschusses der beiden Grup-
pen war das Ergebnis eines Botschafter-Treffens von
G-77 und NAM, bei dem die meisten Empfehlungen
sorgfältig geprüft wurden.

Beide Gruppierungen räumen ein, dass es einige
Vorschläge in dem Bericht gebe, auf denen man auf-
bauen könne. In einigen Bereichen jedoch überschrei-
te der Bericht sein Mandat, zum Beispiel indem er ei-
nige Themen wie Menschenrechte, Geschlechterfra-
gen und nachhaltige Entwicklung als Querschnitts-
themen in die Entwicklungsaktivitäten einbeziehe.
Diese Themen, so die G-77/NAM, könnten miss-
braucht werden, um neue Konditionalitäten der in-
ternationalen Entwicklungshilfe zu schaffen, was für
die Entwicklungsländer inakzeptabel sei.

Die Kritik im Einzelnen

Die Kritik am Bericht gründet sich auf folgenden Ar-
gumenten:

1. Die Empfehlungen des Berichts in Bezug auf die
Finanzierung berührten nicht das zentrale Problem
der Quantität und Qualität der Entwicklungshilfe, die
das UN-System bereitstellt.

tenteils davon abhängen, ob sie die notwendige Un-
terstützung der Entwicklungsländer, die insgesamt
zwei Drittel der 192 Mitgliedstaaten umfassenden
Generalversammlung ausmachen, erhalten wird. Be-
vor die Empfehlungen jedoch auch finanzielle Aus-
wirkungen haben können, müssen sie vom Verwal-
tungs- und Haushaltsausschuss (5. Hauptausschuss)
bewilligt und anschließend von der Generalversamm-
lung bestätigt werden.

Die Forderungen des Südens

Als Sprachrohr des Südens in den UN kann die so
genannte Gruppe der 77 (G-77) angesehen werden.
Dieser Gruppe gehören heute 130 Entwicklungslän-
der einschließlich China an. Es ist die größte wirt-
schaftliche Gruppierung in den Vereinten Nationen,
gefolgt von der vorwiegend politischen Bewegung der
Blockfreien (Non-Alignment Movement – NAM) mit
117 Mitgliedern.

Welche Forderungen die Entwicklungsländer im
entwicklungspolitischen Bereich vertreten, bringt eine
gemeinsame Ministererklärung gut zum Ausdruck,
die vor Veröffentlichung des Berichts am Ende des
30. Jahrestreffens der G-77-Außenminister am 22.
September 20068 abgegeben wurde.

1. Die Außenminister betonen, dass eine umfassen-
de Reform der internationalen Finanzarchitektur, die
größere Mitsprache und Beteiligung der Entwick-
lungsländer gewährleistet, dringend geboten sei. Die
Entwicklungsländer sollten ein stärkeres Gewicht so-
wohl in der Weltbank als auch im IWF erhalten
(insbesondere im IWF, denn die Entscheidungen lägen
dort überwiegend in den Händen der Geberländer).

2. Die Außenminister bekräftigen ihre Entschlos-
senheit, die Rolle der Vereinten Nationen auf den
Gebieten Entwicklung und Armutsbekämpfung zu
stärken – insbesondere durch die Stärkung des
Wirtschafts- und Sozialrats (ECOSOC), wie sie auf
dem Weltgipfel 2005 beschlossen wurde.

3. Die Außenminister bekunden zudem erneut, wie
wichtig es sei, die Entwicklungsfinanzierung zu erhö-
hen. Dazu gehöre, dass die Industrieländer das seit
langem bestehende Ziel, 0,7 Prozent des Bruttoso-
zialprodukts für offizielle Entwicklungshilfe zur Ver-
fügung zu stellen, erfüllen.9

Alte Reformvorschläge 

Wirklich neu ist das Konzept der Gruppe nicht. Be-
reits vor mehr als zehn Jahren, im Oktober 1993,
wurden ähnliche Empfehlungen für ein effektives Sys-
tem im Bereich Entwicklungsaktivitäten vom dama-
ligen UN-Generalsekretär Boutros Boutros-Ghali vor-
gebracht.10 Ein Element dieser Empfehlungen war, die
Befugnisse des residierenden Koordinators im Rah-
men einer Vereinheitlichung der UN-Präsenz auf Lan-
desebene auszuweiten. Die residierenden Koordina-
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2. Außer Acht gelassen werde ferner das beste-
hende Missverhältnis zwischen den ungebundenen
und den zweckgebundenen Beiträgen, das weiterhin
als eine der Hauptursachen für die Inkohärenz der
UN-Entwicklungsaktivitäten, einschließlich auf Lan-
desebene anzusehen sei. 

Diese Inkohärenz aber hat zur Folge, dass sich
zahlreiche Geber dafür entscheiden, bilaterale statt
multilaterale Entwicklungshilfe zu leisten. Oder aber
sie erhöhen die zweckgebundenen Mittel, um damit
gezielt ihre Verbündeten zu unterstützen – in erster
Linie aus politischen Erwägungen. Laut G-77 und
NAM führe diese Handlungsweise zur Verzerrung
der vom UN-Entwicklungssystem geleisteten Unter-
stützung zur Umsetzung nationaler Prioritäten der
Programmländer. 

3. Die Gruppe ignoriere die Tatsache, dass Kohä-
renz auf nationaler und internationaler Ebene sich
auch auf Weltbank und IWF beziehen müsse. Sie soll-
ten Teil eines integrierten Ansatzes der Entwicklungs-
zusammenarbeit sein.

4. Das Leitprinzip des Kohärenz-Prozesses sollte
eine effizientere Leistungserbringung sein und nicht
zur Kostensenkung dienen. Jene Ersparnisse jedoch,
die durch diesen Rationalisierungsprozess entstehen,
sollten in die Entwicklungsarbeit der UN fließen und
nicht für andere Aktivitäten eingesetzt werden.

5. Die im Bericht vorgeschlagenen Finanzierungs-
modalitäten, insbesondere das Konzept der ergebnis-
orientierten Finanzierung, müssten sorgfältig geprüft
werden. Diese könnten neue Konditionalitäten für
die Entwicklungszusammenarbeit implizieren.

6. Statt zur Verbesserung der zwischenstaatlichen
Lenkung der Entwicklungszusammenarbeit beizutra-
gen, würde die von der Gruppe empfohlene Einbe-
rufung eines Rates für nachhaltige Entwicklung die
bereits bestehende Komplexität und Inkohärenz nur
noch vergrößern. Die Einrichtung eines solchen Ra-
tes würde, vor dem Hintergrund der auf dem Welt-
gipfel 2005 beschlossenen Stärkung des ECOSOC13,
zu Duplizierung beitragen.

7. G-77 und NAM sind außerdem nicht mit den
Empfehlungen der Gruppe einverstanden, denen zu-
folge die residierenden Koordinatoren und UN-Lan-
desteams rechenschaftspflichtig sein sollen und dem-
entsprechend besser ausgestattet werden sollten, um
die Länder bei ihren Anstrengungen zum Schutz und
zur Förderung der Menschenrechte unterstützen zu
können. »Sie sollten den Ländern bei der Erfüllung
ihrer Verpflichtungen und Zusagen auf dem Gebiet
der Menschenrechte im Rahmen ihrer nationalen Ent-
wicklungsstrategien behilflich sein«, so der Bericht.
Doch die G-77 und die NAM sind nicht der Ansicht,
dass das Thema Menschenrechte mit Entwicklungs-
strategien verbunden werden sollte.

8. Beide Gruppierungen stehen dem Konzept der
einheitlichen UN-Präsenz skeptisch gegenüber. »Es
gibt kein Einheitsmodell, das auf alle zugeschnitten

8 Ministerial Statement, Thirtieth Annual Meeting of Ministers for

Foreign Affairs of the Group of 77 v. 22.9.2006, New York, siehe http://

www.g77.org/ammfa/30/conclusion.pdf

9 Bisher erfüllen lediglich fünf Länder regelmäßig das von der Gene-

ralversammlung im Jahr 1970 festgelegte 0,7-Prozent-Ziel oder gehen

darüber hinaus. Diese Länder sind nach Angaben der OECD/DAC: Nor-

wegen (0,93 Prozent), Schweden (0,92 Prozent), Luxemburg (0,87 Pro-

zent), Niederlande (0,82 Prozent) und Dänemark (0,81 Prozent). Die Zah-

len beziehen sich auf das Jahr 2005, siehe: http://www.unmillennium

project.org/press/action7_oecd05.htm

10 Vgl. Thalif Deen, United Nations: Third World Opposes Creation of

UN Envoys, Inter Press Service (IPS), 7.10.1993.

11 Erklärung abgedruckt in: UN Doc. A/48/485 v. 11.10.1993.

12 United Nations: Joint G77–NAM letter on UN ›Coherence‹ sent to the

UN S-G, South-North Development Monitor (SUNS), Nr. 6220, 26.3.2007,

Genf.

13 UN-Dok. A/RES/60/1 v. 16.9.2006, Abs. 155.

ist und allen passt«, heißt es in ihrem gemeinsamen
Brief. Die nationalen Regierungen sollten zum einen
nicht darin eingeschränkt werden, ihre eigenen Prio-
ritäten im Entwicklungsbereich festzulegen oder ihre
Entwicklungspartner selbst auszuwählen, aber zum
anderen auch nicht darin, welche Art Beziehung sie
mit UN-Entwicklungsinstitutionen auf Landesebene
etablieren möchten. Und weiter: »Die Entwicklungs-
aktivitäten der Vereinten Nationen sollten auch künf-
tig die Bemühungen der Entwicklungsländer in erster
Linie durch die Umsetzung national ausgearbeiteter
Pläne, Strategien und Prioritäten unterstützen«. Durch
ihre Expertise in den unterschiedlichsten Aufgaben-
bereichen und ihre Hilfeleistungen bereichern die ver-
schiedenen mit Entwicklungsfragen befassten Orga-
nisationen, Fonds und Programme der Vereinten Na-
tionen den Prozess, die MDGs und andere auf UN-
Konferenzen und Gipfeltreffen vereinbarte Entwick-
lungsziele zu erreichen. Dennoch könnte, so G-77 und
NAM, durch das im Bericht beschriebene Konzept
der komparativen Vorteile die Beiträge, die einzelne
Fonds und Organisationen zur Entwicklungszusam-
menarbeit leisten, in Frage gestellt werden.

9. In dem Brief wird der Gruppe ihr Versäumnis
vorgeworfen, zwecks Verbesserung der Kohärenz der
UN-Entwicklungsaktivitäten zu einer verstärkten Süd-
Süd-Zusammenarbeit und Dreieckskooperation auf-
zurufen. Außerdem berücksichtige der Bericht nicht
die Not der 50 am wenigsten entwickelten Länder.

Als eine letzte Warnung formulierten die G-77
und NAM gegenüber Ban: »Wir fordern Sie auf, die
Umsetzung jeglicher Empfehlungen des Berichts nicht
zu überstürzen, da wir der Meinung sind, dass der
Bericht vorerst zwischenstaatlich geprüft werden und
das Einverständnis der Generalversammlung folgen
muss.«

Die Gruppe ignorie-
re die Tatsache, dass
Kohärenz auf natio-
naler und interna-
tionaler Ebene sich
auch auf Weltbank
und IWF beziehen
müsse.
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Von der Öffentlichkeit weitgehend unbeachtet, hat
im Juni 2006 eine Experten-Kommission ihren Be-
richt mit Empfehlungen zur Stärkung der UNCTAD
vorgelegt. Darin wird an der Existenzberechtigung
der UNCTAD kein Zweifel gelassen. Im Unterschied
zu manchen Kritikern, die erneut ein Mandat für Ver-
handlungen über Regeln zu globalen Wirtschaftsfra-
gen fordern, begnügt sich der neue Bericht damit,
UNCTAD die Aufgabe der Konsensbildung über strit-
tige Fragen im Vorfeld zuzuweisen. Einig sind sich Ex-
perten und Kritiker darin, dass UNCTAD XII im Jahr
2008 für die Organisation zur Wasserscheide wird.

»Die UNCTAD befindet sich an einem Scheidepunkt,
bestimmt durch die zunehmende Diskrepanz zwi-
schen den realen Erfolgen und der wahrgenomme-
nen Überflüssigkeit der Organisation.«

Mit dieser dramatischen Hamlet-Frage nach der Exis-
tenzberechtigung der Handels- und Entwicklungs-
konferenz der Vereinten Nationen (United Nations
Conference on Trade and Development – UNCTAD)1

eröffnen acht so genannte namhafte Persönlichkei-
ten ihren Bericht mit dem Titel ›Stärkung der Ent-
wicklungsrolle und Wirkung der UNCTAD‹.2 Im
Oktober 2005 hatte UNCTAD-Generalsekretär Su-
pachai Panitchpakdi eine Prominenten-Kommission3

damit beauftragt, Empfehlungen für die Zukunft der
UN-Organisation zu entwickeln. 

Im Juni 2006 legte die Gruppe ihren Bericht vor,
in dem sie zu einer positiven Bewertung der Rolle
der UNCTAD gelangt und mit 21 Empfehlungen ihre
zukünftige Arbeit stärken möchte. Trotz der hoch-
rangigen Besetzung blieb der Bericht auch in der
Fachwelt weitgehend unbeachtet. Nur das Süd-Zen-
trum (South Centre) in Genf würdigte ihn mit einem
ausführlichen Kommentar.4 Der ehemalige UN-Ge-
neralsekretär und Vorsitzende des Süd-Zentrums,
Boutros Boutros-Ghali, hatte zuvor einen Beitrag für
die Kommission verfasst.5 Ein halbes Jahr später, am
14. Dezember 2006, befasste sich der Handels- und
Entwicklungsrat (Trade and Development Board –
TDB) der UNCTAD auf seiner 40. Exekutivtagung
mit dem Bericht.6 Substanzielle Beschlüsse dazu sol-
len auf der 41. Exekutivtagung im April 2007 erge-
hen, welche von einer allen Mitglieder offen stehen-
den Konsultativgruppe vorbereitet werden sollen. Auf
jener Tagung soll auch mit der Vorbereitung der
zwölften Tagung der Konferenz (UNCTAD XII) im
Jahr 2008 in Ghanas Hauptstadt Accra begonnen
werden. 

Die UNCTAD wiederbeleben
Neuer Reformbericht empfiehlt Stärkung der Entwicklungsrolle

Dr. Konrad Melchers,
geb. 1942, ist Chef-
redakteur der Zeit-
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Der Weg aufs Nebengleis

Für die internationale Wirtschaftsordnung nach dem
Zweiten Weltkrieg sollten nicht nur der Internatio-
nale Währungsfonds (IWF) und die Weltbank, son-
dern auch eine Welthandelsorganisation gegründet
werden. Doch auf die Schaffung einer Organisation
mit weitreichenden Befugnissen konnten sich die
Staaten nicht einigen. So entstand lediglich das All-
gemeine Zoll- und Handelsabkommen (General
Agreement on Tariffs and Trade – GATT) der westli-
chen Industrieländer, in dem die Interessen der Ent-
wicklungsländer kaum vertreten waren. Als Anfang
der sechziger Jahre die meisten afrikanischen Länder
die staatliche Unabhängigkeit erlangten, kam dieses
Defizit immer stärker zum Vorschein. Die Vereinten
Nationen beschlossen deshalb im Jahr 1964, die
UNCTAD zu gründen, deren strategische Aufgabe
es sein sollte, internationalen Handel und Entwick-
lung miteinander zu verbinden, das heißt internatio-
nalen Handel für die Entwicklungsländer entwick-
lungsfördernd zu machen. 

Dafür erhielt die UNCTAD drei Säulen: 
1. politische Analyse der Bedingungen und Stra-

tegien der Entwicklung; 
2. Verhandlungsmandat für multilaterale Ver-

handlungen über Regeln und Regelwerke im Bereich
Handel und Entwicklung;

3. technische Hilfe für die Entwicklungsländer.

Neue Weltwirtschaftsordnung

In der Aufbruchstimmung der sechziger und siebzi-
ger Jahre, in denen Ost und West um Einfluss in der
›Dritten Welt‹ rangen, war die UNCTAD neben der
Generalversammlung das Hauptforum für den Nord-
Süd-Dialog. Nichts Geringeres setzten die Entwick-
lungsländer damals auf die Tagesordnung als eine
Neue Weltwirtschaftsordnung (NWWO). Kernstück
dieses Projekts war das Integrierte Rohstoffprogramm
(IRP), das Marktregulierungen für die 18 wichtigs-
ten Rohstoffexportgüter der Entwicklungsländer an-
strebte. Vorläufer dieses Programms waren das mit
Hilfe der UNCTAD ausgehandelte Kaffee- und Ka-
kao-Abkommen. Zwar verhalf der damalige sow-
jetische Staatschef Michael Gorbatschow auf der
UNCTAD VII im Jahr 1987 in Genf dem IRP zur
formalen Inkraftsetzung. Aber niemand wollte die
notwendigen Milliarden Dollar für den ›Gemeinsa-
men Fonds für Rohstoffe‹ zur allgemeinen Stabili-
sierung der Rohstoffpreise bereitstellen. 

Konrad Melchers
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Liberalisierung statt NWWO

Bald darauf beendete der Zusammenbruch der Sow-
jetunion die Spaltung der Welt in Ost und West. Der
damalige amerikanische Präsident Ronald Reagan
verkündete eine ganz andere ›Neue Weltwirtschafts-
ordnung‹, als die, die in der UNCTAD verhandelt
worden war: die Liberalisierung des Weltmarkts.
Schon zur Blütezeit der UNCTAD in den sechziger
und siebziger Jahren hatten sich die Industrieländer
nur unwillig und defensiv auf die Debatte oder gar
Verhandlungen über eine marktregulierende NWWO
eingelassen. Mit dem Druckmittel der Schuldenkrise
in den achtziger Jahren konnten sie diesem unge-
liebten Prozess schließlich ein Ende bereiten. Von da
an stand nichts mehr im Weg, das GATT im Jahr
1994 zur marktwirtschaftlich orientierten Welthan-
delsorganisation (WTO) weiterzuentwickeln, der nach
der Aufnahme Chinas und demnächst auch Russ-
lands inzwischen fast alle UN-Mitgliedsländer an-
gehören. Dementsprechend ging auch das Interesse
der meisten Entwicklungsländer an der UNCTAD als
Verhandlungsforum für Regelwerke zurück. Hinzu
kam, dass die WTO nicht das neoliberale Konstrukt
ist, das Kritiker in ihr sehen. Das von der UNCTAD
entwickelte Präferenzprinzip zugunsten schwacher
Handelspartner, das den freimarktwirtschaftlichen
Grundsatz der Gleichbehandlung von Ungleichen und
die ›Meistbegünstigungsklausel‹ relativiert, hatte
schon ins GATT Einzug gefunden und wurde in der
WTO fortentwickelt. In der WTO ist zumindest der
Grundgedanke einer globalen sozialen Marktwirt-
schaft verankert.

Stetige Marginalisierung

Der Bericht der ›Gruppe namhafter Persönlichkei-
ten‹ beschreibt weitere Gebiete, in denen die Rolle
der UNCTAD durch andere Organisationen unter-
graben wurde:
■ auf dem Gebiet der politischen Analyse durch die

Weltbank und das Entwicklungsprogramm der
Vereinten Nationen (UNDP);

■ als Verhandlungsforum durch die Weltkonferen-
zen der neunziger Jahre (Umwelt und Entwicklung
in Rio, Menschenrechte in Wien, Soziales in Kopen-
hagen, Frauen in Beijing, Bevölkerung in Kairo und
Entwicklungsfinanzierung in Monterrey).

Auf der UNCTAD VIII 1992 im kolumbianischen
Cartagena und auf der Folgetagung UNCTAD IX
1996 in Midrand, Südafrika, wurde die UN-Institu-
tion den neuen Verhältnissen angepasst.7 An die Stel-
le der Verhandlungsfunktion trat die Aufgabe, Kon-
sens bei den Mitgliedsländern über Handels- und
Entwicklungsfragen herzustellen. Konkret sollten dies
die strittigen Punkte bei den WTO-Verhandlungen
sein. Die Zahl der dafür vorgesehenen Ausschüsse be-
ziehungsweise Kommissionen und die Sitzungszeit
wurden drastisch reduziert. Anstatt dem Ziel, globa-

le Regelwerke zu schaffen, näherzukommen, wurden
in Cartagena und Midrand neoliberale Töne ange-
stimmt. ›Globalisierung durch Liberalisierung‹ wur-
de zum Leitspruch. 

1 Die UNCTAD wurde aufgrund von Resolution 1995(XIX) der UN-

Generalversammlung vom 30.12.1964 als Spezialorgan der Vereinten

Nationen (mit Berichterstattung an die Generalversammlung über

den Wirtschafts- und Sozialrat) ins Leben gerufen. Ihr Sekretariat be-

findet sich in Genf.  

2 Report of the Panel of Eminent Persons, Enhancing the Develop-

ment Role and Impact of UNCTAD, United Nations, Genf, Juni 2006,

UNCTAD/OSG/2006/1.

3 Die Mitglieder der Gruppe namhafter Persönlichkeiten waren: Fer-

nando Henrique Cardoso (Vorsitzender), ehemaliger brasilianischer

Präsident; Gro Harlem Brundtland, ehemalige norwegische Minister-

präsidentin; Jadish Bhagwati, Wirtschaftsprofessor an der New Yorker

Columbia-Universität; Joaquim Alberto Chissano, ehemaliger Präsident

von Mosambik; Tarja Halonen, Präsidentin Finnlands; Yongtu Long, ehe-

maliger stellvertretender chinesischer Handelsminister; Benjamin Mpa-

ka, ehemaliger Präsident von Tansania und Lawrence Summers, ehe-

maliger Chefökonom der Weltbank, Finanzminister der USA und Prä-

sident der Harvard-Universität.

4 South Centre, Reinvigorating UNCTAD? Comments on the Emi-

nent Persons’ Panel Report on Enhancing the Development Role and

Impact of UNCTAD, Genf, Dezember 2006, SC/GGDP/AN/GPC/2.

5 Boutros Boutros-Ghali (South Centre), Reinventing UNCTAD, Genf,

20.2.2006.

6 Vgl. Report of the Trade and Development Board on its 40th Exe-

cutive Session, TD/B/EX(40)/3 v. 14.12.2006. Der Sitzung lag auch die

Stellungnahme des UNCTAD-Generalsekretärs zum Bericht vor: Reflec-

tions by the Secretary-General of UNCTAD on the Panel’s recommen-

dations, TD/B/EX(40)/2 v. 4.12.2006.

7 Zur Konferenz in Midrand siehe: Konrad Melchers, Totgesagte leben

länger. Nach UNCTAD IX: eine gestraffte Organisation mit Zukunft,

VN, 4/1996, S. 147–153.

UNTAD-Konferenzen 1964–2008
UNCTAD I 1964 Genf

UNCTAD II 1968 Neu-Delhi

UNCTAD III 1972 Santiago

UNCTAD IV 1976 Nairobi

UNCTAD V 1979 Manila

UNCTAD VI 1983 Belgrad

UNCTAD VII 1987 Genf

UNCTAD VIII 1992 Cartagena

UNCTAD IX 1996 Midrand 

UNCTAD X 2000 Bangkok

UNCTAD XI 2004 São Paulo

UNCTAD XII 2008 Accra
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Regierungen der Industrieländer wollten ihr dieses Ar-
beitsfeld nicht überlassen. Hinzu kam, dass das sich
rasch ausbreitende Internet das Konzept der elektroni-
schen Handelspunkte weitgehend obsolet werden ließ.

Auf einem wichtigen neuen Gebiet hat die UNC-
TAD die Zeichen der Zeit nicht erkannt: Migration
und Entwicklung. Hätte sie ihre schon sehr frühen
Erkenntnisse in den sechziger Jahren über den un-
sichtbaren (invisible) ›brain drain‹ weiterentwickelt
und aus dieser Perspektive zum Beispiel die maßgeb-
liche Rolle der chinesischen Diaspora bei der rasan-
ten Entwicklung Chinas analysiert, hätte sie beim Per-
spektivwechsel vom ›brain drain‹ zum ›brain gain‹ und
bei der Einschätzung der Rolle der Diaspora im Ent-
wicklungs- und Globalisierungsprozess eine Vorrei-
terrolle spielen können. Aber UNCTAD blieb der
›brain drain‹-Schablone treu. Der Bericht der Grup-
pe empfiehlt der UNCTAD lediglich, in Zukunft ei-
ne Mittlerrolle zwischen den beiden ›Schablonen‹ zu
spielen.

Beachtlicher Leistungskatalog

Auch wenn die UNCTAD bei den genannten teilwei-
se zentralen Aufgaben gescheitert ist, hat sie doch
auch einige beachtliche Leistungen vorzuweisen. Dar-
auf bezieht sich vor allem der Bericht, der folgende
Erfolge anführt:

■ Die UNCTAD entwickelte die Idee des Allgemei-
nen Präferenzsystems zugunsten der Entwicklungs-
länder und konkretisierte es für den Süd-Süd-Han-
del zum Globalen System der Handelspräferenzen
zwischen Entwicklungsländern (Global System of
Trade Preferences among Developing Countries –
GSTP). Das GSTP wurde im Jahr 1989 eingerichtet
und hat derzeit 43 Mitgliedstaaten. Ärmsten Län-
dern werden Sonderpräferenzen eingeräumt. Es ist
aber bisher noch kaum umgesetzt. Auf der letzten
Tagung, UNCTAD XI 2004 in São Paulo, wurde be-
schlossen, das GSTP mit Leben zu füllen. Immerhin
entfallen heute 40 Prozent der Exporte der Entwick-
lungsländer auf den Süd-Süd-Handel. Das UNCTAD-
Sekretariat schätzt, dass bei einer Halbierung der
Zölle der Süd-Süd-Handel um jährlich 15 Milliar-
den US-Dollar zunehmen würde.

■ Lange vor dem GATT war bei der UNCTAD
der Handel mit Dienstleistungen ein herausragendes
Thema.

■ Schon früh befasste sie sich auch mit dem Pro-
blem der Zolleskalation auf den verschiedenen Ver-
arbeitungsstufen und entwickelte Lösungen hierfür.

■ Als Kompensation für den ›brain drain‹ entwi-
ckelte die UNCTAD den Vorschlag, Migranten für
Entwicklungszwecke zu besteuern. Migranten leisten
aber inzwischen sehr viel größere Entwicklungsbeiträ-
ge. Ihre Rücküberweisungen sind derzeit doppelt so
hoch wie die gesamte öffentliche Entwicklungshilfe
mit rasch steigender Tendenz. Da sie auch an den aus-

Die Analysefunktion wurde ebenfalls modifiziert.
Hatte sich die UNCTAD in ihren ersten drei Jahr-
zehnten vor allem den globalen wirtschaftlichen Rah-
menbedingungen in den Bereichen Handel, Finanzen
und Investitionen zugewandt, sollten nun die inner-
staatlichen Probleme der Entwicklungsländer unter
dem Stichwort ›gute Regierungsführung‹ (good go-
vernance) und Armutsbekämpfung im Vordergrund
stehen. Nur das UNCTAD-Flaggschiff, der jährliche
›Handels- und Entwicklungsbericht‹ (Trade and De-
velopment Report – TDR), setzt noch deutlich an-
dere Akzente als seine Pendants von Internationalem
Währungsfonds (IWF) und Weltbank und warnt re-
gelmäßig vor der Krisenanfälligkeit des internatio-
nalen Finanzsystems. Die technische Hilfe der UNC-
TAD soll ebenfalls dazu beitragen, dass Entwick-
lungsländer konstruktiver an den WTO-Verhand-
lungen mitwirken und mit den Folgen der WTO-Re-
geln besser umgehen lernen, wird also eher von den
Gebern als von den Empfängern gelenkt.

Erschwerend kommt hinzu, dass mit stark redu-
zierten finanziellen und personellen Kapazitäten die
UNCTAD auch bei den verbleibenden Aufgaben we-
nig Erfolge vorweisen kann. Die WTO-Mitgliedslän-
der denken gar nicht daran, der UNCTAD Vorver-
handlungen über strittige WTO-Themen zuzugeste-
hen. Auch auf dem Gebiet der technischen Hilfe hat
die WTO inzwischen sehr viel größere Kapazitäten
außerhalb des von WTO und UNCTAD gemeinsam
geschaffenen Internationalen Handelszentrums auf-
gebaut. Ganz offensichtlich konnte der so genannte
Konsensbildungsprozess bei der UNCTAD nicht so
weit befördert werden, dass das bisherige Scheitern
der Doha-Entwicklungsrunde der WTO hätte abge-
wendet werden können. Lediglich der TDR, der bren-
nende Themen kritisch aufgreift, unterscheidet sich
deutlich vom Jahresbericht der WTO, welcher Kon-
fliktthemen scheut und sich auf eine buchhalterische
Berichterstattung beschränkt. 

Seiner Marginalisierung versucht sich das UNC-
TAD-Sekretariat immer wieder mit innovativen Pro-
jekten zu erwehren. So gehörte die UNCTAD zu den
ersten, die mit Partnerschaftskongressen ›Stakehol-
der-Foren‹ zwischen dem Unternehmenssektor, Re-
gierungen, Vereinte Nationen und der Zivilgesell-
schaft schuf, ohne jedoch dabei nachhaltig zu sein.
Denn obwohl die UNCTAD mit ihrem zweiten Flagg-
schiff, dem jährlichen ›Weltinvestionsbericht‹ (World
Investment Report – WIR), eine wichtige Vorausset-
zung für diesen Dialog insbesondere mit der Privat-
wirtschaft einbringt, wurde der Globale Pakt der Ver-
einten Nationen außerhalb der UNCTAD ins Leben
gerufen und institutionalisiert. Offenbar reichte da-
für die viel gelobte Flexibilität der UNCTAD nicht aus.

Nicht anders sieht es im Bereich des elektronischen
Handels aus. Auch hier hatte die UNCTAD mit dem
Konzept der Handelspunkte (trade points) die Nase
vorn. Aber die internationale Geschäftswelt und die
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ländischen Direktinvestitionen maßgeblich beteiligt
sind, dürften sie schon jetzt den größten Beitrag zum
Nord-Süd-Ressourcentransfer leisten.

Die Empfehlungen der 
›Gruppe namhafter Persönlichkeiten‹

Die acht ›namhaften Persönlichkeiten‹ sehen weiter-
hin eine wesentliche Rolle der UNCTAD in ihren drei
angestammten Aufgaben: politische Analyse, Kon-
sensbildung und technische Hilfe. Zu diesen drei Säu-
len entwickelt der Bericht insgesamt 21 Empfehlungen.

Think Tank

Kernaufgabe der UNCTAD soll ihre Rolle als ›Think
Tank‹ zu Entwicklungsfragen sein.8 Gewünscht wird
eine Führungsrolle der UNCTAD bei Entwicklungs-
strategien, um die negativen Auswirkungen von Glo-
balisierung und Liberalisierung abzumildern. Dabei
soll UNCTAD sich besonders der wachsenden Dis-
krepanz zwischen dem internationalen Handels- und
dem internationalen Finanzsystem zuwenden.

Handel und Entwicklung: Was bedeutet das ›Fair
Trade‹-Konzept für die ärmsten Länder, wird hier
gefragt. Welche Auswirkungen sind zu erwarten,
wenn die EU und die USA ihre Agrarsubventionen
und -handelsbarrieren abschaffen? Dem Rohstoff-
handel wird weiterhin höchste Bedeutung beigemes-
sen. UNCTAD soll hier innovative Wege finden, wie
Entwicklung davon profitieren kann.

›Aid for Trade‹: Da die UNCTAD einen integrier-
ten Ansatz zwischen Handel und Entwicklung ver-
folgt, ist sie aus der Sicht der Gruppe namhafter Per-
sönlichkeiten hierfür besonders geeignet.

Investitionen für Entwicklung: In diesem Bereich
ist die UNCTAD schon die führende internationale
Organisation, so der Bericht. Daher kann sie Ent-
wicklungsländern hier besonders behilflich sein und
einen ausgeglichenen Ansatz zu Rechten und Pflich-
ten der multinationalen Unternehmen fördern. Die
UNCTAD könnte das Forum für die Ausarbeitung
eines internationalen ›Rahmenwerks Investitionen für
Entwicklung‹ werden.

Verringerung der Technologie-Lücke: Hier kons-
tatiert der Bericht einen besonders großen Bedarf
für Konzepte des entwicklungswirksamen Techno-
logie-Transfers, einschließlich des Themas intellek-
tuelle Eigentumsrechte.

Süd-Süd-Kooperation: Bei der regionalen Integra-
tion und der Süd-Süd-Kooperation sieht der Bericht
ebenfalls Aufgaben für die UNCTAD.

Arbeitsteilung und Allianzen

Der Bericht beklagt die Doppelarbeit, Redundanzen,
Inkohärenzen und schwachen Verbindungen zwischen
den UN-Organisationen – ein Problem, dessen Lö-
sung sich auch die angestrebte Reform des UN-Sys-
tems angenommen hat.9 Er empfiehlt, dass alle Leiter

8 Report, a.a.O. (Anm. 2), Abs. 23 und 24.

9 Vgl. dazu die Beiträge von Thalif Deen und François Rohner in die-

sem Heft.

dieser Organisationen eine Vereinbarung (compact)
unterzeichnen, in der sie sich verpflichten, zur Errei-
chung der Millenniums-Entwicklungsziele (MDGs)
bei ihren Kernkompetenzen zu bleiben und vor al-
lem auf Landesebene besser zu kooperieren. Für die
UNCTAD sieht der Bericht ein klares Alleinstel-
lungsmerkmal bei den drei Aufgaben (Analyse, Kon-
sensbildung und technische Hilfe) zum Thema Han-
del und Entwicklung. Mit anderen Organisationen
und Organen (WTO, IWF, Weltbank, ECOSOC,
UNDP, ILO, FAO, UNESCO, UNIDO, WIPO,
UNIFEM usw.) werden gute Voraussetzungen für
›genuine Partnerschaften‹ festgestellt. Schließlich wird
noch empfohlen, die Zusammenarbeit mit dem Pri-
vatsektor und der Zivilgesellschaft auszubauen und
dabei den kleinen und mittleren Unternehmen sowie
lokalen zivilgesellschaftlichen Organisationen in Ent-
wicklungsländern den Vorzug zu geben.

Effizienz und Wirksamkeit 

In verschiedenen Bereichen des UNCTAD-Aufgaben-
spektrums sieht der Bericht Möglichkeiten der Effi-
zienzsteigerung. So gebe es neben den Flaggschiff-
Berichten TDR und WIR, die gestärkt werden soll-
ten, jährlich über hundert Berichte und Materialien
sowie ›parlamentarische Dokumente‹, deren Bedeu-
tung und Reichweite oft marginal seien. Gleichzeitig
müsse die Forschung der UNCTAD ›der Zeit voraus‹
sein, um dem Führungsanspruch auf ihren Kernge-
bieten gerecht zu werden. Damit für diese Aufgabe
Spreu und Weizen besser getrennt werden können,
empfiehlt die Gruppe einen Beirat namhafter Ent-
wicklungsökonomen. Weiter schlägt sie vor, die
UNCTAD solle für den Erfahrungs- und Wissens-
austausch ein globales Netz von Entwicklungs-For-
schungseinrichtungen aufbauen. Dadurch könne auch
Relevanz und Reichweite der UNCTAD-Forschung
erhöht werden.

Überwindung konfrontativer Rhetorik

Den zwischenstaatlichen Prozess möchte die Gruppe
nicht wieder auf Verhandlungen zur Schaffung wei-
cher oder harter Regeln anheben, sondern bei der
Konsensbildung im Vorfeld solcher multilateraler Ver-
handlungen in anderen Gremien (insbesondere WTO)
belassen. Der dazu notwendige ›Geist der Entwick-
lungspartnerschaft‹ werde aber gelegentlich durch
rhetorische Konfrontationen beeinträchtigt, bemän-
gelt der Bericht und fordert einen »Wandel in der
Mentalität und Kultur der normativen Arbeit der
UNCTAD«, um »Vertrauen und eine angenehme
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Atmosphäre [comfort zone] zu schaffen.«10 Offen-
bar gehört es zu den UNCTAD-Stereotypen, dass
bei der Diskussion des Berichts auf der 40. Exeku-
tivtagung des TDB die Vertreter der Industrieländer
immer wieder auf diese Empfehlung (Nr. 10) Bezug
nahmen und sie einforderten.

Institutionelle Reform

Zur institutionellen Struktur der UNCTAD empfiehlt
die Gruppe keine grundlegenden Änderungen. Die
Mandate der beiden bestehenden Kommissionen sol-
len auf zwei Themenfelder konzentriert werden: Han-
del und Investitionen. Einige Themen, für die diese
Kommissionen bisher zuständig waren, könnten von
der Kommission für Wissenschaft und Technologie
im Dienste der Entwicklung (Commission on Scien-
ce and Technology for Development – CSTD), die
beim Wirtschafts- und Sozialrat (ECOSOC) ange-
siedelt ist, übernommen werden. Wenn diese Kom-
mission sich aber dem Vorschlag des Weltgipfels für
die Informationsgesellschaft folgend auf die Infor-
mationstechnologie beschränken sollte, käme in Be-
tracht, bei der UNCTAD eine zusätzliche, dritte Kom-
mission für Technologie einzurichten.

Zum TDB, dem höchsten UNCTAD-Gremium
zwischen den Konferenzen, empfiehlt der Bericht, auf
die hochrangigen Treffen zu verzichten, weil sie von
den Regierungen nicht hochrangig besetzt werden,
und stattdessen Multi-Stakeholder-Dialoge zu jeweils
wichtigen Themen durchzuführen, oder alle zwei Jah-
re ein ›Globales Forum für Handel, Investitionen und
Entwicklung‹ durchzuführen. Parallel zu diesen Tref-
fen sollte das ›Globale Netzwerk der Entwicklungs-
forschungseinrichtungen‹ zusammenkommen. Da-
durch könnte das Niveau der Beratungen im TDB
erhöht werden.

Zur Konferenz, dem höchsten Gremium, emp-
fiehlt der Bericht, davon abzukommen, sich nur alle
vier Jahre zur Beratung und Beschlussfassung über
das breite Spektrum der gesamten UNCTAD-Arbeit
zu versammeln. Besser sei es, diese Treffen alle zwei
Jahre zu einem wichtigen Thema, das auch die Mi-
nister wieder zu einer Teilnahme motivieren könnte,
durchzuführen. Auf jeden Fall sollte der bislang sehr
aufwändige zehn- bis zwölfmonatige Vorbereitungs-
prozess der UNCTAD-Konferenzen verkürzt und ver-
bessert werden.

Konsolidierung der technischen Hilfe

Der Bericht bemängelt die große Zahl von über 400
kleinen Technische-Hilfe-Projekten und die mangeln-
de Partizipation der UNCTAD in den Entwicklungs-
programmen der Entwicklungsländer. Um die Wir-
kung der technischen Hilfe zu erhöhen, wird emp-
fohlen, die Vielzahl der Projekte zugunsten von vier
bis fünf größeren Programmen zu wichtigen Quer-
schnittsthemen zusammenzufassen. Dazu könnte auch
ein Fachbeirat geschaffen werden. Schließlich emp-

fiehlt der Bericht noch den Aufbau eines multidiszi-
plinären Teams, das zu kurzfristigen Beratungsein-
sätzen entsandt werden kann, beispielsweise, wenn
eine neue Regierung rasch Beratung für einen Kurs-
wechsel in der Entwicklungsstrategie ihres Landes
benötigt.

Kritik des Süd-Zentrums

Wie erwähnt, beteiligte sich das Süd-Zentrum in Genf,
das im Zusammenhang des Berichts der von Julius
Nyerer geleiteten ›Südkommission‹ in den achtziger
Jahren geschaffen wurde, mit zwei Analysen am Be-
ratungsprozess der Gruppe. Das Papier von Boutros
Boutros-Ghali, das aus der Feder von Professor
Muchkund Dubey11 stammt, wurde zu Beginn der Be-
ratungen eingebracht. Es äußert sich sehr kritisch
über den Werdegang der UNCTAD. Mit der Grün-
dung der WTO habe sie nicht nur ihre wichtigste
Aufgabe verloren, Regelwerke zu entwickeln und zu
verhandeln, die dem integrierten Ansatz von Handel
und Entwicklung gerecht werden. Sie sei darüber hin-
aus in den neunziger Jahren auf den Konferenzen in
Cartagena und Midrand selbst zum Propagandisten
der neoliberalen Doktrin geworden, ihre Beratungen
eine Farce. Die dort ausgerufene ›Partnerschaft für
Entwicklung‹ und die folgenden Multi-Stakeholder-
Dialoge (›Konklaven mit der Wirtschaft‹) werden als
›hinterhältige Innovationen‹ abgekanzelt mit dem
Ziel, die Rolle des Staates herunterzuspielen und die
der transnationalen Unternehmen und der Zivilge-
sellschaft hochzujubeln.

Demgegenüber sehen Boutros-Ghali und Dubey
die Konferenzen von Bangkok (2000)12 und São Pau-
lo (2004)13 als Versuche, die UNCTAD zu retten und
fordern: die UNCTAD muss neu erfunden werden.
Eine neue Chance für die Konferenz wird in den
wachsenden Schwierigkeiten gesehen, mit denen die
WTO zu kämpfen hat. Das Debakel der WTO-Mi-
nisterkonferenzen in Seattle und Cancún sowie das
›Beinahe-Scheitern‹ in Hongkong zeige, dass die WTO
zunehmend an ihre Grenzen stoße, teilweise weil sie
es verfehle, Regeln für Bereiche zu schaffen, die nicht
direkt zum Handel gehören, wie Investitionen und
Wettbewerbspolitik.

Die wichtigsten Forderungen 
(Boutros-Ghali-Papier)

Solle die UNCTAD wiederbelebt werden, müssten
alternative Wirtschaftspolitiken aus der Perspektive
der Entwicklung eingeführt werden. Zwar hätten in
den vergangenen 25 Jahren zivilgesellschaftliche Or-
ganisationen versucht, die analytische und program-
matische Lücke zu füllen, die der Niedergang der
UNCTAD hat entstehen lassen. Aber ihre Kapazitä-
ten reichten dazu nicht aus. Deshalb müsse die Kon-
ferenz ihre führende Rolle auf diesem Gebiet wieder
zurückerhalten.
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■ UNCTAD soll das Mandat erhalten, auf dem
Gebiet der Entwicklung Regeln zu schaffen. Die Ent-
wicklungsländer sollen aufhören, in der WTO dafür
zu kämpfen.

■ UNCTAD muss einen integrierten Analysean-
satz verfolgen, der alle Aspekte der Globalisierung
erfasst und Themen wie Energie, Umwelt, Handel, Er-
nährung, Öffentliche Güter, Ursachen der Ungleich-
gewichte und der Ungleichheit in den internationa-
len Handels- und Finanzsystemen einbezieht. 

■ Im Rahmen der UNCTAD soll ein neues Inter-
nationales Handels- und Entwicklungsübereinkom-
men und ein Regime für die differenzierte Sonderbe-
handlung von Entwicklungsländern in den globalen
Handels-, Finanz- und Geldsystemen ausgehandelt
werden.

■ UNCTAD soll sich stärker zugunsten des Süd-
Süd-Handels engagieren, insbesondere bei den Zoll-
senkungsverhandlungen im Rahmen des GSTP.

■ Bei technischer Hilfe und ›Aid for Trade‹ soll
sich die UNCTAD zurückhalten, da diese Aufgaben
auf Kosten ihrer Verhandlungsrolle gehen würden.

■ UNCTAD soll sich an der Debatte über den Auf-
bau einer neuen internationalen Finanzarchitektur
beteiligen.

Der Kommentar zum Bericht (Tandon-Papier)

Der Kommentar zum Bericht, den das Süd-Zentrum
unter Leitung des Uganders Yash Tandon14 im De-
zember 2006 veröffentlichte, verteilt geschickt Lob
und Tadel. Auch dieses Papier liefert eine Analyse des
Zustands der UNCTAD, die sehr viel kritischer aus-
fällt als die des Berichts. Gleichzeitig begrüßt das Pa-
pier, dass die Gruppe die historische Bedeutung der
UNCTAD hervorhebt und ihre Pionierleistungen wür-
digt. Die Empfehlungen des Berichts hinsichtlich der
Analysefunktionen von UNCTAD werden ebenfalls
unterstützt. Ein deutlicher Unterschied besteht bei
der zweiten Säule. Hier fordert das Süd-Zentrum
ein klares Verhandlungsmandat. In folgenden Berei-
chen könnte die UNCTAD Instrumente im Bereich
des ›soft law‹ schaffen: Verhalten transnationaler Un-
ternehmen, Technologietransfer und Entwicklungs-
finanzierung einschließlich Schulden. Rechtverbindli-
che Instrumente in der Form von Marktregulierungs-
abkommen könnte UNCTAD bei Rohstoffen aus-
handeln, deren Preise verfallen und die häufig star-
ken Preisschwankungen ausgesetzt sind.

Des Weiteren kritisiert das Süd-Zentrum alle Maß-
nahmen, die – direkt oder indirekt – die Kompetenz
der UNCTAD schwächen könnten. So ist das Zen-
trum für die Schaffung weiterer Kommissionen. Be-
sonders dringlich wird eine Kommission gesehen, die
sich mit der Globalisierung und Systemfragen befasst.
Die Kritik des Berichts an der ›Vielzahl marginaler
Berichte‹ teilt das Süd-Zentrum nicht. Denn UNC-
TAD müsse flexibel bleiben, ihre Forschung in neu-
en Bereichen anzusetzen. Im Unterschied zum Bou-

tros-Ghali-Papier werden technische Hilfe und ›Aid
for Trade‹ nicht abgelehnt. Jedoch dürfe technische
Hilfe nicht mehr von den Gebern, sondern müsse von
den Empfängern bestimmt werden. ›Aid for Trade‹
dürfe nicht zu Liberalisierungsmaßnahmen führen,
deren Kosten für das jeweilige Land höher seien als
die Gewinne. Multi-Stakeholder-Prozesse, vor allem
wenn die Wirtschaft und Zivilgesellschaft der Ent-
wicklungsländer beteiligt ist, befürwortet der Kom-
mentar ebenfalls. 

Resümee

Der Bericht der Gruppe namhafter Persönlichkeiten
und die Beiträge des Süd-Zentrums liefern durchaus
Stoff, mit dem es um die UNCTAD nochmals span-
nend werden könnte. Da die Industrieländer – wie
die Doha-›Entwicklungs‹-Runde der WTO zeigt –
bisher nicht bereit sind, den Verhandlungsspielraum
bei der WTO so auszuweiten, damit als Antwort auf
die Defizite der ›Globalisierung durch Liberalisie-
rung‹ eine globale soziale Marktwirtschaft entstehen
kann, die diesen Namen verdient, gibt es durchaus
Spielraum für eine ›Wiederbelebung‹ oder ›Neuerfin-
dung‹ der UNCTAD. Viel wird davon abhängen, ob
sich die neuen linken Regierungen vor allem in La-
teinamerika lediglich in antiamerikanischem Populis-
mus erschöpfen, oder ob sie das Potenzial der UNC-
TAD erkennen und diese mit dem notwendigen
Nachdruck zur zentralen globalen Institution wei-
terentwickeln wollen, die für das Ziel einer ›Globa-
lisierung mit menschlichem Antlitz‹ steht.

Einig sind sich alle, dass UNCTAD XII 2008 in
Ghana für UNCTAD zur Wasserscheide wird.

10 Report, a.a.O. (Anm. 2), S. 33.

11 Muchkund Dubey war indischer Außenminister und ist derzeit

Professor an der Jawaharlal Nehru Universität in Neu Delhi.

12 Zur UNCTAD X siehe den Bericht von Marion Stoldt, Globalisierung

und Entwicklung, VN, 3/2000, S. 106f.

13 Zur UNCTAD allgemein und zur UNCTAD XI siehe: UNTAD – die

Konferenz der Vereinten Nationen für Handel und Entwicklung, UN-

Basisinformationen, Deutsche Gesellschaft für die Vereinten Natio-

nen, Berlin, Dezember 2004.

14 Yash Tandon, in den sechziger und siebziger Jahren Professor und

Dekan der sozialwissenschaftlichen Fakultät der Universität von Dar-

essalam, ist Gründer der afrikanischen nichtstaatlichen Organisation

SEATINI, die unter anderem afrikanische Regierungen zu internationa-

len Handelsfragen und Problemen der Globalisierung berät.
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Die Vereinten Nationen und die Europäische Union
sind Hauptakteure des sich herausbildenden globa-
len Regimes effektiver Konfliktverhütung und zivi-
len Krisenmanagements. Die wachsende Überein-
stimmung bei Zielsetzung und Programmatik der
Krisenprävention sowie bei den zivilen und zivil-
militärischen Fähigkeiten von UN und EU eröffnet
die Chance auf eine systematische Verstärkung ge-
meinsamer operativer, struktureller und systemati-
scher Krisenprävention.

Die UN sind globaler Legitimations-, Standard- und
Impulsgeber im Zentrum des sich entwickelnden Re-
gimes der Konfliktprävention und Friedenskonsoli-
dierung.1 Mit dem Ergebnis des Weltgipfels vom Sep-
tember 20052 und dem jüngsten Fortschrittsbericht
des UN-Generalsekretärs zur Konfliktverhütung3 un-
ternimmt die Weltorganisation weitere Schritte, um
den Übergang von einer ›Kultur der Reaktion‹ zu ei-
ner ›Kultur der Prävention und Friedenskonsolidie-
rung‹ in die Tat umzusetzen.4

Beim Ausbau effektiver Mechanismen und Part-
nerschaften für  Konfliktverhütung und ziviles Kri-
senmanagement kommen UN und EU eine führende
Rolle zu. Effektive Konfliktverhütung umfasst hier-
bei den vollen Konfliktzyklus von Prävention, Kri-
senmanagement und Friedenskonsolidierung in der
Nachkonfliktphase (Präventionstriade). Die EU kann,
sowohl was das Konzeptionelle als auch was das
Operative angeht, ein Motor für die Herausbildung
einer effektiven globalen Präventionspolitik im Rah-
men der UN sein. Sie kann nicht nur die ›soft power‹
bereitstellen, sondern auch zunehmend die für eine
effektive Prävention notwendige ›hard power‹. Mit
dem Ausbau insbesondere ihrer zivilen Krisenmana-
gementfähigkeiten hat sich die EU einen komparati-
ven Vorteil erarbeitet, der sie zum bevorzugten Part-
ner der UN macht. Im jüngsten ›Human Security
Brief 2006‹5 wird der erneute Rückgang der Anzahl
gewaltsamer Konflikte und der Opfer auch auf eine
verbesserte Prävention der internationalen Gemein-
schaft zurückgeführt. UN und EU haben mit dem
Ausbau ihrer diesbezüglichen Fähigkeiten daran maß-
geblichen Anteil.

Konzeptionelle Grundlagen 

Konzeptionell haben die UN im Bereich der Kon-
fliktprävention eine Führungsrolle bewiesen. Die Vor-
schläge zur Stärkung der Fähigkeiten der UN zu ope-
rativer und struktureller Prävention aus dem Bericht
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der Carnegie-Kommission zur Verhütung tödlicher
Konflikte aus dem Jahr 19976, beeinflussten maß-
geblich die Reformanstrengungen von Generalse-
kretär Kofi Annan. Die von ihm im September 2003
eingesetzte Hochrangige Gruppe für Bedrohungen,
Herausforderungen und Wandel fügte in ihrem Be-
richt als dritte Kategorie die systematische Prävention
durch regulative Systeme wie das Zertifizierungssys-
tem für Konfliktdiamanten hinzu.7

Eine fundamentale Neuorientierung initiierte das
Entwicklungsprogramm der Vereinten Nationen
(UNDP) in ihrem ›Bericht über die menschliche Ent-
wicklung‹ aus dem Jahr 1994 mit der Einführung des
Konzepts ›menschlicher Sicherheit‹ (human securi-
ty).8 Dieses neue Sicherheitsparadigma ergänzt zwi-
schenstaatliche Sicherheit durch eine Orientierung auf
den Schutz der Bevölkerung. Die UN schufen einen
Beirat für menschliche Sicherheit (Advisory Board on
Human Security) innerhalb des Amtes für die Koor-
dinierung humanitärer Angelegenheiten (OCHA).
Das von Kanada und der Schweiz errichtete ›Human
Security Network‹ und die von Japan eingesetzte
unabhängige ›Commission on Human Security‹9 ha-
ben einen gemeinsamen Hauptansatz: die Stärkung
der operativen Präventionsfähigkeiten der UN zur
Gewährleistung  menschlicher Sicherheit. Parallel da-
zu unterstützen die UN die Entwicklung des Konzepts
einer präventiven Schutzverantwortung der interna-
tionalen Gemeinschaft, das aus einer harten Debatte
über die Rechtmäßigkeit ›humanitärer Interventio-
nen‹ entstanden war. Die im September 2000 von
der kanadischen Regierung initiierte Internationale
Kommission zu Intervention und Staatensouveräni-
tät änderte in ihrem Bericht ›The Responsibility to Pro-
tect‹10 den Fokus von einem Recht zur Intervention
auf eine Schutzverpflichtung des Staates gegenüber
seiner Bevölkerung, die im Bedarfsfall auf die inter-
nationale Gemeinschaft übergeht. Als ein Hauptele-
ment dieser Schutzverantwortung postulierte die Kom-
mission eine vorrangige Verantwortung zur Präven-
tion (responsibility to prevent). 

Das Ergebnisdokument des Weltgipfels 200511

erkennt erstmals die Schutzverantwortung gegenü-
ber der Bevölkerung vor Völkermord, Kriegsverbre-
chen, ethnischer Säuberung und Verbrechen gegen
die Menschlichkeit sowie das Konzept der mensch-
lichen Sicherheit an. Falls ein Staat nicht in der Lage
oder bereit ist, dieser Pflicht nachzukommen, kann
als ultima ratio die internationale Gemeinschaft über
den Sicherheitsrat intervenieren. Diese Kompetenz
des UN-Sicherheitsrats zur präventiven Intervention

Detlev Wolter



VEREINTE NATIONEN 2/2007 63

Wolter |  Zivile Konfliktverhütung und menschliche Sicherheit

macht die Schaffung größerer Legitimität und Reprä-
sentativität durch eine Erweiterung seiner ständigen
und nichtständigen Mitglieder sowie einer Beschrän-
kung des Vetorechts umso dringlicher. 

Die Schaffung der Kommission für Friedenskon-
solidierung (Peacebuilding Commission – PBC) und
der Polizeiabteilung in der Hauptabteilung Friedens-
sicherungseinsätze (Department of Peacekeeping Ope-
rations – DPKO) ist eine wichtige operative und in-
stitutionelle Stärkung der UN-Fähigkeiten zur Kon-
fliktverhütung. Die gleichlautenden Resolutionen von
Generalversammlung und Sicherheitsrat vom 20.
Dezember 2005 zu den Modalitäten der PBC12 se-
hen ein präventives Mandat allerdings nur auf An-
trag eines Mitgliedstaats vor. Mit der erstmaligen di-
rekten Einbeziehung der internationalen Finanzinsti-
tutionen und anderer Geber hat die PBC jedoch die
Möglichkeit, durch kohärente und nachhaltige Finan-
zierung zivile Präventions- und Entwicklungspolitik
zu integrieren. Das Ergebnisdokument betont außer-
dem die Notwendigkeit zum Ausbau der UN-Fähig-
keiten im Bereich der Vermittlung und der ›guten
Dienste‹, zur stärkeren Einbeziehung von Frauen bei
der Konfliktverhütung sowie zum Schutz von Kin-
dern. Es unterstützt ausdrücklich die Rolle des Son-
derberaters für die Verhütung von Völkermord. Die
UN nehmen damit die neuen präventiven Heraus-
forderungen im Zusammenhang mit Staatsversagen
und -zerfall und den transnationalen Auswirkungen
von Bürgerkriegen an. Die von Deutschland und der
Schweiz im Dezember 2004 gegründete UN-Freun-
desgruppe  für Konfliktprävention  will weitere effekti-
ve Maßnahmen zur Konfliktverhütung und mensch-
lichen Sicherheit als zentrale Prioritäten der UN im
Dialog mit der Zivilgesellschaft voranbringen. 

Krisenprävention in den UN 

Die UN haben in den vergangenen Jahren wesentliche
Kernelemente eines Regimes effektiver Prävention,
zivilen Krisenmanagements und Friedenskonsolidie-
rung entwickelt. Neben den genannten konzeptionel-
len Grundlagen umfasst dies die zentralen Felder prä-
ventiver Politik wie Frühwarnung, Stabilisierung fra-
giler Staaten durch den Aufbau rechtstaatlicher und
demokratischer Institutionen sowie der Polizei, aber
auch Entwaffnung, Demobilisierung und Reintegra-
tion von ehemaligen Kämpfern (DD&R) und Sicher-
heitssektorreform (SSR), Einbeziehung der Zivilge-
sellschaft, Bekämpfung von Konfliktökonomien und
Ausbau konfliktsensitiver Entwicklungsprogramme.

In seinem ersten grundlegenden Bericht zur Kon-
fliktprävention13 entwickelte UN-Generalsekretär An-
nan zehn Leitprinzipien für eine umfassende Präven-
tionsstrategie der UN. Sie zielt auf effektive Präven-
tionspartnerschaften von UN, Regionalorganisatio-
nen (RO), Regierungen und Zivilgesellschaft sowie
auf eine sektorübergreifende Integration konflikt-

präventiver Maßnahmen in die wichtigsten Politikbe-
reiche. Die Hauptabteilung Politische Angelegenhei-
ten (Department of Political Affairs – DPA) als zen-
trale Anlaufstelle für Konfliktprävention im UN-Sys-
tem richtete Konfliktpräventionsteams und einen
Treuhandfonds für vorbeugende Maßnahmen (Trust
Fund for Preventive Action) ein. Ein neuer Exekutiv-
ausschuss für Frieden und Sicherheit sowie Koordi-
nierungsteams (Framework Teams) von UN-Abtei-
lungen, -Programmen und -Fonds sollen entwick-
lungs- und sicherheitspolitische Strategien zu einer
umfassenden Präventionspolitik zusammenführen.
Gemeinsame landesspezifische Bedarfsanalysen (Com-
mon Country Assessments) von UNDP mit der Grup-
pe der Vereinten Nationen für Entwicklungsfragen
sollen Konfliktprävention in die Entwicklungspro-
gramme integrieren. UNDP und DPKO haben als
Modell in Haiti und Sudan damit begonnen, gemein-
same Programme in den wichtigsten Sektoren wie
DD&R und Aufbau rechtsstaatlicher Institutionen als
integrierten sicherheits- und entwicklungspolitischen
Ansatz zur Krisenbewältigung durchzuführen. 

1 Weiterführend Detlev Wolter, A United Nations for the 21st Centu-
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ficient International Regime for Conflict Prevention and Peacebuil-

ding, Baden-Baden 2007. 

2 Ergebnis des Weltgipfels 2005, UN-Dok. A/60/RES/1 v. 16.9.2005. 
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Präventionsdoktrin der EU 

Die EU hat, indem sie ein Präventionsprogramm auf
dem Europäischen Rat in Göteborg im Juni 2001 ver-
abschiedete und der Prävention in ihrer Europäischen
Sicherheitsstrategie vom Dezember 2003 Priorität
einräumt, die zivile Präventionstrias mit denselben
Schwerpunktbereichen wie die UN entwickelt. Bereits
der Europäische Rat in Feira vom Juni 2000 benannte
die vier Bereiche Polizei, Rechtsstaat, Zivilverwaltung
und Zivilschutz als Prioritäten für eine engere Zu-
sammenarbeit von EU und UN und anderen RO beim
zivilen Krisenmanagement. Er richtete dazu den Aus-
schuss für die zivilen Aspekte des Krisenmanagements
(CIVCOM) und einen Stabilitätsfonds mit einem Jah-
resbudget von einer Milliarde Euro zur Finanzierung
von Maßnahmen der Frühwarnung und Konfliktprä-
vention ein. Die EU ist auch wegen ihres hohen An-
teils an weltweiter Entwicklungs- und humanitären
Hilfe zu einem gewichtigen Präventionsakteur ge-
worden.21

Ebenso wie die UN erkannte die EU den Nexus
Sicherheit–Menschenrechte/Rechtsstaatlichkeit–Ent-
wicklung als Ausgangspunkt einer umfassenden Prä-
ventionsstrategie.22 Die Europäische Kommission
sieht Konfliktprävention als Querschnittsaufgabe
für alle Bereiche der EU-Außenbeziehungen.23

Zum Aufbau ziviler Krisenreaktionsfähigkeiten
haben sich die Mitgliedstaaten verpflichtet: 

1. 5000 Polizeikräfte, davon 1000 innerhalb von 30
Tagen einsetzbar; 

2. bis zu 200 Rechtsexperten (Staatsanwälte, Richter
und Strafverfolgungsbeamte) einschließlich einer
schnell einsetzbaren Gruppe von Experten für Rechts-
staatlichkeit;

3. einen Expertenpool für allgemeine Zivilverwaltung,
soziale Dienste und Infrastruktur; und 

4. bis zu 2000 Zivilschutzkräfte in Katastrophenfällen
bereitzustellen.24

Das präventive Instrumentarium soll in enger Zu-
sammenarbeit mit den UN und der Organisation für
Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa (OSZE)
sowie anderen RO und der Zivilgesellschaft gestärkt
werden. Nachhaltige Partnerschaften für Prävention
sollen gemeinsame Ausbildungsprogramme sowie in-
tegrierte Beiträge für die Stärkung der präventiven Fä-
higkeiten regionaler und subregionaler Akteure um-
fassen. Die Entwicklungsprogramme und Länder-
strategiepapiere der Europäischen Kommission sol-
len auf die Bekämpfung der Konfliktursachen aus-
gerichtet werden. Der politische Dialog soll zur För-
derung von Konfliktprävention genutzt und die di-
plomatischen Instrumente gestärkt werden. In den
Bereichen Menschenrechte und Demokratie, Tatsa-
chenermittelung, DD&R und Minenräumung sollen
präventive Instrumente entwickelt werden. Die EU
soll den Kampf gegen illegalen Handel mit Konflikt-

Die Zusammenarbeit zwischen UN und Regional-
organisation – insbesondere der EU – zur Konflikt-
prävention wurde ausgeweitet.14 Der Sicherheitsrat
richtete im Jahr 2002 eine Arbeitsgruppe zu Kon-
fliktprävention und -lösung in Afrika ein, zur enge-
ren Zusammenarbeit zwischen Sicherheitsrat, Wirt-
schafts- und Sozialrat (ECOSOC) und der Afrikani-
schen Union (AU), insbesondere mit dem neuen Frie-
dens- und Sicherheitsrat der AU. Anlässlich des zehn-
ten Jahrestags des Völkermords in Ruanda am 7.
April 2004 stellte der Generalsekretär seinen Aktions-
plan gegen Genozid vor und ernannte den argentini-
schen Menschenrechtler Juan Méndez zu seinem
Sonderberater für die Verhütung von Völkermord.
Bei seinem Treffen auf Gipfelebene am 14. September
2005 nahm der Sicherheitsrat auf Initiative der afri-
kanischen Sicherheitsratsmitglieder eine Resolution
an, welche die Fähigkeiten von UN und AU in der
Konfliktverhütung stärken soll.15 Außerdem hielt der
Rat erstmals eine Debatte über die Rolle der Zivil-
gesellschaft bei der Konfliktverhütung und der fried-
lichen Streitbeilegung, in der er unter anderem zu häu-
figerem und gezielterem Meinungsaustausch des Ra-
tes mit der Zivilgesellschaft aufrief.16

Die 60. Generalversammlung setzte durch eine
gesonderte Resolution zu Konfliktursachen in Afri-
ka, welche das ehrgeizige Ziel eines konfliktfreien
Afrikas bis zum Jahr 2010 unterstützt,17 und mit der
Schaffung eines Zentralen revolvierenden Nothil-
fefonds (Central Emergency Response Fund) weite-
re wichtige Marken zur Stärkung der Konfliktver-
hütung. 

In seinem Fortschrittsbericht zur Konfliktpräven-
tion vom 18. Juli 200618 machte Generalsekretär An-
nan weitere Empfehlungen zur Operationalisierung
der Konfliktprävention, um die internationale Ge-
meinschaft in die Lage zu versetzen, die ›responsibili-
ty to prevent‹ als Element der ›responsibility to pro-
tect‹ zu erfüllen. Zur Umsetzung der Gipfelergebnisse
richtete das UN-Sekretariat eine neue Einheit ein, ent-
wickelte Richtlinien für die Vermittlung und organi-
sierte regionale Konferenzen für Mediatoren. Außer-
dem richtete das UN-Sekretariat eine Einheit für
Rechtstaatsunterstützung im neuen Büro zur Unter-
stützung der Friedenskonsolidierung (Peacebuilding
Support Office) ein. Der Leiter des DPKO, Unterge-
neralsekretär Jean-Marie Guéhenno, forderte den Auf-
bau eines Kontingents von 2500 zivilen Friedens-
kräften.19 Die UN (wie auch EU) unterstützen die
Zivilgesellschaft als wichtigen Partner für Prävention
und Friedensarbeit, zum Beispiel die ›Global Partner-
ship to Prevent Armed Conflict‹ (GPPAC), welche
im Vorfeld des Weltgipfels 2005 auf der Grundlage
regionaler Agenden einen Globalen Aktionsplan zur
Verhütung bewaffneter Konflikte20 mit Empfehlun-
gen zur Einbeziehung lokaler nichtstaatlicher Orga-
nisationen (NGOs) in robuste Partnerschaften für
Konfliktprävention verabschiedete.
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ressourcen stärken und aktiv den Kimberley-Pro-
zess gegen Konfliktdiamanten unterstützen. Ebenso
wie die UN ruft das EU-Programm die Mitgliedstaa-
ten auf, nationale Aktionspläne zur Stärkung ihrer
präventiven Fähigkeiten zu entwickeln. Ein Haupt-
ziel der EU ist die Stärkung der afrikanischen Fähig-
keiten für Konfliktprävention und Friedenssiche-
rung.25 Die AU machte dank enger Zusammenarbeit
mit den UN und der EU wichtige Fortschritte beim
Aufbau eigener präventiver Fähigkeiten. Die EU stell-
te mit der ›Peace Facility for Africa‹ der AU zwischen
2004 und 2006 250 Millionen Euro für die Schaf-
fung regionaler Fähigkeiten für Friedenssicherung und
Konfliktprävention zur Verfügung.26 Das im Novem-
ber 2006 beschlossene EU-Gesamtkonzept zur Stär-
kung der afrikanischen Fähigkeiten für Konfliktprä-
vention, -management und -lösung sieht unter ande-
rem die Unterstützung für eine Afrikanische ›Stand-by
Force‹ (ASF) vor.27

Der Vertrag über die Europäische Verfassung von
2004 plädiert für den Ausbau ziviler und militärischer
Kapazitäten ›für Friedenssicherung und Konfliktprä-
vention zur Stärkung internationaler Sicherheit im
Einklang mit den Prinzipien der Vereinten Nationen‹.
Kritiker bemängeln die Gleichstellung ziviler und
militärischer Präventionsmittel. Zu einem deutliche-
ren Primat des Zivilen trüge eine ausdrückliche Pri-
oritätensetzung zugunsten menschlicher Sicherheit
bei.28 Die im Auftrag des Hohen Vertreters für die
Gemeinsame Außen- und Sicherheitspolitik Javier
Solana dazu von einer Expertengruppe erarbeiteten
Vorschläge für die Entwicklung einer Europäischen
Strategie menschlicher Sicherheit29 waren Gegenstand
informeller Beratungen des Politischen und Sicher-
heitspolitischen Komitees (PSK) unter finnischer EU-
Ratspräsidentschaft.30 Die EU-Kommissarin für Au-
ßenbeziehungen und Nachbarschaftspolitik, Benita
Ferrero-Waldner, unterstützte ein Präsidentschafts-
programm zugunsten menschlicher Sicherheit.31

Mit den EU-Ministerkonferenzen über zivile Fä-
higkeiten, der Verabschiedung des Zivilen Planungs-
ziels 2008 und dem Aktionsplan für zivile Aspekte
des Krisenmanagements vom Juni 2004 hat die EU
ihre Ziele auf weitere Fähigkeiten für multifunktio-
nales ziviles Krisenmanagement mit integriertem For-
mat in den Bereichen Menschenrechte, politischer Dia-
log, SSR, Mediation, Grenzkontrolle, DD&R und
Medienpolitik ausgeweitet.32 Außerdem wurde die
Einrichtung schnell einsetzbarer integrierter Krisen-
reaktionsteams (Civilian Response Teams – CRTs)
beschlossen.33 Zur Stärkung der Krisenreaktionsfä-
higkeit schlägt der ehemalige EU-Kommissar für Re-
gionalpolitik Michel Barnier vor, bis 2010 eine euro-
päische zivile Schutztruppe zu schaffen, die bei Ka-
tastrophen zusammen mit den UN schnell helfen
können soll.34 Über den Einsatz soll ein ›ziviler Si-
cherheitsrat‹ der EU (Civil Security Council) entschei-
den. Die Erreichung der Ziele wird durch jährliche
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Building Peace: A Global Agenda for the Prevention of Violent Conflict,

2005. 

21 Louis Michel, Development Cooperation as a European Tool of Con-

flict Prevention, in: Anders Mellbourn (Ed.), Development, Security and

Conflict Prevention, Stockholm 2005, S. 59–75; Javier Solana, Prevention

Must Be Concrete, ebd., S. 9–13.

22 Tobias Debiel/Marina Fischer, Crisis Prevention and Conflict Manage-

ment by the European Union. Concepts, Capacities and Problems of Co-

herence, Berghof Report No. 4, Berlin 2002, S. 3.

23 Europäische Kommission, Mitteilung über Konfliktprävention v.

11.4.2001.

24 Europäischer Rat, Schlussfolgerungen, Göteborg, 16.6.2001. 

25 European Union, Common Position Concerning Conflict Prevention,

Management and Resolution in Africa, 14.5.2001.

26 European Commission, Security, Peace and Stability for Africa. The

EU-funded African Peace Facility, Directorate-General for Develop-

ment, DE 125, Juli 2004.

27 European Council, Presidency Report on ESDP, Doc. 16443/06 v.

8.12.2006, S. 25.

28 Corinna Hauswedell/Herbert Wulf, Die EU als Friedensmacht?

Neue Sicherheitsstrategie und Rüstungskontrolle, in: Christoph Wel-

ler et al. (Hrsg.), Friedensgutachten 2004, Münster 2004, S. 122; Sven

Biscop/Edith Drieskens, Effective Multilateralism and Collective Secu-

rity: Empowering the UN, in: Katie Verlin Laatikainen/Karen E. Smith

(Eds.), The European Union at the United Nations. Intersecting Multi-

lateralisms, Houndmills und New York 2006, S. 131. 

29 Study Group on Europe’s Security Capabilities, A Human Security

Doctrine for Europe. The Barcelona Report of the Study Group on

Europe’s Security Capabilities, Barcelona 2004; Marlies Glasius/Mary

Kaldor, Individuals First: A Human Security Strategy for the European

Union, International Politics and Society, 1/2005, S. 62. 

30 European Council, Presidency Report, a.a.O. (Anm. 27), S. 19.

31 Benita Ferrero-Waldner, Conflict Prevention: Looking to the Future,

Speech by the Commissioner for External Relations and European Neigh-

bourhood Policy, Conflict Prevention Partnership, Brüssel, 12.9.2006.

32 European Union, Action Plan for Civilian Aspects of ESDP, 17–18 Juni

2004; European Council, Civilian Capabilities Improvement Confe-

rence, Ministerial Declaration, 13.11.2006.

33 European Union, Presidency Report to the European Council on EU

Activities in the Framework of Prevention, including Implementation

of the EU Programme for the Prevention of Violent Conflicts, Doc.

10158/06 v. 13.6.2006.

34 European Union, Report ›For a European Civil Protection Force:

Europe Aid‹, 9.5.2006, S. 12; http://ec.europa.eu/commission_barro-

so/president/pdf/rapport_barnier_en.pdf

Berichte der Ratspräsidentschaft über die Umsetzung
des Göteborger Programms zur Konfliktverhütung
sowie im jeweiligen Bericht zur Europäischen Sicher-
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heits- und Verteidigungspolitik (ESVP) überprüft.35

Die finnische Ratspräsidentschaft des zweiten Halb-
jahrs 2006 hat in enger Anlehnung an UN-Standards
einheitliche Richtlinien für DD&R- und SSR-Pro-
gramme entwickelt und die Themen Schutz von Kin-
dern in bewaffneten Konflikten, EU-Engagement für
den Kimberley-Prozess und den Ausbau der konflikt-
präventiven und friedenskonsolidierenden Zusam-
menarbeit mit der Zivilgesellschaft vorangebracht.36

Um die Übereinstimmung der operativen EU-Fähig-
keiten mit den UN-Erfordernissen zu erhöhen, soll-
te die EU eine Vereinbarung über Mechanismen für
Abruf und Einsatz ihre Kräfte durch die UN anstre-
ben. Diese sollte auch Verfahren zur integrierten
Planung des zivilen Elements bereits zu Beginn einer
zivil-militärischen UN-Mission enthalten. Die guten
Erfahrungen mit dem deutschen Förderprogramm
für krisenpräventive oder friedenskonsolidierende
Einzelprojekte deutscher und internationaler NGOs
(ZIVIK)37 und der Entsendung von qualifiziertem Frie-
denspersonal über das Zentrum für Internationale
Friedenseinsätze (ZIF) sind Ansporn, vergleichbare
Verfahren EU-weit einzuführen.

EU-UN-Zusammenarbeit

Die Entwicklung der EU-Präventionstrias spiegelt die
Annäherung an die Präventionsziele und -instrumen-
te der UN wider. Sie beruht auf einer Grundüberein-
stimmung und gezielter Zusammenarbeit hinsichtlich
der zentralen Komponenten des Staatsaufbaus.38 Im
Jahr 2003 verabredeten UN und EU in einer ›Ge-
meinsamen Erklärung über die UN-EU-Zusammen-
arbeit im Bereich des Krisenmanagements‹, ihre Ko-
operation auf den Gebieten Prävention, Friedenssi-
cherung und -konsolidierung zu verstärken.39 Ihr war
eine Mitteilung der Europäischen Kommission über
eine Neue Strategie für die EU-UN-Beziehungen vom
10. September 2003 vorausgegangen, in der die Kom-
mission die EU-UN-Zusammenarbeit beim Krisen-
management in den breiteren Zusammenhang des
EU-Beitrags für eine Stärkung des multilateralen Sys-
tems stellt.40 Die EU zahlt etwa 300 Millionen Euro
pro Jahr an die UN, vor allem für Entwicklungshil-
fe und humanitäre Hilfe. Zusammen mit den Beiträ-
gen der Mitgliedstaaten ist die EU der größte Beitrags-
zahler für UN-Operationen. Seit April 2002 tagt jähr-
lich ein EU-UN-Lenkungsausschuss. 

Die Gemeinsame Erklärung sieht stärkere Zusam-
menarbeit in den Bereichen Planung, Schulung, Kom-
munikation, Frühwarnung und bewährte Praktiken
vor. Dazu sollen unter anderem entwickelt werden: 

■ einheitliche Methoden und Kriterien der Frühwar-
nung einschließlich vertraulichen Informationsaus-
tauschs;

■ gleiche Standards und Verfahren für die Zusammen-
arbeit mit anderen Regionalorganisationen und
NGOs; 

■ verstärkter Personalaustausch im Feld und Einrich-
tung gegenseitiger Liaisonstellen für Polizei und
zivile Prävention sowie 

■ gemeinsame Ansätze bei der Unterstützung von
Staatsaufbau und lokaler Fähigkeiten für Präven-
tion, Konfliktregelung und Friedenskonsolidierung.

Die EU kann durch ihre aktive Teilnahme (Ratssekre-
tariat und Kommission) in der PBC ihre Erfahrungen
beim Aufbau ziviler Polizei in Bosnien und Afghanis-
tan sowie mit der Integration konfliktpräventiver An-
sätze in Entwicklungsprogramme einbringen und so-
mit wichtige Impulse zur Stärkung des Nexus Sicher-
heit, Entwicklung und Konfliktprävention geben. Die
EU sollte ressort-, das heißt pfeilerübergreifende Fi-
nanzierungspools schaffen, um sich an dem neuen
UN-Fonds für Friedenskonsolidierung ebenso wie am
UN-Fonds für Konfliktprävention und an zivilen UN-
Präventionsmaßnahmen im Feld effizienter beteiligen
zu können.41

Bei konkreten Einsätzen des zivilen Krisenmana-
gements lassen sich ähnlich wie bei der militärischen
Unterstützung der UN durch die EU ›Stand-by-‹ und
›Stand-alone‹-Operationen unter UN-Mandat unter-
scheiden. Dass die erste zivile ESVP-Maßnahme zur
Übernahme einer UN-Mission stattfand, zeigt ex-
emplarisch die Kongruenz des Krisenmanagemen-
tansatzes. Die EU-Polizeimission in Bosnien-Herze-
gowina (EUPM BiH) übernahm im Januar 2003 die
Aufgaben der Internationalen Polizeieinsatztruppe
der UN. Sie markierte zugleich die Schwerpunktset-
zung des zivilen EU-Krisenmanagements im Bereich
der Polizeireform. Deren Evaluierungen heben die
Bedeutung integrierter Planung und einer zielgerich-
teten Einbettung in den Gesamtkontext der Friedens-
konsolidierung hervor. Entsprechend bereitet die EU
ihren künftigen Einsatz für das zivile Krisenmanage-
ment in Kosovo langfristig durch ein ›EU Planning
Team for Kosovo‹ (EUPT Kosovo) vor. 

Ein beispielhafter Präventionserfolg der EU unter
UN-Mandat war die Entsendung der EU-Friedens-
truppe ›Concordia‹ nach Mazedonien, die später
durch die Polizeimission EUPOL ›Proxima‹ ersetzt
wurde. Mazedonien hatte im Jahr 2001 am Rande
eines gewaltsamen Konflikts zwischen der slawischen
und albanischen Bevölkerung gestanden. Das jetzige
EU ›Police Advisory Team in the former Yugoslav
Republik of Macedonia‹ (EUPAT) berät bei der Re-
form des Sicherheitssektors. 

In Kongo zeigen der Einsatz von EUFOR RD
Congo in enger Abstimmung mit der UN-Mission
MONUC zur Sicherung der Wahlen in der zweiten
Jahreshälfte 2006 sowie die Operationen der EU zur
Unterstützung des Polizeiaufbaus (EUPOL Kinshasa)
sowie der Sicherheitssektorreform (EUSEC RD Con-
go) im größeren Kontext des UN-Wiederaufbaupro-
gramms erfolgreiches zivil-militärisches Zusammen-
wirken von EU und UN. EUPOL Kinshasa ist auch

Die EU zahlt etwa
300 Millionen Euro
pro Jahr an die UN,

vor allem für
Entwicklungshilfe

und humanitäre
Hilfe. Zusammen

mit den Beiträgen
der Mitgliedstaaten
ist die EU der größte

Beitragszahler für
UN-Operationen. 



VEREINTE NATIONEN 2/2007 67

Wolter |  Zivile Konfliktverhütung und menschliche Sicherheit

die erste zivile ESVP-Maßnahme, die in Zusammen-
arbeit mit afrikanischen Staaten stattfindet.42

In Sudan arbeiten UN und EU eng bei der Unter-
stützung des Nord-Süd-Abkommens sowie der AU-
Mission AMIS und ihrer Einbettung in eine größere
UN-Mission zusammen. Künftig sollten stärker auch
gemischte EU-UN-Operationen angegangen werden,
nicht nur in Form des so genannten ›Bridging-Mo-
dells‹ (Überbrückungsmissionen), sondern auch als
echte gemeinsame Operationen, wobei insbesonde-
re bei Einsatz zivil-militärischer Kräfte im Einzelfall
die Kommandostruktur zu klären ist. 

Herausforderungen 

EU und UN sind aufgerufen, die Präventionsziele
durch systematische Operationalisierung der Präven-
tionstriade Sicherheit, Entwicklung und Menschen-
rechte umzusetzen. Dazu müssen sie stärker auf die
Übereinstimmung, die Komplementarität und Syn-
ergien des Präventionsarsenals achten. Finanzierung
und personelle Ausstattung der zivilen Fähigkeiten
sind im Vergleich zu den militärischen Aufwendungen
nach wie vor zu niedrig.43 Zur Operationalisierung
der Krisenprävention sollte die EU ein Aktionspro-
gramm zur Unterstützung des systematischen Aus-
baus der UN-Fähigkeiten zur Konfliktverhütung, zi-
vilem Krisenmanagement und Friedenskonsolidie-
rung einschließlich eigener unabhängiger UN-Früh-
warnfähigkeiten verabschieden. Es sollte insbeson-
dere den notwendigen zivil-militärischen integrier-
ten Ansatz für Friedenseinsätze (Ausbau Gendarme-
rie/Carabinieri) und die UN-Forderung nach Schaf-
fung eines Pools von 2500 zivilen Friedenskräften
sowie den Ausbau der stehenden Polizeieinheit unter-
stützten. Die EU sollte zusammen mit den UN noch
stärker den Kapazitätsaufbau anderer RO, insbeson-
dere der AU, im Bereich der Präventionstrias fördern.

Die EU sollte außerdem einen Kriterienkatalog
vorschlagen  um die Schutzverantwortung der inter-
nationalen Gemeinschaft und die menschliche Sicher-
heit zu operationalisieren. Dies wäre eine konkrete
Umsetzung von Art. 19 Abs. 2 Unterabschnitt 2 des
Vertrags über die Europäische Union (EUV) zur Ein-
bindung der europäischen ständigen Sicherheitsrats-
mitglieder. Zur menschlichen Sicherheit könnte sich
die EU  im ›Human Security Network‹ einbringen und
in den Treuhandfonds der Vereinten Nationen für
menschliche Sicherheit (UN Trust Fund for Human
Security) einzahlen. 

Die EU sollte zudem eine Führungsrolle bei der
Umsetzung der Empfehlungen des UN-Präventions-
berichts vom 18. Juli 200644 übernehmen und bei-
spielsweise den dort vorgeschlagenen Ausbau der UN-
Freundesgruppe für Konfliktprävention zu einem alle
UN-Mitgliedstaaten umfassenden Beratungsgremi-
um unterstützen. Entsprechend der Berichtsempfeh-
lung beabsichtigt die deutsche EU-Ratspräsident-

schaft, die Einbeziehung der Zivilgesellschaft in die
Präventionspolitiken der EU – zusätzlich zu ESVP
auch bei den Gemeinschaftsinstrumenten – mit be-
sonderem Schwerpunkt auf fragile beziehungsweise
vom Zerfall bedrohte Staaten auszubauen.45

Die EU sollte einen UN-Sondergipfel zu Konflikt-
verhütung und menschlicher Sicherheit im Jahr 2010
vorschlagen, mit dem Ziel,46 einen sektorübergreifen-
den Dialog zwischen den UN-Organisationen, RO,
den Mitgliedstaaten und der Zivilgesellschaft einzu-
leiten sowie einen globalen Aktionsplan für Konflikt-
verhütung und menschliche Sicherheit zu verabschie-
den. Damit würde die EU eine Führungsrolle über-
nehmen, um die Weltorganisation in die Lage zu ver-
setzen, auch effektiv die Präventionsverantwortung
wahrzunehmen. Das Erreichte in der UN-EU-Zusam-
menarbeit könnte dabei als Modell für die Zusam-
menarbeit der UN mit anderen RO und als Motor
der Zusammenarbeit für effektive globale Konflikt-
verhütung und Friedenskonsolidierung in dem sich
herausbildenden internationalen Präventionsregime
dienen.
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Generalversammlung: 
60. Tagung 2005/2006
■ Weiterverfolgung des Weltgipfels 2005
■ Reformen nur teilweise umgesetzt
■ Haushaltsdeckelung verabschiedet

Anja Papenfuß

(Dieser Beitrag setzt den Bericht von Anja

Papenfuß über die 59. Generalversammlung

2004/2005 und den Weltgipfel 2005, VN, 3/2006,

S. 111ff., fort.)

Die 60. Ordentliche Tagung der General-
versammlung der Vereinten Nationen
wurde am 13. September 2005 am Amts-
sitz in New York eröffnet. Ein Tag später
begann eine dreitägige hochrangige Plenar-
sitzung, der so genannte Weltgipfel 2005,
der mit der Verabschiedung eines 178 Ab-
sätze umfassenden Dokuments zu Ende
ging (Bericht siehe: VN, 3/2006, S. 113ff.).
Die jährliche Generaldebatte schloss sich
daran an und dauerte neun Tage. 

Nach dem Verhandlungsmarathon im
Vorfeld des Weltgipfels 2005 kehrte die
Generalversammlung weitgehend zur Rou-
tine zurück. Das Staatenvertretergremium
widmete sich neben den traditionellen The-
men insbesondere der Ausgestaltung der
Mandate der neu geschaffenen Organe
Menschenrechtsrat und Kommission für
Friedenskonsolidierung. Krisenstimmung
herrschte im Laufe der 60. Tagung zu min-
destens zweimal: Zum einen kurz vor
Weihnachten, als die Genehmigung des
Zweijahreshaushalts anstand. Sie wurde
von amerikanischer Seite von Reformen im
Managementbereich abhängig gemacht.
Die zweite Krisensituation kam im Mai/
Juni 2006 auf, als die Vorschläge des UN-
Generalsekretärs zur Managementreform
von den Entwicklungsländern weitestge-
hend abgelehnt wurden.

Der Hauptteil der Tagung mit 69 Sit-
zungen endete am späten Abend des 23.
Dezembers 2005. Der zweite Teil mit wei-
teren 32 Sitzungen begann im Februar und
endete am 11. September 2006, einen Tag

vor Beginn der 61. Tagung. Unter 158 Ta-
gungsordnungspunkten mit zum Teil bis
zu 25 Unterpunkten wurden insgesamt
289 Resolutionen und 98 Beschlüsse ver-
abschiedet – 25 Resolutionen und vier Be-
schlüsse weniger als im Vorjahr. Zum Prä-
sidenten der Generalversammlung war im
Juni 2005 der damalige schwedische stell-
vertretende Außenminister Jan Eliasson ge-
wählt worden. 

Generaldebatte

UN-Generalsekretär Kofi Annan stellte zu
Beginn der Generaldebatte am 17. Septem-
ber nicht nur den Bericht über die Tätigkeit
der Organisation vor (A/60/1 v. 5.8.2005,
siehe dazu: Friederike Bauer, Kein gutes
Jahr, VN, 6/2005, S. 235f.), sondern re-
sümierte auch den gerade zu Ende gegan-
genen Weltgipfel. Er scheute dabei nicht
große Worte: »Wir kommen hier zusam-
men am Ende einer für die Vereinten Na-
tionen historischen Woche. Zu keinem an-
deren Zeitpunkt in der 60-jährigen Ge-
schichte der Organisation sind mehr Fort-
schritte auf breiter Front erzielt worden.«
Und weiter: »Wir haben nicht alles er-
reicht. Doch indem wir eine große Band-
breite an Themen zusammengeführt ha-
ben, haben wir ganz klar eine Menge er-
reicht.« Er verpflichtete sich und die Mit-
gliedstaaten, den Worten aus dem Gipfel-
dokument Taten folgen zu lassen. Sieben
Bereiche nannte er als besonders wichtig:
Managementreform, Menschenrechtsrat,
Terrorismusbekämpfung, Operationalisie-
rung der Kommission für Friedenskonso-
lidierung, Umsetzung der Millenniums-
Entwicklungsziele (MDGs), Reform des
Sicherheitsrats sowie nukleare Nichtver-
breitung und Abrüstung (A/60/PV.9). 

Als Vertreterin des Gastlands forderte
die amerikanische Außenministerin Con-
doleezza Rice in ihrer Rede in Bezug auf
das Management strengere moralische
Standards, stärkere Aufsicht und eine er-
neute Prüfung der Leistungen und Manda-
te der Organisation. Einer Erweiterung
des Sicherheitsrats stünden die USA offen
gegenüber; Japan sollte einen ständigen
Sitz erhalten und die Entwicklungsländer
stärker repräsentiert werden (A/60/PV.9).
Auch der Vertreter Deutschlands, Staats-

sekretär Klaus Scharioth, forderte, dass
die Reform des Sicherheitsrats zügig vor-
angetrieben müsse. Die Zeit für durch-
greifende Reformen auch in dieser vita-
len Frage für die Zukunft der Vereinten
Nationen sei reif (A/60/PV.16 v.
20.9.2005). Außenminister Joschka Fi-
scher hatte auf dem Weltgipfel eine Wo-
che vorher gesprochen und sich dabei
enttäuscht von den Ergebnissen gezeigt
(Rede abgedruckt in: VN, 3/2006, S.
125f.)

Arbeitsweise

Wie üblich widmete sich das Staatenver-
tretergremium auch der Überprüfung sei-
ner Arbeitsweise und Rolle im UN-Sys-
tem. Im letzten Jahr war eine Ad-hoc-Ar-
beitsgruppe eingesetzt worden, um Vor-
schläge für die so genannte Neubelebung
der Generalversammlung auszuarbeiten.
Die Vorschläge lagen zur 60. Tagung vor.
Darauf aufbauend verabschiedeten die
Mitgliedstaaten einen in drei Teile geglie-
derten Text, der allerdings kaum Neues
enthält (A/RES/60/286 v. 98.9.2006). Ob
die in der Resolution enthaltenen Maß-
nahmen den Bedeutungsverlust des Or-
gans umkehren können, bleibt angesichts
vergeblicher Bemühungen in den Vorjah-
ren fraglich.

Reform

Im Nachgang der auf dem Weltgipfel 2005
beschlossenen Reformen wurden zwei
wichtige institutionelle Neuerungen be-
schlossen: zum einen die Kommission für
Friedenskonsolidierung (Peacebuilding
Commission – PBC) und zum anderen
der Menschenrechtsrat, der die Menschen-
rechtskommission ersetzt. Aufgaben und
Struktur der PBC waren in groben Zügen
bereits im Ergebnisdokument des Welt-
gipfels enthalten (Abs. 97–105). Die De-
tails sollten jedoch so zeitig ausgearbeitet
sein, dass die Kommission ihre Arbeit spä-
testens am 31. Dezember 2005 aufnehmen
konnte. Die Gründungsresolution 60/180
wurde in der Tat bereits am 20. Dezem-
ber im Konsens verabschiedet. Darin wur-
de festgelegt, dass die PBC ein zwischen-
staatliches Beratungsorgan sein soll, das
die Aufgabe hat, Staaten, die einen Kon-
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flikt überwunden haben, beim nachhalti-
gen Wiederaufbau und bei der Entwick-
lung zu unterstützen. Die PBC tagt in un-
terschiedlichen Zusammensetzungen, ent-
weder als ständiger Organisationsaus-
schuss oder in länderspezifischen Aus-
schüssen. Ihr arbeitet ein Unterstützungs-
büro im Sekretariat zu, und ein Fonds mit
einem Volumen von 250 Millionen US-
Dollar steht für Anschubfinanzierungen
und die Deckung von Finanzierungslücken
bereit (Ausführlich dazu: Silke Weinlich,
Weder Feigenblatt noch Allheilmittel. Die
neue Kommission für Friedenskonsolidie-
rung der Vereinten Nationen, VN, 1-2/
2006, S. 2–11.). Die Wahl der 31 Mit-
glieder des Organisationsausschusses für
das erste Jahr fand in den jeweiligen Gre-
mien im Frühjahr 2006 statt und wurde
in Beschluss 60/417 vom 16. Mai 2006
bekannt gegeben. Die Gruppe der west-
europäischen und anderen Staaten ging
bei der Wahl der sieben Sitze, die von der
Generalversammlung bestimmt werden,
leer aus. Deutschland erhielt jedoch einen
Sitz als einer der zehn größten Beitrags-
zahler zum UN-Haushalt.

Die zweite institutionelle Neuerung,
der Menschenrechtsrat, wurde mit Reso-
lution 60/251 vom 15. März 2006 einge-
richtet. Der Verabschiedung gingen hef-
tige Debatten voraus. Streitpunkte waren
unter anderem die Anzahl der Mitglieder,
Wahlmodus und Kriterien für die Mit-
gliedschaft sowie Anzahl und Dauer der
Sitzungswochen. Die Resolution wurde
mit 170 Stimmen angenommen. Vier Staa-
ten lehnten sie ab (darunter Israel und die
USA) und drei enthielten sich der Stimme.
Wesentliche Neuerungen im Gegensatz zur
alten Kommission sind ein neues allge-
meines, regelmäßiges Überprüfungsver-
fahren für alle Staaten, die Wahl der Mit-
glieder durch die Generalversammlung
und strengere Kriterien dafür sowie die
Ausweitung der Sitzungszeit auf zehn Wo-
chen. Die Mandate der alten Kommission
sollten binnen Jahresfrist ab der ersten Ta-
gung des neuen Rates überprüft werden.
Die Wahl der Mitglieder wurde auf den
9. Mai und der Beginn der ersten Tagung
auf den 19. Juni 2006 festgelegt. Deutsch-
land wurde am 9. Mai als Mitglied für eine
Amtszeit von drei Jahren gewählt (Be-
schlüsse 60/416 und 60/555). 

Wenig Erfolg beschieden war allerdings
den Bemühungen des Generalsekretärs,
das Management zu reformieren. In die-

ser Frage standen sich die 130 Staaten der
Gruppe der 77 und die westlichen Staa-
ten unversöhnlich gegenüber. 

Während Erstere in den von Kofi Ann-
an vorgeschlagenen Maßnahmen zur Er-
weiterung seines Handlungsspielraums in
Budget- und Personalfragen Versuche sa-
hen, den Einfluss der Generalversammlung
gegenüber dem Sekretariat zu schmälern,
befürworteten Letztere die Vorschläge als
wesentliche Schritte zur Steigerung von Ef-
fizienz und Effektivität der Organisation.
Bei der Abstimmung über die Vorschläge
des Generalsekretärs (›In die Vereinten Na-
tionen investieren‹ A/60/692 v. 30.3.2006)
im für Verwaltung- und Haushaltsfragen
zuständigen 5. Hauptausschuss wurde ob
dieser Interessengegensätze zum ersten
Mal seit 19 Jahren mit der Tradition des
Konsensbeschlusses gebrochen. Mit ähn-
lichen Stimmenverhältnissen (121 Ja-Stim-
men, 50 Nein-Stimmen bei zwei Enthal-
tungen) verabschiedete die Generalver-
sammlung am 8. Mai die Resolution 60/
260. Darin bekräftigte das Staatenvertre-
tergremium seine Aufsichtsfunktion und
die des 5. Hauptausschusses in Verwal-
tungs- und Haushaltsfragen; eine Dele-
gierung von Befugnissen an den General-
sekretär oder das Sekretariat wurde abge-
lehnt. Die 23 Vorschläge des Generalse-
kretärs aus seinem Bericht wurden somit
fast alle entweder verworfen oder die wei-
tere Befassung mit ihnen von der Vorlage
detaillierter Berichte abhängig gemacht.

Der Hauptteil dieser Folgeberichte
wurde in den Monaten Mai bis Juni vor-
gelegt (A/RES/60/846 + Add.1–7), so dass
die Generalversammlung erneut darüber
befinden konnte. Sie tat dies in Resolu-
tion 60/283 vom 7. Juli 2006. In diesem
Text wurden zusätzlich zu dem bereits
bewilligten ordentlichen Haushalt weitere
43,3 Millionen US-Dollar für Reform-
maßnahmen genehmigt; dem Generalse-
kretär »versuchsweise« ein beschränkter
Handlungsspielraum für den Haushalts-
vollzug zugestanden (bis zu einer Höhe
von 20 Millionen US-Dollar für jeden
der beiden Zweijahreszeiträume 2006/
2007 und 2008/2009); der Generalsekre-
tär aufgefordert, das Ethikbüro funkti-
onsfähig zu machen; die Stelle eines Lei-
ters der Informationstechnologie im Ran-
ge eines Untergeneralsekretärs sowie die
Ersetzung des Integrierten Management-
Informationssystems durch ein neueres
ERP-System (Verwaltungssoftware) be-

willigt. Andere Fragen, wie die Konsoli-
dierung der Friedenssicherungs-Sonder-
haushalte, wurden auf die 61. General-
versammlung verschoben.

Abrüstung

Die seit Jahren bestehende Blockade im
Bereich Abrüstung in den zwei wichtigen
UN-Gremien Abrüstungskonferenz und
Abrüstungskommission wurde im Jahr
2005 noch durch zwei weitere Fehlschlä-
ge verstärkt. Im Mai 2005 ging die 7.
Überprüfungskonferenz zum Nichtver-
breitungsvertrag ohne nennenswertes Er-
gebnis zu Ende und auf dem Weltgipfel
2005 wurde der gesamte Bereich Abrüs-
tung und Nichtverbreitung von Atom-
waffen ausgeklammert. Viele Texte nah-
men Bezug auf das Scheitern der beiden
Konferenzen, unterstrichen die Bedeutung
der nuklearen Nichtverbreitung und Ab-
rüstung und riefen die Mitgliedstaaten zur
Beendigung der Blockade auf (Resolutio-
nen 46, 55, 56 und 65). Von Frankreich
neu eingebracht wurde Resolution 73 ›Ver-
hütung des Risikos des radiologischen
Terrorismus‹. Darin werden die Mitglied-
staaten aufgefordert, alle notwendigen
Schritte zu unternehmen, um zu verhin-
dern, dass Terroristen in den Besitz radio-
aktiver Stoffe gelangen. In Bezug auf den
Handel mit Kleinwaffen wurde beschlos-
sen, eine Gruppe von Regierungsexperten
einzusetzen, die nach der Überprüfungs-
konferenz zum Aktionsprogramm zu
Klein- und Leichtwaffen (die im Juni/Juli
2006 stattfand), weitere Schritte zur Ver-
hinderung des Waffenhandels ausarbei-
ten soll (A/RES/60/81).

Terrorismus

Der Weltgipfel 2005 hatte in Bezug auf die
Bekämpfung des Terrorismus keine weit-
reichenden Beschlüsse gefasst, aber die
Mitgliedstaaten verpflichtet, »alles zu tun,
um auf der 60. Tagung Einigung über ein
umfassendes Übereinkommen über den
internationalen Terrorismus zu erzielen
und ein solches Übereinkommen zu schlie-
ßen« (Abs. 83). Dazu ist es im Laufe der
60. Tagung nicht gekommen. Doch auf-
bauend auf einen 32 Seiten starken Be-
richt des Generalsekretärs (A/60/825 v.
27.4.2006), verabschiedete die General-
versammlung immerhin die so genannte
›Weltweite Strategie der Vereinten Natio-
nen zur Bekämpfung des Terrorismus‹.
Darin werden in vier Kapiteln Maßnah-
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men und Ziele zur Prävention und Be-
kämpfung des Terrorismus sowie zum
Aufbau von Kapazitäten und den Schutz
der Menschenrechte festgelegt. Die seit
langem angestrebte Definition von Ter-
rorismus enthält die Strategie indes immer
noch nicht.

Wirtschaft, Handel und Umwelt

Die Generalversammlung verabschiedete
insgesamt 40 vom 2. Hauptausschuss
(Wirtschaft und Finanzen) vorgelegte Re-
solutionen, von denen neun nicht im Kon-
sens durchgingen. Im Wesentlichen wur-
den Resolutionen aus den Vorjahren wie-
derholt und ergänzt sowie Termine für
Konferenzen festgelegt. 

Die von Deutschland initiierte und von
der EU alle zwei Jahre eingebrachte Re-
solution ›Auf dem Weg zu globalen Part-
nerschaften‹ enthielt im Unterschied zum
Text von 2003 vor allem drei neue Ele-
mente. Sie greift erstens die klare Unter-
stützung des Weltgipfels 2005 für verant-
wortungsbewusste Unternehmensprakti-
ken auf, sichert zweitens das Büro für
den Globalen Pakt institutionell ab und
enthält drittens eine Definition öffentlich-
privater Partnerschaften (A/RES/60/215).

In Resolution 227 legte die General-
versammlung die Modalitäten für den Dia-
log auf hoher Ebene über internationale
Migration und Entwicklung fest und lud
die Mitgliedstaaten ein, zur Konferenz
möglichst hochrangige Vertreter zu ent-
senden. Um dies zu erleichtern, war der
Termin auf den 14. und 15. September
2006 in New York gelegt worden, vor
Beginn der Generaldebatte der 61. Gene-
ralversammlung. 

In puncto Weiterverfolgung der Millen-
niums-Entwicklungsziele sowie der entwi-
cklungsbezogenen Ergebnisse des Welt-
gipfels 2005 verabschiedete die General-
versammlung eine 63 Absätze umfassen-
de Resolution, in der alle relevanten Ak-
teure zur Umsetzung der Ziele in ihren
spezifischen Bereichen aufgefordert wer-
den (A/RES/60/265).

Haushalt

Der Verabschiedung des Zweijahreshaus-
halts 2006/2007 im 5. Hauptausschuss
zog sich länger hinaus als üblich. Schuld
daran war die Forderung der westlichen
Gruppe (vor allem USA und Japan), die
Bewilligung des Haushalts von Fort-
schritten bei der Umsetzung der Manage-

mentreform abhängig zu machen. Nach
zähen Verhandlungen einigte man sich
schließlich auf einen Kompromiss: Es wur-
de ein Haushalt von 3,79 Milliarden US-
Dollar bewilligt, jedoch mit einer Ausga-
bendeckelung belegt, so dass nur 950
Millionen US-Dollar (ausreichend für das
erste Halbjahr 2006) bewilligt wurden.
Die restlichen Mittel sollten nur freigege-
ben werden, wenn ausreichende Fortschrit-
te bei der Managementreform erreicht wur-
den (A/RES/60/247 A-C v. 23.12.2005).
Die Ausgabendeckelung wurde schließ-
lich am 30. Juni 2006 mit Beschluss 60/
561 aufgehoben, von dem sich allerdings
Australien, Japan und die USA distanzier-
ten. Des Weiteren wurden für den Zeit-
raum vom 1. Juli 2006 bis 30. Juni 2007
für 14 Friedensmissionen insgesamt 4,7
Milliarden US-Dollar bewilligt (A/C.5/
60/32 v. 12.7.2006; Näheres dazu: Sujata
Ghorai, 60. Generalversammlung 2005/
2006: Haushalt, VN, 6/2006, S. 255ff.).

Übereinkommen

Die Generalversammlung verabschiedete
zwei neue Übereinkommen. Das ›Über-
einkommen der Vereinten Nationen über
die Verwendung elektronischer Mitteilun-
gen bei internationalen Verträgen‹ enthält
zwei Modellgesetze, eines für elektroni-
schen Geschäftsverkehrs und eines für di-
gitale Signaturen (A/RES/60/21 v. 23.11.
2005). Die Konvention tritt nach der drit-
ten Ratifizierung in Kraft. 

Zum anderen billigte die Generalver-
sammlung das ›Fakultativprotokoll zum
Übereinkommen über die Sicherheit von
Personal der Vereinten Nationen und bei-
geordnetem Personal‹ (A/RES/60/42 v.
8.12.2005). Es erweitert den Anwendungs-
bereich des Übereinkommens vom 15. De-
zember 1994 über die Sicherheit von Per-
sonal der Vereinten Nationen und beige-
ordnetem Personal auf einen weiten Kreis
von Operationen der Vereinten Nationen,
die politische, humanitäre oder Entwick-
lungshilfe im Rahmen der Friedenskonso-
lidierung oder bei humanitären Notein-
sätzen leisten. Nach dem Übereinkommen
ist das Eingreifen des rechtlichen Schut-
zes für diese Personenkreise nicht mehr
von einer besonderen Risikozertifizierung
durch Sicherheitsrat oder Generalversamm-
lung abhängig. Das Protokoll tritt nach
der 22. Ratifizierung in Kraft.

Am 16. Dezember verabschiedete die
Generalversammlung darüber hinaus ei-

nen wegweisenden Katalog von Grund-
sätzen zum Rechtsschutz und zur Entschä-
digung von Opfern von Menschenrechts-
verletzungen. Der Katalog war nach 15
Jahren Vorarbeit im Jahr 2005 von der
Menschenrechtskommission verabschiedet
und anschließend an die Generalversamm-
lung zur Annahme weitergeleitet worden.
Resolution 60/147 mit dem Titel ›Grund-
prinzipien und Leitlinien betreffend der
Opfer von groben Verletzungen der inter-
nationalen Menschenrechtsnormen und
schweren Verstößen gegen das huma-
nitäre Völkerrecht auf Rechtsschutz und
Wiedergutmachung‹ enthält in der Anla-
ge eine Präambel und 13 Grundsätze. 

Internationale Tage und Jahre

Aus Anlass des 60. Jahrestags des Endes
des Zweiten Weltkriegs und der Befreiung
der NS-Konzentrationslager wurde der
27. Januar eines jeden Jahres zum Inter-
nationalen Tag des Gedenkens an die Op-
fer des Holocausts erklärt. Resolution
60/7 vom 1. November 2005 enthält die
Zurückweisung jeder vollständigen oder
teilweisen Leugnung des Holocausts. Ne-
ben der Aufforderung an die Mitgliedstaa-
ten, Erziehungsprogramme zu erarbeiten,
wird der Generalsekretär ersucht, ein In-
formationsprogramm zum Thema ›Der
Holocaust und die Vereinten Nationen‹
aufzustellen. Dies war die erste Resolution,
die Israel jemals in die Generalversamm-
lung eingebracht hat, und sie wurde im
Konsens angenommen. 

Im Nachgang zu dem Weltgipfel über
die Informationsgesellschaft erklärte die
Generalversammlung den 17. Mai zum
jährlich zu begehenden Welttag der In-
formationsgesellschaft. Der Tag soll da-
zu beizutragen, die Öffentlichkeit stärker
für die Chancen, die die Nutzung des In-
ternets den Gesellschaften und Volks-
wirtschaften bietet, sowie für Wege zur
Überwindung der digitalen Spaltung zu
sensibilisieren. In derselben Resolution
wurde eine umfassende Überprüfung der
Umsetzung der Ergebnisse des Weltgipfels
auf das Jahr 2015 festgelegt (A/RES/60/
252).

Für das Jahr 2008 legte die General-
versammlung gleich zwei neue Themen
fest. Zum einen das Internationale Jahr
der Kartoffel (A/RES/60/191). Verant-
wortlich für die Umsetzung des Jahres ist
die Landwirtschafts- und Ernährungsor-
ganisation der Vereinten Nationen (FAO).



VEREINTE NATIONEN 2/2007 71

Aus dem Bereich der Vereinten Nationen | Politik und Sicherheit 

Zum anderen wird 2008 auch das Inter-
nationale Jahr des Planeten Erde (A/RES/
60/192). Die Schirmherrschaft darüber
hat die Organisation der Vereinten Na-
tionen für Bildung, Wissenschaft und
Kultur (UNESCO) in Kooperation mit
dem UN-Umweltprogramm UNEP. Mit
den internationalen Jahren soll die welt-
weite Aufmerksamkeit auf die jeweiligen
Themen gelenkt und Projekte seitens Re-
gierungen und der Zivilgesellschaft an-
geregt werden. 

Wahlen und Ernennungen

Montenegro wurde am 28. Juni 2006 auf
Empfehlung des UN-Sicherheitsrats per
Akklamation als neues Mitglied in die
Vereinten Nationen aufgenommen (A/
RES/60/264). Der ehemalige Teilstaat des
ehemaligen Jugoslawiens und des Nach-
folgestaats Serbien und Montenegro hat-
te am 3. Juni 2006 seine Unabhängigkeit
erklärt. Zuvor hatte sich die Bevölkerung
in einem Referendum für die Loslösung
von Serbien entschieden. Damit stieg die
Mitgliederzahl der Vereinten Nationen auf
192.

Wie jedes Jahr wurde wieder die Hälf-
te der nichtständigen Mitglieder des Si-
cherheitsrats für eine zweijährige Amts-
zeit neu gewählt. Die neuen nichtständigen
Mitglieder sind Ghana, Katar, Kongo,
Peru und die Slowakei. Bei der üblichen
jährlichen Wahl eines Drittels der 54 Mit-
glieder des Wirtschafts- und Sozialrats wur-
de Deutschland wiedergewählt, so dass
seine am 31. Dezember 2005 auslaufende
Amtszeit um drei Jahre verlängert wurde.
Am 16. März 2006 wurde auf Vorschlag
des Generalsekretärs der Deutsche Achim
Steiner für eine vierjährige Amtszeit zum
Exekutivdirektor des UN-Umweltpro-
gramms ernannt (Beschluss 60/409). Er
trat sein Amt am 15. Juni 2006 an. Der
Deutsche Wolfgang Stöckl wurde mit Be-
schluss 60/414 zum Mitglied der Kom-
mission für den internationalen öffentli-
chen Dienst ernannt, einem Expertenor-
gan der Generalversammlung. Die vierjäh-
rige Amtszeit begann am 1. Januar 2006. 

Wie seit dem Jahr 2003 üblich wird
der Präsident der Generalversammlung
drei Monate vor Amtsantritt gewählt. Für
den Vorsitz der 61. Generalversammlung
wurde am 8. Juni 2006 zum ersten Mal
seit dem Jahr 1969 eine Frau gewählt,
Sheika Haya Rashed Al-Khalifa aus Bah-
rain (Beschluss 20/418).  

Vier neuen Organisationen wurde der
Beobachterstatus verliehen: der Lateiname-
rikanischen Integrationsvereinigung, dem
Gemeinsamen Fonds für Rohstoffe, der
Haager Konferenz für internationales Pri-
vatrecht und der Iberoamerikanischen
Konferenz. Damit stieg die Zahl der Or-
ganisationen mit Beobachterstatus auf 61.

Verschiedenes

Zur Menschenrechtssituation in bestimm-
ten Ländern wurden sechs Resolutionen
verabschiedet. Während in Bezug auf die
Situation in Sudan beschlossen wurde,
keinen Antrag zu stellen (no motion),
verabschiedete die Generalversammlung
wiederholt Resolutionen zu Iran, der De-
mokratischen Republik Kongo, Myanmar
und Turkmenistan sowie neu zu Nord-
korea und Usbekistan (Resolutionen 170–
174 und 233).

Des Weiteren machte sich die Gene-
ralversammlung die 35 Absätze umfas-
sende ›Erklärung von Bangkok über Syn-
ergien und Maßnahmen: Strategische Al-
lianzen auf dem Gebiet der Verbrechens-
verhütung und der Strafrechtspflege‹ zu
eigen, die auf dem 11. Kongress der Ver-
einten Nationen für Verbrechensverhü-
tung und Strafrechtspflege vom 18. bis 25.
April 2005 in Bangkok verabschiedet wor-
den war (A/RES/60/177).

In Resolution 60/224 legte die Gene-
ralversammlung den Termin für eine um-
fassende Überprüfung der Fortschritte bei
der Erreichung der in der Verpflichtungs-
erklärung zu HIV/Aids festgelegten Ziel-
vorgaben auf den 31. Mai und 1. Juni
2006 fest sowie den 2. Juni 2006 für eine
Tagung auf hoher Ebene. Ergebnis der Ta-
gung auf hoher Ebene war die Verabschie-
dung einer ›Politischen Erklärung zu HIV/
Aids‹ (A/RES/60/262). Darin verpflichten
sich die Mitgliedstaaten unter anderem,
die zur Ausweitung der Bekämpfungsmaß-
nahmen in den betroffenen Ländern bis
zum Jahr 2010 jährlich erforderlichen 20
bis 23 Milliarden US-Dollar aufzubringen.

Resolutionen und Beschlüsse der sechzigsten Ta-
gung der Generalversammlung, Band I: Resolutio-
nen, Band II: Beschlüsse, 13. September bis 23. De-
zember 2005, Band III: Beschlüsse und Resolutio-
nen, 24. Dezember 2004 bis 11. September 2006,
Generalversammlung, Offizielles Protokoll, 60. Ta-
gung, Beilage 49 (A/60/49), über: http://www. un.
org/Depts/german/gv/fs_gv_zwischenseite.html;
Website der 60. Generalversammlung: http://www.
un.org/ga/60/; Resolutionsübersicht (Englisch):
http://www.un.org/Depts/dhl/resguide/r60.htm

Politik und Sicherheit

UN-Waffenübereinkommen: 
3. Überprüfungskonferenz 2006
■ Protokoll zu Kampfmittelrückständen 

in Kraft getreten
■ Kein Verbot von Streubomben
■ Erklärung zu Anti-Fahrzeug-Minen

Hans Günter Brauch

(Dieser Beitrag setzt die Berichte von Hans Günter

Brauch, VN, 2/2002, S. 69f. und VN, 3/2004, S. 89,

fort.)

Zu den umfassenden Abrüstungsbemü-
hungen der Vereinten Nationen gehören
auch das Verbot und die Einschränkung
besonders grausamer konventioneller Waf-
fen wie Minen, Streubomben oder Laser-
blendwaffen. Vom 7. bis 17. November
2006 fand in Genf die 3. Überprüfungs-
konferenz der Vertragsstaaten des Über-
einkommens  über das Verbot oder die Be-
schränkung des Einsatzes bestimmter kon-
ventioneller Waffen, die übermäßige Lei-
den verursachen oder unterschiedslos wir-
ken können (kurz: UN-Waffenüberein-
kommen) statt. Aus Anlass des Inkraft-
tretens des Protokolls V über explosive
Kampfmittelrückstände am 12. November
fand einen Tag später eine Sondersitzung
dazu statt. 

Das CCW-Regime 

Das UN-Waffenübereinkommen wurde
am 10. Oktober 1980 von der General-
versammlung verabschiedet und trat am
2. Dezember 1983 in Kraft. Das Überein-
kommen selbst enthält nur allgemeine Be-
stimmungen. Alle Verbote oder Beschrän-
kungen hinsichtlich bestimmter Waffen
oder Waffensysteme sind in Protokollen
enthalten, die einzeln ausgehandelt und
verabschiedet werden können. Dadurch
bleibt das Regime des Übereinkommens
(Convention on Certain Conventional
Weapons – CCW) flexibel. Ende Januar
2007 haben 102 Staaten das Übereinkom-
men ratifiziert. Sechs weitere Staaten ha-
ben es unterzeichnet. 

Bislang umfasst das Regime fünf Pro-
tokolle, in denen bestimmte konventio-
nelle Waffen, die unnötiges Leiden verur-
sachen und schwere humanitäre Folgen ha-
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und unzuverlässigen Streubomben und
das Verbot des Einsatzes dieser Bomben
in Wohngebieten gefordert. Dieser Vor-
schlag wurde auch von der Koalition ge-
gen Streubomben unterstützt, die sich im
November 2003 gegründet hatte und der
heute 180 nichtstaatliche Organisationen
(NGOs) in über 50 Ländern angehören.
Belgien hat im Februar 2006 diese Waffen
verboten, Norwegen nahm im Juni 2006
ein Moratorium an, Schweden schlug auf
der Konferenz hierzu ein Verhandlungs-
mandat vor und im Februar 2007 ver-
kündete Österreich ein Moratorium über
den Einsatz dieser Waffen.

Wie aktuell dieses Thema ist, zeigt nicht
zuletzt der massive Einsatz von Streubom-
ben durch Israel gegen die Zivilbevölke-
rung in Libanon im Sommer 2006. Nicht
nur einige NGOs und Staatenvertreter,
sondern auch der UN-Generalsekretär in
seiner Grußbotschaft verurteilten diese
Waffen als inhuman. Die Vertreter Ir-
lands, Mexikos, Neuseelands, Österreichs,
Schwedens und des Vatikans brachten
einen Vorschlag für ein rechtsverbindli-
ches Instrument zum Verbot des Einsatzes
von Streubomben gegen die Zivilbevölke-
rung im CCW-Rahmen ein, derweil einige
Staaten, vor allem Neuseeland, sich für
ein generelles Verbot von Streubomben
aussprachen. Während der amerikanische
Vertreter diese Vorschläge ablehnte, sah
der russische Vertreter die Zeit für Ver-
handlungen noch nicht gekommen. 15
Staaten sprachen sich für die Aufnahme
von Verhandlungen aus und insgesamt
27 Staaten (davon 17 EU-Staaten) befür-
worteten die Initiative der sechs Länder
zu Streubomben. Die EU befürwortete
hierzu die Einsetzung einer offenen Grup-
pe von Regierungsexperten. Großbritan-
nien favorisierte einen minimalistischen
Ansatz, wonach ein Treffen von Regie-
rungsexperten sich mit der Umsetzung des
humanitären Völkerrechts zu explosiven
Kampfmittelrückständen und Streubom-
ben befassen sollte. Während dieser Vor-
schlag bei Australien, China, Indien, Ja-
pan, Russland und den USA Anklang fand,
wurde er von Norwegen und Mexiko als
unzureichend abgelehnt. Am letzten Tag
einigte sich die Staatenmehrheit auf den
britischen Vorschlag, während Norwe-
gen und Mexiko diesen Kompromiss hef-
tig kritisierten und andeuteten, die Frage
der Streubomben außerhalb des CCW-
Rahmens weiter zu verfolgen.

ben, verboten beziehungsweise ihr Einsatz
beschränkt werden. 

Von den fünf ständigen Mitgliedern des
UN-Sicherheitsrats ist nur Frankreich (wie
auch die meisten EU-Staaten einschließ-
lich Deutschland) Vertragsstaat des Über-
einkommens sowie aller fünf Protokolle.
China, Großbritannien und Russland ha-
ben das Übereinkommen und die Proto-
kolle I bis IV ratifiziert; die USA haben
weder den ergänzten Artikel 1 noch die
Protokolle III, IV und V ratifiziert. Letzte-
res liegt seit Juni 2006 dem amerikanischen
Senat mit der Bitte um Zustimmung vor.

Das Protokoll V war bei der 2. Über-
prüfungskonferenz der Vertragsstaaten des
Übereinkommens im Dezember 2001 vor-
geschlagen und auf zwei weiteren Sitzun-
gen der Gruppe der Regierungsexperten
in den Jahren 2002 und 2003 weiter dis-
kutiert worden. Die intensiven Verhand-
lungen konnten am 24. November 2003
erfolgreich zum Abschluss gebracht wer-
den. Nach der Ratifizierung durch 29 Mit-
gliedstaaten trat das jüngste Protokoll zum
CCW am 12. November 2006 in Kraft.

Die Konferenz

Die Vertragsstaaten nahmen auf der 3.
Überprüfungskonferenz einen Bericht der
Gruppe der Regierungsexperten an, der
ein Mandat für zwei Arbeitsgruppen emp-
fahl:

a) zu explosiven Kampfmittelrückstän-
den (explosive remnants of war – ERW)
und 

b) zu MOTAP-Minen (mines other than
anti-personnel mines) sowie 

c) ein Mandat für Beratungen zu Fra-
gen der Einhaltung des Übereinkommens
und ihrer Protokolle (compliance).

Protokoll I 1980 nicht entdeckbare Splitter 
(non-detectable fragments)

100 Vertragsstaaten

Protokoll II 1980 Minen (mines, booby traps and
other devices)

89 Vertragsstaaten

Ergänztes Protokoll II 1996 87 Vertragsstaaten

Protokoll III 1980 Brandbomben 
(incendiary weapons)

95 Vertragsstaaten

Protokoll IV 1995 Laserblendwaffen 
(blinding laser weapons)

85 Vertragsstaaten

Ergänzung von Artikel 1
CCW

2001 Ausweitung auf innerstaatliche
bewaffnete Konflikte

50 Vertragsstaaten

Protokoll V 2003 explosive Kampfmittelrückstände
(explosive remnants of war)

29 Vertragsstaaten

Stand: Februar 2007

Die abschließende Stellungnahme des
Präsidenten der 3. Überprüfungskonfe-
renz hielt fünf wichtige Ergebnisse fest:
1. Das Protokoll V zu explosiven Kampf-

mittelrückständen, das am 12. Novem-
ber 2006 in Kraft trat, war das einzige
multilateral unterzeichnete, ratifizierte
und in Kraft getretene konventionelle
Abrüstungsabkommen seit dem Jahr
1999.

2. Die Konferenz erteilte ein globales Man-
dat für die Fortsetzung der Abrüs-
tungsbemühungen zu explosiven
Kampfmittelrückständen und zu allen
Aspekten von Streubomben (cluster mu-
nitions), wobei Vorschläge des Interna-
tionalen Verbands der Rotkreuz- und
Rothalbmond-Gesellschaften (IFRC) ein-
bezogen werden sollen.

3. Zu den so genannten MOTAP-Minen
konnte der bis 2005 erzielte Konsens
nicht erweitert werden. Doch soll dieses
Thema im Jahr 2007 erneut beraten und
dabei die Vorschläge des IFRC berück-
sichtigt werden, welcher freiwillige Ver-
pflichtungen der Staaten vorschlug. Im
CCW-Rahmen haben bereits 21 Staaten
diese Selbstverpflichtung übernommen.

4. Alle Staaten haben auch einem Mecha-
nismus zur Überwachung der Einhal-
tung des Übereinkommens mithilfe von
Experten zugestimmt.

5. Ferner wurde ein Aktionsplan zur uni-
versellen Ausweitung des CCW-Ver-
tragsregimes sowie ein finanzielles För-
derprogramm vereinbart, das Synergi-
en und Zusammenarbeit mit dem Ge-
neva International Centre for Humani-
tarian Demining (GICHD) schaffen soll.

Streubomben

Am Vorabend der Konferenz hatte das
Internationale Komitee vom Roten Kreuz
(ICRC) ein sofortiges Ende der ungenauen
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äußerten, dieses Protokoll einzuhalten. Bis
Ende Januar 2007 gehörten die USA und
Kuba nicht zu den Vertragsstaaten, wohl
aber die anderen vier ständigen Mitglie-
der des Sicherheitsrats.

Zur besseren Gewährleistung der Ein-
haltung des CCW-Regimes wurde vom
Konferenzpräsidenten ein Entwurf für frei-
willige Maßnahmen vorgelegt, der vom
russischen Delegierten mit Vorbehalten
aufgenommen wurde. Am Ende fand ein
verwässerter Vorschlag Zustimmung, der
vorsieht, zur Beratung auf einen Pool von
Experten zurückgreifen zu können.

Des Weiteren einigten sich die Staaten-
vertreter auf einen Aktionsplan im Hin-
blick auf eine universelle Ratifizierung des
Übereinkommens und seiner Protokolle. 

Abschlusserklärung

Am Ende der Konferenz nahmen die Staa-
tenvertreter eine Abschlusserklärung (fi-
nal declaration) an, in der die Ergebnisse
der Konferenz gewürdigt und die folgen-
den sechs Beschlüsse gefasst wurden:
1. Ein Treffen von Regierungsexperten zur

Anwendung des internationalen huma-
nitären Völkerrechts in Bezug auf ex-
plosive Kampfmittelrückstände mit ei-
nem besonderen Fokus auf Streubom-
ben einzuberufen;

2. Zwei Tage des nächsten Treffens der
Staatenvertreter im Jahr 2007 für die Dis-
kussion der MOTAP-Minen vorzusehen;

3. Einen Mechanismus für die Gewährleis-
tung der Einhaltung des CCW-Überein-
kommens zu schaffen;

4. Dem UN-Generalsekretär zu empfehlen,
Bemühungen zur universellen Ratifizie-
rung des CCW-Regimes zu unterstützen;

5. Ein Förderprogramm zur Unterstützung
von Staaten einzurichten; und

6. Die CCW-Aktivitäten für 2007 zu pla-
nen und zu organisieren.

Mit der Annahme dieser Abschlusserklä-
rung am 17. November 2006 wurde die
erste substanzielle Abschlusserklärung seit
dem Jahr 2001 angenommen. Während
die amerikanische Delegation in den bei-
den Wochen wiederholt ihre Positionen
revidierte, trugen Staaten, die viel weiter-
gehende Initiativen befürworteten, wie et-
wa Mexiko oder Norwegen, diesen Kom-
promiss mit. 

Das amerikanische Außenministerium
war mit den Ergebnissen vor allem des-
halb unzufrieden, weil es nicht gelungen
war, einen Konsens über die Annahme ei-
nes Protokolls zu Anti-Fahrzeug-Minen

MOTAP-Minen

Zur Frage der MOTAP-Minen schlugen
die EU-Staaten die Aushandlung eines ei-
genen Protokolls mit rechtlich verbindli-
chen Anforderungen vor, die es gestat-
ten, diese Minen mit Suchgeräten ausfin-
dig zu machen. Russland regte in einem
alternativen Vorschlag Beschränkungen
für den Einsatz von MOTAP-Minen an,
um Zivilisten durch eine effektive Vor-
warnung besser zu schützen. Die USA
lehnten den russischen Vorschlag ab, weil
er nicht über das Ergänzte Protokoll II
hinausgehe, sondern dieses eher schwäche.
Dagegen könnten Vorschriften zur Or-
tung (detectability), zur Lebenszeit (ac-
tive life) sowie Beschränkungen über den
Transfer und die Zusammenarbeit Grund-
lage eines Konsenses sein. Dagegen spra-
chen sich Australien, Kanada, die Schweiz
und die Ukraine für ein strenges und recht-
lich verbindliches Protokoll aus. Norwe-
gen erklärte, es würde nur ein Protokoll
mittragen, das rechtlich verbindliche Re-
gelungen zur Ortbarkeit und Lebenszeit
enthalte. Argentinien, China und die Phi-
lippinen waren bei ihren Forderungen an
ein MOTAPM-Protokoll weniger präzis.
Kuba sprach sich gegen ein zusätzliches
Protokoll aus. 

Laut Abschlusserklärung werden die
Vertragsstaaten alljährlich weitere mög-
liche Sicherheitsvorkehrungen (feasible
precautions) diskutieren, die ergriffen wer-
den können, um Zivilisten vor den Wir-
kungen der MOTAPM zu schützen. Fer-
ner werden die Vertragsstaaten sich auf
die Arbeit der Regierungsexperten in den
letzten fünf Jahren stützen, um einen Kon-
sens über angemessene Maßnahmen zu
erzielen, um Probleme der MOTAPM ein-
schließlich ihres Einsatzes zu behandeln.
Der Frage der MOTAP-Minen soll beim
nächsten Treffen der Vertragsparteien im
November 2007 bis zu zwei Tagen ge-
widmet werden.

Sonstiges

Beim Thema Laserblendwaffen schlugen
Schweden und Deutschland vor, eine Er-
gänzung zum Protokoll IV auszuhandeln,
das die technische Entwicklung des letz-
ten Jahrzehnts berücksichtigt, was von den
USA und Russland abgelehnt wurde. Die
deutsche Delegation blieb jedoch bei ih-
rer weitergehenden Position und forderte
die Staaten auf, die sich hierzu kritisch

zu erzielen. Die USA, Australien und Dä-
nemark kündigten am letzten Konferenz-
tag eine Erklärung zu Anti-Fahrzeug-Mi-
nen (anti vehicles mines – AVM) an, der
sich 22 Staaten (darunter Frankreich,
Großbritannien und Kanada) anschlossen.

Weitere Informationen: Third Review Conference

of the High Contracting Parties to the Convention

on Certain Conventional Weapons, Final Report,

Final Declaration, über: http://www.unog.ch/

B-Waffen-Übereinkommen: 
6. Überprüfungskonferenz 2006
■ Unterstützungseinheit eingerichtet
■ Kein Verifikationsprotokoll in Sicht
■ Stärkung der vertrauensbildenden 

Maßnahmen

Hans Günter Brauch

(Dieser Beitrag setzt die Berichte über das B-

Waffen-Übereinkommen von Hans Günter Brauch

in VN, 2/2002, S. 68f. und VN, 2/2003, S. 61, fort.)

Der Einsatz biologischer und chemischer
Waffen ist seit dem Genfer Protokoll von
1925 in internationalen Konflikten unter-
sagt. Im Jahr 1972 wurde auf UN-Ebene
die Konvention über das Verbot der Ent-
wicklung, Herstellung und Lagerung von
bakteriologischen (biologischen) und To-
xinwaffen und über ihre Vernichtung
(kurz: B-Waffen-Konvention – BWK) an-
genommen, die im Jahr 1975 in Kraft trat.
Von allen Waffenarten ist die Ächtung der
B-Waffen die umfassendste. Seit Beste-
hen der Konvention hat es keine Einsätze
von B-Waffen in gewaltsamen Konflik-
ten gegeben. Doch fehlt der BWK im Ge-
gensatz zur C-Waffen-Konvention ein Me-
chanismus, um die Einhaltung des Ver-
trags wirksam zu kontrollieren. Ende 2006
haben 155 Staaten die BWK ratifiziert, 16
weitere haben sie unterzeichnet. Von 1980
bis 2001 wurden im 5-Jahres-Rhythmus
insgesamt fünf Überprüfungskonferenzen
abgehalten. 

Die 6. Überprüfungskonferenz fand
vom 20. November bis 8. Dezember 2006
in Genf statt. Zur Vorbereitung der Kon-
ferenz legte das Sekretariat ein Hinter-
grundpapier vor, das frühere Übereinstim-
mungen aus den ersten fünf Überprü-
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die weitgehende Ausklammerung strittiger
Fragen wurde eine stark verwässerte Ab-
schlusserklärung möglich, die nur magere
Fortschritte erlaubte.

***

Erstmals seit der 4. Überprüfungskonfe-
renz von 1996 konnten sich die Staaten-
vertreter auf die Annahme einer – wenn-
gleich bescheidenen – Abschlusserklärung
einigen und damit eher atmosphärisch als
substanziell eine neue Phase der Abrüs-
tungsdiplomatie einleiten. Nach einem ver-
lorenen Jahrzehnt der Biowaffen-Diploma-
tie, hat es gegenwärtig den Anschein, als
würden die Abrüstungsverhandlungen von
unilateralen Aktivitäten und Ankündigun-
gen einzelner Staaten zu einem koopera-
tiven Multilateralismus zurückkehren.

Das mögliche Ende des Jahrzehnts der
internationalen Abrüstungsblockade geht
mit dem Verlust der republikanischen
Mehrheit in beiden Häusern des ameri-
kanischen Kongresses im November 2006
einher. Der amerikanische Senat hatte im
Jahr 1997 die Ratifizierung des Vertrags
über das umfassende Verbot von Nuklear-
versuchen abgelehnt. Dadurch war be-
reits vier Jahre vor der Wahl der Bush-
Regierung die Erfolgsphase der multila-
teralen Abrüstungsdiplomatie nach Ende
des Ost-West-Konflikts abrupt beendet
worden. 

Der atmosphärischen Entspannung
vom November/Dezember 2006 bei den
beiden Überprüfungskonferenzen in Genf
folgte jedoch eine neue Phase der Irritati-
on, als der russische Präsident Wladimir
Putin in seiner Rede auf der 43. Münch-
ner Sicherheitskonferenz am 10. Februar
2007 deutliche Kritik am Aufbau eines
amerikanischen Raketenabwehrsystems in
Polen und Tschechien äußerte, die durch
Andeutungen russischer Militärs und Po-
litiker bestärkt wurde, eventuell den INF-
Vertrag von 1987 (Intermediate-range
Nuclear Forces) zu kündigen, nachdem
sich die USA zu Beginn der Regierung von
George W. Bush einseitig aus dem ABM-
Vertrag zurückgezogen hatte.

Die norwegische Initiative gegen Streu-
bomben außerhalb des Genfer UN-Rah-
mens (Konferenz vom 22. und 23. Februar
2007 in Oslo) lässt aber auch erkennen,
dass gerade kleinere und mittlere Staaten
die Abrüstungspolitik voranbringen und
sich nicht länger durch das Desinteresse

fungskonferenzen zusammenfasste (UN
Doc. BWC/CONF.VI/INF.1 v. 11.7.2006).

Die Konferenz wurde am 20. Novem-
ber 2006 wie üblich mit einer Grußbot-
schaft des UN-Generalsekretärs eröffnet.
Daran schloss sich die Plenardebatte mit
Beiträgen unter anderem der Vertreter der
EU, der Blockfreienbewegung, Lateiname-
rikas, der OECD-Staaten, der USA, Russ-
lands und Chinas an. Auch Vertreter von
UN-Organisationen, wie der Weltgesund-
heitsorganisation (WHO), der Ernäh-
rungs- und Landwirtschaftsorganisation
(FAO) und der Organisation für das Ver-
bot chemischer Waffen (OPCW), sowie
des Internationalen Komitees vom Roten
Kreuz beteiligten sich an der Debatte.

Am Ende der dreiwöchigen Konferenz
nahmen die Vertragsstaaten am 8. Dezem-
ber 2006 eine Abschlusserklärung sowie
einige Beschlüsse und Empfehlungen an.
In seiner Abschlussbotschaft hob Konfe-
renzpräsident Masood Khan aus Pakistan
nach Jahren der Blockade den Konsens als
Ergebnis eines flexiblen und dynamischen
Multilateralismus hervor, der von allen
Staatenvertretern nachdrücklich begrüßt
wurde.

Das Abschlussdokument (Final Docu-
ment, UN Doc. BWC/CONF.VI/6) ent-
hält in Teil I Organisatorisches, in Teil II
die Abschlusserklärung und in Teil III die
Beschlüsse und Empfehlungen. In der Ab-
schlusserklärung werden in der Präambel
die Ziele der BWK bekräftigt und darauf
verwiesen, dass Terroristen jeglicher Zu-
gang zu B-Waffen und Toxinen im Ein-
klang mit Resolution 1540 des UN-Si-
cherheitsrats verwehrt werden muss. Zu
den 15 Vertragsartikeln werden alle auf
früheren Überprüfungskonferenzen erziel-
ten Übereinstimmungen aufgenommen
und arabisch als sechste offizielle Sprache
vereinbart.

Von den verabschiedeten Beschlüssen
und Empfehlungen ist als wichtigste und
als erster Schritt zu einer Institutionalisie-
rung der BWK die Einrichtung einer Un-
terstützungseinheit für die (Vertrags-)Um-
setzung (Implementation Support Unit –
ISU) zu nennen. Die Einheit soll im Genfer
Zweig der Hauptabteilung Abrüstungs-
fragen angesiedelt sein und drei Mitarbei-
ter haben, die für die Jahre 2007 bis 2011
von den Vertragsstaaten finanziert werden.
Die Einheit hat zwei Hauptaufgaben: 

1. administrative Unterstützung für die
Konferenzen und Treffen und den Infor-

mationsaustausch unter den Vertragsstaa-
ten sowie mit Wissenschaftseinrichtungen
und

2. Unterstützung bei der Umsetzung der
vertrauensbildenden Maßnahmen (VBM).
Des Weiteren sollen in den fünf Jahren
bis zur nächsten Überprüfungskonferenz
vier jährliche Treffen der Vertragsstaaten
mit einwöchigen Beratungen stattfinden,
die folgende Themenschwerpunkte haben
werden: 

■ 2007: Strategien zur besseren nationa-
len Umsetzung der BWK, einschließlich
der Durchsetzung nationaler Gesetze
und einer engeren regionalen und sub-
regionalen Zusammenarbeit; 

■ 2008: Nationale, regionale und interna-
tionale Maßnahmen zur Erhöhung der
biologischen Sicherheit (biosafety; bio-
security) sowie Überwachung, Erzie-
hung und Bewusstseinsbildung in Be-
zug auf die Gefahren der Biowissen-
schaften und Biotechnologie und Aus-
arbeitung eines Kodexes für Naturwis-
senschaftler, mit dem ein Missbrauch
der Forschung vermieden werden soll;

■ 2009: Aufbau von Kapazitäten im Be-
reich der Überwachung, Entdeckung,
Diagnose und Kontrolle ansteckender
Krankheiten durch bessere internatio-
nale Zusammenarbeit, gegenseitige Un-
terstützung und den Wissensaustausch
im Bereich Biowissenschaften und -tech-
nologie für friedliche Zwecke;

■ 2010: Bereitstellung von Hilfe auf An-
frage eines Vertragsstaats bei einem ver-
muteten Einsatz biologischer Waffen,
einschließlich der Verbesserung natio-
naler Fähigkeiten zur Überwachung,
Entdeckung und Diagnose von Krank-
heiten.

Zum Thema VBM wurden Schritte be-
schlossen, die den Staaten die Einreichung
von Erklärungen erleichtern sollen, wäh-
rend gleichzeitig konkrete VBM, die von
einigen Staaten befürwortet wurden, vor
allem auf Betreiben Russlands, der USA
und Chinas aus dem Arbeitsprogramm ge-
nommen wurden.

Schließlich werden die Vertragsstaaten
aufgerufen, zwecks Universalisierung der
BWK, Nichtvertragsstaaten zu ermuntern,
das Übereinkommen zu ratifizieren. Die
Endphase der Konferenz war durch poli-
tische Spannungen zwischen den USA und
Iran belastet, die bereits zu einem Schei-
tern der Überprüfungskonferenz vom Mai
2005 zum Nichtverbreitungsvertrag ge-
führt hatten (vgl. den Bericht von Harald
Müller in VN, 4/2005, S. 148ff.). Durch
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und die Blockade seitens dreier ständiger
Mitglieder des Sicherheitsrats davon ab-
halten lassen wollen. Der Erfolg des Ot-
tawa-Prozesses bei den Anti-Personen-
Minen mag hierfür ein gutes Beispiel sein.
Diese partielle Verlagerung außerhalb des
Konsensrahmens des UN-Abrüstungsre-
gimes der erhöht aber zugleich auch den
Erwartungsdruck an die Genfer Abrüs-
tungskonferenz. Die kommenden Mona-
te und Jahre werden zeigen, ob die atmos-
phärische Entspannung vom November/
Dezember 2006 tatsächlich eine Wende
eingeleitet hat oder ob durch den Rück-
fall in die Rhetorik des Kalten Krieges vom
Februar 2007 diese Wende wieder in wei-
te Ferne gerückt ist.

Abschlussbericht: Sixth Review Conference of the

States Parties to the Convention on the Prohibi-

tion of the Development, Production and Stock-

piling of Bacteriological (Biological) and Toxin

Weapons and on their Destruction, Geneva, 20

November – 8 December 2006, Final Document,

UN Doc. BWC/CONF.VI/6 v. 8.12.2006, Geneva 2006.

Menschenrechtsrat: 
Tagungen 2006
■ Fortschritte bei Verschwundenen 

und Rechten Indigener
■ Untersuchungskommissionen 

zu Libanon und Sudan
■ Keine Einigung über Struktur 

und Arbeitsweise

Silvi Sterr

(Dieser Beitrag setzt den Bericht von Silvi Sterr,

Menschenrechtskommission: 62. Tagung 2006,

VN, 5/2006, S. 204f., fort.)

Im Jahr 2006 hielt der neu geschaffene
Menschenrechtsrat der Vereinten Natio-
nen (MRR) drei reguläre Tagungen und
vier Sondertagungen ab. Der Menschen-
rechtsrat war mit Resolution A/RES/60/
251 vom 15. März 2006 gegründet wor-
den und nahm seine Arbeit im Juni 2006
in Genf auf.

1. Tagung

Vom 19. bis 30. Juni 2006 fand die erste
reguläre Tagung des neu geschaffenen
Menschenrechtsrats statt. Über 100 na-
tionale Delegationen waren anwesend, in
den ersten Tagen begleitet von zahlreichen
Staatsgästen und großem Medieninter-
esse. Der Generalsekretär der Vereinten
Nationen Kofi Annan sagte bei der Eröff-
nungszeremonie, er verlasse sich darauf,
dass die Mitglieder des Rates sich der Hoff-
nungen, die auf dem neuen Gremium lie-
gen, bewusst sind und sie daher entschlos-
sen seien, diese nicht zu enttäuschen. Es sei
ein klarer Bruch mit der Vergangenheit
nötig. Er baue darauf, dass die Arbeit des
neuen Rates, der die Menschenrechte nun
endlich auf einem ihrer Bedeutung ange-
messenen Niveau im UN-System repräsen-
tiere, sich als so gut erweise, dass er in fünf
Jahren als Hauptorgan in die UN-Charta
aufgenommen werden könne. Er hoffe,
dass mittels eines Fakultativprotokolls ein
ähnliches Beschwerdeverfahren wie das
existierende 1503-Verfahren auch für den
Pakt über wirtschaftliche, soziale und kul-
turelle Rechte geschaffen werden kann. 

Der Menschenrechtsrat nahm seine Ar-
beit konzentriert auf, was durch die Lei-
tung des Präsidenten, Luis Alfonso de Al-
ba aus Mexiko, einem Menschenrechts-
advokaten, begünstigt wurde. Die 47 Mit-
glieder des Rates waren am 9. Mai 2006
zum ersten Mal von der Generalversamm-
lung in freier und geheimer Wahl mit ab-
soluter Mehrheit gewählt worden (Be-
schluss 60/416). Ihr eigenes Menschen-
rechtsverhalten wird von Bedeutung sein,
da Mitglieder, die die Menschenrechte
schwer und systematisch verletzen, von
der Generalversammlung mit Zwei-Drit-
tel-Mehrheit suspendiert werden können.
Obwohl China, Kuba, Pakistan und Russ-
land wieder in den Rat gewählt wurden
und wenig neue Argumente mitgebracht
haben, schieden einige andere polarisie-
rende Kandidaten wie Iran, Irak oder Ve-
nezuela von vornherein aus. 

Zum Höhepunkt der ersten Tagung
wurde der 29. Juni 2006. An diesem Tag
nahm der MRR das Internationale Über-
einkommen zum Schutz aller Personen
vor dem Verschwindenlassen (A/HRC/
RES/1/1) an. Nach Jahrzehnten schwieri-
ger Verhandlungen, über weite Strecken
vom Engagement der betroffenen Familien
und von nichtstaatlichen Organisationen

Sozialfragen und
Menschenrechte

(NGOs) getragen, war dies ein großer Er-
folg. Das Übereinkommen bestätigt das
Recht eines jeden Opfers und seiner An-
gehörigen, die Wahrheit über die Umstän-
de seines Verschwindens zu erfahren sowie
das Recht auf Entschädigung und Reha-
bilitierung. Jeder Staat hat dafür zu sor-
gen, dass das Verschwindenlassen von
Menschen in seinem Strafrecht eine schwer-
wiegende kriminelle Tat darstellt und ent-
sprechend bestraft wird. Die asiatische
Gruppe hätte gerne Täter, die nicht mit
Billigung des Staates operieren, mit in
das Übereinkommen aufgenommen. Die
USA machten in einer schriftlichen Note
eine ganze Reihe von Vorbehalten geltend,
ebenso Großbritannien und Japan. Einige
Staaten konnten die Möglichkeiten, die
NGOs durch das Übereinkommen einge-
räumt werden, nur schwer akzeptieren.

Die Annahme der Erklärung der Ver-
einten Nationen über die Rechte der in-
digenen Völker (A/HRC/RES/1/2) am glei-
chen Tag gestaltete sich feierlich: Delega-
tionen indigener Völker durften ausnahms-
weise auch in dieser Abstimmungssitzung
eine Rede halten. Nach langen Jahren der
Ausarbeitung spricht die rechtlich nicht
bindende Erklärung das erste Mal in der
Geschichte den Indigenen als Individuen
wie als Kollektive unveräußerliche Men-
schenrechte zu. Er wurde zwar mit großer
Mehrheit (30 von 47 Stimmen) angenom-
men, aber zwei wichtige Staaten mit indi-
genen Bevölkerungen, Kanada und Russ-
land, stimmten dagegen. Viele Staaten
machten deutlich, dass sie die Erklärung
so interpretieren, dass die Autonomie in-
digener Völker die nationale Souveräni-
tät des Staates über indigene Territorien
nicht berühre. 

Die periodische Überprüfung der Staa-
ten, die objektiv den Stand der Umset-
zung der Menschenrechte in den einzelnen
Mitgliedstaaten der UN – allen voran in
den Mitgliedstaaten des Menschenrechts-
rats – feststellen soll und von der Grün-
dungsresolution vorgegeben ist, wurde mit
dem Beschluss zur Allgemeinen Periodi-
schen Überprüfung (Universal Periodic
Review – UPR) (A/HRC/DEC/1/103) im
Konsens ins Werk gesetzt. Wie genau al-
lerdings diese Prüfung vonstatten gehen
soll, darüber soll im Laufe des ersten Ta-
gungsjahrs in einer Arbeitsgruppe unter
Vorsitz des Ratspräsidenten befunden wer-
den. Ebenfalls im Konsens wurde auf Vor-
schlag des Präsidenten gemäß der Grün-
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Thematische Berichterstatter

Der Sonderberichterstatter zum Schutz der
Menschenrechte bei der Terrorismusbe-
kämpfung Martin Scheinin versuchte, ei-
ne Definition von Terrorismus vorzustel-
len, auch um den Missbrauch dieses Be-
griffs in Zusammenhang mit Menschen-
rechtsverletzungen darstellen zu können,
und erntete damit überwiegend harsche
Kritik. Die Staaten sahen entweder ihre
staatlichen Maßnahmen oder aber Befrei-
ungsbewegungen falsch bewertet. Die Son-
derberichterstatterin für die Lage von Men-
schenrechtsverteidigern Hina Jilani stellte
die schwierige Lage dieser Personen in den
besetzten palästinensischen Gebieten in
den Mittelpunkt. Der Berichterstatter über
Folter Manfred Nowak sprach den Staa-
ten das Recht ab, Folter oder andere un-
würdige Behandlung nach eigenem Ermes-
sen definieren zu wollen. Die USA beharr-
ten auf ihrem Standpunkt, Folter in jenen
Fällen zuzulassen, in denen es um Informa-
tionen für den Anti-Terrorkampf geht. 

Der Berichterstatter zu außergerichtli-
chen Hinrichtungen Philip Alston berich-
tete über mehrere gravierende Situatio-
nen, wie Algerien oder Nigeria. Der Be-
richterstatter zur Unabhängigkeit von
Richtern und Anwälten Leandro Despouy
hinterfragte die Auswahl der Richter in
Irak und betonte das Recht auf Wahrheit.
Ambeyi Ligabo, der Berichterstatter zur
Meinungsfreiheit, beklagte die vielen Mor-
de an Journalisten vor allem in Asien, La-
teinamerika und im Nahen Osten. Die Be-
richterstatterin zu Religions- und Weltan-
schauungsfreiheit Asma Jahangir sah die
Freiheit der Religion nur eingeschränkt
umgesetzt, wie die Praxis mit religiösen
Symbolen, Kleiderordnungen und Auffor-
derungen zur Konvertierung zeige. Der
Beauftragte für Binnenvertriebene Wal-
ter Kälin wurde nach dem Schicksal der
Umgesiedelten aus den Elendsvierteln von
Simbabwe befragt. Auch der Sonderbe-
richterstatter über angemessenes Wohnen
Miloon Kothari sagte, die erzwungene
Umsiedlung von Menschen stelle eines der
größten aktuellen Probleme dar. In ihrer
Dimension würden Vertreibungen im Zu-
ge von Großprojekten mittlerweile die bei
bewaffneten Konflikten übertreffen. Er
kritisierte besonders die Lage in Iran, Al-
gerien und Kambodscha. Vernor Muñoz
Villalobos, der Berichterstatter über das
Recht auf Bildung, kritisierte, dass nir-

dungsresolution die Einrichtung einer Ar-
beitsgruppe zur Überprüfung der Sonder-
mechanismen und aller anderen Manda-
te unter seinem Vorsitz (A/HRC/DEC/1/
104) beschlossen. Für die Dauer dieses
ersten Jahres arbeiten zunächst alle Son-
derberichterstatter und Arbeitsgruppen
weiter. Auch das 1503-Verfahren zur Be-
handlung individueller Beschwerden und
die Unterkommission bleiben für dieses
Jahr in Funktion. China erklärte, die Son-
dermechanismen wären in der früheren
Menschenrechtskommission Instrumen-
te der Selektivität und Politisierung gewe-
sen. China, Kuba und Russland waren da-
gegen, dass NGOs in die Reform der Me-
chanismen einbezogen werden. Die beiden
Letzteren versuchten auch zu verhindern,
dass das Amt des Hohen Kommissars für
Menschenrechte (OHCHR) seine Analy-
sen und Hintergrundinformationen für
Länder- und Lagebeurteilungen des Men-
schenrechtsrats zur Verfügung stellt. Doch
all diese Vorschläge erwiesen sich als nicht
durchsetzungsfähig. In dieser ersten Ta-
gungsperiode kamen die Berichte der Son-
derberichterstatter nicht zur Sprache. Da
alle Mandate zur Überprüfung anstehen,
arbeiten gegenwärtig alle Sondermecha-
nismen in einem Zwischenstadium ohne
Planungssicherheit. Auch die nationalen
Menschenrechtsinstitutionen, die bei der
MRK am Ende an Status gewonnen hat-
ten, schienen auf dieser ersten Tagung noch
keinen Platz gefunden zu haben.

Der Rat rang sich zu einigen Harmo-
niebeschlüssen durch wie beim Fakultativ-
protokoll zu wirtschaftlichen, sozialen und
kulturellen Rechten (A/HRC/RES/1/3), ei-
ner Resolution, die insgesamt von 50 Staa-
ten eingebracht wurde und die Arbeits-
gruppe weiter an der Vorbereitung des
Protokolls arbeiten lässt. Kanada drück-
te stellvertretend für die Bedenkenträger
der westlichen Staatengruppe grundsätz-
liche Zweifel am Sinn eines Beschwerde-
verfahrens zu diesen Rechten aus. Obwohl
die afrikanischen Staaten nicht zufrieden
waren, weil sie die Notwendigkeit inter-
nationaler Kooperation zur Erreichung
dieser Ziele für den Süden erwähnt haben
wollten, stellt dieser Kompromiss einen
großen Erfolg dar bei diesem wichtigen
Thema, das schon seit der Wiener Men-
schenrechtskonferenz von 1993 auf der
Agenda steht. Ebenfalls im Konsens wur-
de das Recht auf Entwicklung (A/HRC/
RES/1/4) behandelt. Auch die Empfehlun-

gen der Arbeitsgruppe zur Umsetzung der
Erklärung und des Aktionsplans von Dur-
ban (A/HRC/RES/1/5) wurden im Kon-
sens bestätigt.

Die größten Differenzen zeigten sich
mit den Beschlüssen zu Rassenhass und
Toleranz (A/HRC/DEC/1/107) und zur
Lage in Palästina (A/HRC/DEC/1/106).
In beiden Fällen waren die einbringenden
Staaten nicht zu Kompromissen bereit,
was zur Ablehnung durch die westlichen
Länder führte. Symptomatisch für die De-
batte zu Palästina war der Unmut der
Schweiz, die trotz guten Willens den Text
nicht mittragen konnte und sich über die
Unzugänglichkeit der Arabischen Liga be-
klagte. Sonderberichterstatter John Du-
gard wurde um einen Bericht über Men-
schenrechtsverletzungen in den besetzten
Gebieten zur nächsten Tagung des Rats
gebeten. Es zeichnete sich ab, dass der Kon-
flikt in Palästina, der bereits die MRK oft
unter drei verschiedenen Tagesordnungs-
punkten beschäftigte, weiterhin besondere
Aufmerksamkeit bekommen wird. Mit
Konsensbeschlüssen wurden auch die Ti-
tel festgelegt (A/HRC/DEC/1/101) – der
vormalige Vorsitzende heißt nun Rats-
präsident – und der Arbeitsplan für das
erste Jahr angenommen (A/HRC/DEC/1/
105). Damit dürfte der Rat voraussicht-
lich jedes Jahr drei reguläre Tagungen pro
Jahr abhalten, mit einer längeren Schwer-
punkttagung im Frühjahr, zusätzlich zu bei
Bedarf einzuberufenden Sondertagungen. 

2. Tagung

Vom 18. September bis 6. Oktober kam
der Menschenrechtsrat zum zweiten Mal
zu einer regulären Tagung zusammen.

Sondermechanismen

Der Schwerpunkt der ersten beiden Ta-
gungswochen lag auf den Berichten der
Sonderberichterstatter, die eigentlich schon
für die letzte Tagung der ehemaligen Men-
schenrechtskommission vorgesehen wa-
ren. Sie wurden im interaktiven Dialog
mit Mitgliedstaaten, Beobachtern und –
neu gegenüber der früheren Praxis der
MRK – auch mit NGOs vorgestellt. Es gab
bemerkenswerte Unterschiede in der Dis-
kussion zwischen den thematischen und
den Ländermandaten. Ging es bei den the-
matischen Mandaten weitgehend sachlich
und fair zu, so war die Debatte um die Län-
dersituationen von großer Spannung und
Aggressivität geprägt. 
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gends die volle Gleichberechtigung von
Mädchen und Frauen verwirklicht sei. Der
Sonderberichterstatter über das Recht auf
Nahrung, Jean Ziegler, bezweifelte, dass
die Ziele der Millenniums-Erklärung er-
reicht würden. Ziegler kritisierte die Welt-
handelsorganisation und die Agrarsub-
ventionen und befürwortete Normen für
transnationale Konzerne. Arjun Sengupta,
unabhängiger Experte zu extremer Armut,
plädierte für internationale Unterstützung
an arme Staaten, wies aber am Beispiel
der USA darauf hin, dass extreme Armut
nicht am Pro-Kopf-Einkommen festzuma-
chen sei. Rodolfo Stavenhagen, der Be-
richterstatter zu indigenen Bevölkerungs-
gruppen, stellte seinen Bericht über Neu-
seeland vor und wies auf die Problematik
des Menschenrechtsschutzes im Zusam-
menhang mit der Ausbeutung von Boden-
schätzen hin. Er wünschte sich zudem ei-
ne eigene Arbeitsgruppe des Menschen-
rechtsrats, um die Beteiligung der Betrof-
fenen zu verbessern. Der Sonderbeauftrag-
te zu Menschenrechten und transnationa-
len Unternehmen John Ruggie versprach
eine Übersicht zu den vorhandenen Stan-
dards. Im Dialog wurden die Rolle von
Staatsunternehmen, die Folgen von Fusio-
nen und die Frage der Mittäterschaft nach-
gefragt.

Arbeitsgruppen

Stephen Toope von der Arbeitsgruppe zur
Frage des Verschwindenlassens von Per-
sonen sagte, wenn bei nichtstaatlichen Ak-
teuren eine Zusammenarbeit mit der Re-
gierung nachgewiesen werden könne, sei
die Regierung verantwortlich zu machen,
bei bewaffneten Rebellen sei es schwieri-
ger, eine Bezugsgrundlage zu finden. Leila
Zerrougai von der Arbeitgruppe für will-
kürliche Verhaftungen wies auf die zuneh-
mende Tendenz hin, Menschen lange Zeit
in Untersuchungshaft zu halten. Eine Grup-
pe von fünf Sonderberichterstattern hat-
te seit dem Jahr 2004 an die USA den An-
trag auf Einreise und Besuch des Lagers
Guantánamo gestellt. Die Berichterstat-
ter stellen fest, dass in allen thematischen
Bereichen die Menschenrechte verletzt
werden. Geheime Gefangenenflüge und
Haftzentren erfüllten den Tatbestand des
Verschwindenlassens. Da das Wissen nicht
zugänglich gemacht werde, gebe es aber
keine Möglichkeit der öffentlichen Über-
prüfung. Es gab weiterhin Berichte zum
Recht auf Gesundheit, zu rassischer Dis-

kriminierung, zu Migration, einen Bericht
zu religiöser Diffamierung und Förderung
der Toleranz, zu Kinderprostitution und
-pornographie, zu den Folgen von Wirt-
schaftsreformen und Auslandschulden,
Söldnern, Kindern und bewaffneten Kon-
flikten und dem Recht auf Solidarität. 

Länderberichterstatter

Die Sonderberichterstatter zu außerge-
richtlichen Hinrichtungen, Gesundheit,
Binnenvertriebenen und angemessenes
Wohnen reisten nach Ende des Krieges in
den Süden Libanons und den Norden Is-
raels, um die Lage der Menschenrechte zu
überprüfen. Ihr Bericht stellte Verletzun-
gen der Menschenrechte und des huma-
nitären Völkerrechts auf beiden Seiten fest
und gibt Empfehlungen. Auch Jean Zieg-
ler reiste nach Libanon – die Einreise nach
Israel wurde ihm verweigert – und legte
einen eigenen Bericht vor. Israel und die
USA lehnten die Berichte, die in weiten Tei-
len identisch sind, ab. Die Mandatsträger
hätten ihr Mandat überschritten. 

Der unabhängige Experte für Somalia
Ghanim Alnajjar sprach angesichts der ge-
genwärtigen Zustände eine Frühwarnung
aus. Seiner Einschätzung nach könne es
zu einer wirklich dramatischen Zuspitzung
kommen und beklagte die schreckliche Si-
tuation der Binnenvertriebenen, die Lage
in den Gefängnissen, die katastrophalen
Zustände im Justizwesen und den florie-
renden Menschenhandel. Die Berichter-
statterin zu Sudan Sima Samar appellier-
te an die Staatenvertreter, endlich Maß-
nahmen zum Schutz der Menschen zu er-
greifen. Sie begrüßte auch, dass der UN-
Sicherheitsrat den Internationalen Straf-
gerichtshof ins Spiel gebracht hatte. Die
Persönliche Beauftragte des Hohen Kom-
missars für Menschenrechte Christine Cha-
net durfte nicht nach Kuba einreisen. Sie
stellte der Regierung in Sachen Gesund-
heit, Bildung und Maßnahmen gegen die
Diskriminierung von Frauen ein gutes
Zeugnis aus, kritisierte aber das Justizsys-
tem und die Lage in den Gefängnissen.
Die USA verteidigten ihr Embargo. Außer-
dem berichtete Sonderberichterstatter John
Dugard über die Lage in den besetzten
palästinensischen Gebieten, der Sonder-
beauftragte Yah Ghai über Kambodscha
und der Unabhängige Experte Loius Joi-
net zu Haiti. Es gab weiter Berichte zu
Burundi, der Demokratischen Republik
Kongo, Liberia, Myanmar, Nordkorea

und Belarus. Iran und Usbekistan blei-
ben weiterhin im nichtöffentlichen 1503-
Verfahren, Kirgisistan aber kam in das
öffentliche Verfahren. 

Die 2. Tagung verlor sich in der Unei-
nigkeit der Staaten. Obwohl Anfang der
dritten Woche über 40 Resolutionen vor-
lagen, ging es nicht weiter. Der Präsident
wollte zunächst eine so genannte Omni-
bus-Resolution verabschieden, die alle
Mandate und Berichte kurz ansprechen
und mit dem Auftrag weiterer Prüfungen
versehen sollte. Es wurde jedoch selbst
darum gestritten, ob die Mitgliedstaaten
einige ihnen unbequeme Berichte, etwa zu
Libanon, überhaupt offiziell zur Kenntnis
nehmen wollten. Schließlich lud de Alba
die Staaten dazu ein, alle Resolutionsent-
würfe in eine Art ›Inventar-Liste‹ einzu-
bringen. Aber nicht einmal dafür fand sich
genug Einigkeit. Die gegenseitige Blocka-
de führte schließlich dazu, dass ein präsi-
dialer Konsensbeschluss (A/HRC/DEC/2/
102) gefällt wurde, der sich auf das Al-
lernötigste beschränkte, um den techni-
schen Ablauf weiter aufrechtzuerhalten:
Entsprechend den Vorgaben der General-
versammlung wurde eine Arbeitsgruppe
zum geplanten Verfahren der allgemeinen
periodischen Überprüfung der Länder ein-
gerichtet, sowie eine weitere zur Überprü-
fung der Mandate der Sondermechanis-
men. Einige lateinamerikanische Länder
äußerten sich sehr enttäuscht über dieses
magere Ergebnis. 

Wiederaufnahme der 2. Tagung 

Vom 27. bis 29. November 2006 setzte
der Menschenrechtsrat seine 2. Tagung
fort, um unerledigte Dinge zum Abschluss
zu bringen. In der Resolution A/HRC/
RES/2/1 erteilt der Rat einen Arbeitsauf-
trag an die Arbeitsgruppe zur Überprü-
fung der Mandate der Sondermechanis-
men. 30 Staaten votierten dafür, die west-
lichen Staaten dagegen. Eine ähnliche Spal-
tung zeigte sich bei der Resolution A/HRC/
RES/2/3 zu den besetzten Golanhöhen, die
sich gegen administrative Maßnahmen Is-
raels richtete und mit 32 Stimmen bei 14
Enthaltungen angenommen wurde. Im
Konsens wurden verabschiedet: Resolu-
tion A/HRC/RES/2/2 zu extremer Armut
sowie sechs weitere Beschlüsse zu Zugang
zu Wasser (A/HRC/DEC/2/104), Recht
auf Wahrheit (A/HRC/DEC/2/105), Un-
vereinbarkeit von Demokratie und Ras-
sismus (A/HRC/DEC/2/106), Zugang zu
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Die Vorstellungen zur Zeitdauer zwi-
schen den Überprüfungen schwankten
zwischen drei bis vier Jahren und fünf bis
sechs Jahren. Eine Reihe von Staaten be-
tonte, wie die EU, dass es notwendig sei,
alle Beteiligten, also auch NGOs, in die
Überprüfung einzubeziehen. Brasilien stell-
te, wie auch Mexiko und Kanada, eine
Skizze zum Verfahren bei der UPR vor, von
der sich die Vorstellungen der EU nicht
grundsätzlich unterscheiden. Danach soll
ein Expertenausschuss auf der Grundlage
bestehender Informationen (Berichte der
Sondermechanismen und der Vertragsor-
gane, Informationen von NGOs und na-
tionalen Menschenrechtsinstitutionen) ei-
nen Bericht ausarbeiten. Die abschließen-
de Bewertung soll im Anschluss an einen
interaktiven Dialog im Plenum stattfin-
den. Auch bei den NGOs unterscheiden
sich die Vorstellungen im Detail. Die meis-
ten befürworten aber eine Kombination
aus staatlichen Beiträgen und der Arbeit
einer Expertengruppe. Die UPR wird als
eine ständige Berichtsplattform gesehen
und sollte die Funktion eines Frühwarn-
systems erfüllen. 

Überprüfung der Sondermechanismen

Die Debatte über die Überprüfung der
Sondermechanismen war von deutlichen
Interessensgegensätzen geprägt. Mit Aus-
nahme des 1503-Verfahrens, das wohl ge-
stärkt wird, gab es kaum Punkte, über die
sich die Staatenvertreter einig wurden. Im-
merhin ist ein Großteil der Meinung, dass
ein mit Expertinnen und Experten besetz-
tes Gremium mit 26 bis 28 Mitgliedern,
in der Rolle vergleichbar der bisherigen
Unterkommission, notwendig ist. Die Son-
dermechanismen wurden heftig angegrif-
fen. Gerade ihre bisherigen Stärken, die
Unabhängigkeit der Person bei der Aus-
legung des Mandats und der Auswahl der
Instrumente, um Menschenrechtsverlet-
zungen festzustellen und darüber zu be-
richten, Empfehlungen auszusprechen und
Maßnahmen zugunsten der Opfer ein-
zufordern, sind in Gefahr, stark einge-
schränkt zu werden. 

Die Streitpunkte hinsichtlich der Man-
datsträger der Sondermechanismen sind
zahlreich: Kriterien und Auswahlverfah-
ren bei der Berufung der Mandatsträger,
die Mandatsdauer, die Kohärenz zwischen
den Sondermechanismen, unterschiedli-
che Mandatskategorien, die Standardi-
sierung und Koordinierung der Arbeits-

Medikamenten (A/HRC/DEC/2/107),
Recht auf Gesundheit (A/HRC/DEC/2/
108) und zur Integrität des Justizsystems
(A/HRC/DEC/2/110). 

Die Entscheidung zu Wirtschaftsrefor-
men und Auslandsschulden (A/HRC/DEC/
2/109) zeigte die bekannte Süd-Nord-
Spaltung: 33 Staaten stimmten dafür, 13
westlich orientierte dagegen. In relativer
Einigkeit nahm der Rat die Resolution A/
HRC/RES/2/4 zu den israelischen Siedlun-
gen in den besetzten Gebieten an, die dazu
auffordert, von neuen Siedlungen abzuse-
hen und mit dem Sonderberichterstatter
zusammenzuarbeiten. Im Konsens ange-
nommen wurden Entscheidungen zum
willkürlichen Vorenthalten des Nationa-
litätsstatus (A/HRC/DEC/2/111), zu Per-
sonen, die im Zusammenhang mit Anti-
Terror-Maßnahmen ihrer Freiheit beraubt
werden (A/HRC/DEC/2/112), zu Afgha-
nistan und der Zusammenarbeit mit dem
OHCHR (A/HRC/DEC/2/113) sowie zum
Büro der Hohen Kommissarin in Nepal
(A/HRC/DEC/2/114). 

In großer Uneinigkeit präsentierte sich
der Menschenrechtsrat bei der Diskussion
um Darfur. Der EU gelang es nicht, ihre Er-
gänzungen durchzubringen. Der Beschluss
(A/HRC/DEC/2/115) wurde schließlich
mit 25 Stimmen angenommen, bei elf Ge-
genstimmen der westlichen Staaten. Dar-
in äußert sich der Rat besorgt über die
schwerwiegende Menschenrechtssituation
und humanitäre Lage in Darfur und ruft
alle Parteien auf, das Friedensabkommen
zu unterzeichnen sowie die Menschen-
rechtsverletzungen zu beenden. 

3. Tagung 

Vom 29. November bis 8. Dezember hielt
der Menschenrechtsrat seine dritte und
letzte reguläre Tagung im Jahr 2006 ab.
Der Rat diskutierte im interaktiven Dia-
log mit dem Sonderberater des General-
sekretärs zur Verhütung von Völkermord,
befasste sich mit Kindern in bewaffneten
Konflikten, Menschenrechten und sexu-
eller Orientierung und diversen Ländersi-
tuationen. Außerdem wurde der Bericht
der Untersuchungskommission zu Liba-
non diskutiert. Ausführliche Debatten gab
es weiterhin zur zukünftigen Arbeit des
Menschenrechtsrats und zur zukünftigen
Tagesordnung, über ein Beschwerdever-
fahren im Zusammenhang mit dem 1503-
Verfahren, die allgemeine periodische
Überprüfung und die Überprüfung der

Mandate der Sondermechanismen. Mit
der Enthaltung der westlichen Staaten
wurde die Resolution A/HRC/RES/3/1 zur
Menschenrechtssituation in den besetzten
palästinensischen Gebieten angenommen.
Noch schärfer zeigte sich die Spaltung bei
der Resolution A/HRC/RES/3/2 zu den
Vorbereitungen für die Nachfolgekonfe-
renz von Durban, als die westlich orien-
tierte Staatengruppe dagegen stimmte. Die
Resolution A/HRC/RES/3/3 zum Bericht
der Untersuchungskommission im Liba-
non hingegen wurde im Konsens verab-
schiedet. Mit dem Beschluss A/HRC/DEC/
3/103 wurden die Arbeitsgruppen zum
Follow-up der Weltkonferenz gegen Ras-
sismus eingesetzt. 

Allgemeine Periodische Überprüfung

Die Allgemeine Periodische Überprüfung
der Länder (UPR) soll der Schwerpunkt
des neuen Menschenrechtsrats werden,
fast alle Beobachter messen der Entwick-
lung dieses Verfahrens entscheidende Be-
deutung zu. In Plenumsdebatten und in in-
formellen Arbeitsgruppen wurde insge-
samt sachlich verhandelt. Hinsichtlich ei-
niger Grundvoraussetzungen herrscht
Übereinstimmung: Universalität, Periodi-
zität, interaktiver Dialog und gegenseiti-
ger Respekt. Es soll einen kooperativen
Ansatz geben, mit dem Anreiz für betrof-
fene Staaten, ihre Handlungskompetenz
zu steigern. Was den Zeithorizont für die
Ausarbeitung des Verfahrens angeht, gab
es verschiedene Vorstellungen. Einige Staa-
ten wie Kuba oder Kolumbien wollen die
UPR eng mit der Überprüfung der Man-
date der Sondermechanismen verbinden.
Die lateinamerikanischen und westlichen
Staaten sehen diese Vorbedingung nicht.
Noch weiter gehen die Meinungen über
andere Aspekte auseinander. Länder wie
China oder Kuba möchten die UPR auf
Grundlage der Berichte der zu untersu-
chenden Staaten durchführen. Berichte un-
abhängiger Experten einzubeziehen, leh-
nen sie ab. Russland und Algerien befür-
worten eine auf die Mitglieder des Rats
beschränkte Beratung und Bewertung. Vie-
le Staaten der arabischen und asiatischen
Gruppe wollen die Schlussfolgerungen der
UPR nur im Konsens fassen. Kanada schlug
vor, als Bewertungsgrundlage die Allge-
meine Erklärung der Menschenrechte, die
sieben Menschenrechtsübereinkommen
und die Wahlversprechen der Mitglied-
staaten zu nehmen. 
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methoden. Unklar ist auch, ob es vorran-
gige Mandate mit einem Fokus auf Quer-
schnittsthemen geben soll. Ebenso unklar
ist die Unterstützung durch das OHCHR,
und vollends uneinig ist man sich über die
Zusammenarbeit mit Regierungen und
welche Verfahren es bei der Beantwor-
tung von Schreiben mit Verdachtsäußerun-
gen geben kann. Eine Mehrheit der Staa-
ten sprach sich dafür aus, das jetzige Sys-
tem der Länderevaluierung abzuschaffen.
Südafrika, Iran und die afrikanische Grup-
pe unterstrichen, dass wirtschaftliche, so-
ziale und kulturelle Rechte bei der Ertei-
lung von Mandaten eine größere Rolle
spielen müssten. Insgesamt geht die Ten-
denz nicht in Richtung Ausbau und Stär-
kung, sondern in Richtung Verringerung
und Einschränkung ihres bisherigen Spiel-
raums. Nur sehr wenige Länder setzten
sich dafür ein, die Unabhängigkeit und die
Kompetenz der Sondermechanismen aus-
zuweiten. Momentan haben nur 17 der 47
Mitgliedstaaten des Rats eine ›ständige
Einladung‹ an die Sondermechanismen
ausgesprochen, obwohl dies eigentlich ei-
ne Selbstverständlichkeit sein sollte. Die
NGOs erwarten von den Sondermecha-
nismen, dass sie konkrete Hilfen und
Schutz bieten und Eilaktionen durchfüh-
ren. Es sollten aber auch Daten über die
Lage der Menschenrechte gesammelt, ana-
lysiert, bewertet und darüber öffentlich
berichtet werden. 

***

Insgesamt sind die anfänglich großen Hoff-
nungen auf einen fähigen, reformorientier-
ten und glaubwürdigeren Menschenrechts-
rat im Laufe des Jahres stark gesunken.
Alle entscheidenden Fragen zur Arbeitsfä-
higkeit des MRR waren nach den ersten
drei Tagungen Ende 2006 nach wie vor
offen. 

Sondertagungen

1. Sondertagung

Auf Initiative Tunesiens hin wurde am 5.
und 6. Juli die erste Sondertagung des Ra-
tes zur Lage in Palästina einberufen. Der
Rat hörte den Bericht des Sonderbericht-
erstatters John Dugard. Nach zahlreichen
Wortmeldungen von Regierungen und
NGOs konnten sich die westlichen Län-
der und die Organisation der islamischen
Konferenz (OIC) leider nicht auf einen

Text einigen. Die Schweiz versuchte, die
Situation mit einem Ergänzungsantrag zu
retten. Dies gelang nicht, da Pakistan den
Text mündlich nochmals veränderte. 

Die Resolution S-1/1 wurde mit 29
Stimmen bei elf Gegenstimmen (EU-Län-
der, Japan, Kanada, Rumänien und Ukrai-
ne) und fünf Enthaltungen angenommen.
Sie wiederholt die alte Forderung an Israel,
die besetzten Gebiete zurückzugeben und
drückt große Besorgnis über die sich ver-
schlechternde Lage der palästinensischen
Bevölkerung aus. Der Sonderberichterstat-
ter wurde zu einer Untersuchungsmission
in die besetzten Gebiete aufgefordert.  

2. Sondertagung

Die gleiche Spaltung prägte auch die zwei-
te Sondertagung des Menschenrechtsrats
am 11. August zur Lage in Libanon. Der
Rat nahm mit 27 Stimmen die Resolution
S-2/1 an, mit der er Israel wegen Men-
schenrechtsverletzungen und den Bruch
des humanitären Völkerrechts in Libanon
scharf verurteilt und die Entsendung einer
hochrangigen Untersuchungskommission
veranlasst.

Eine Vielzahl von Sprechern von Re-
gierungen und NGOs beteiligte sich an
der Diskussion und drängte darauf, eine
Untersuchungskommission einzurichten,
um die Verletzungen von Menschenrech-
ten und humanitärem Völkerrecht zu un-
tersuchen. Die EU rief zu einem sofortigen
Ende aller Feindseligkeiten auf, dem ein
dauerhafter Waffenstillstand folgen müs-
se. Finnland bedauerte, dass keine Ver-
handlungen über den Resolutionstext, der
im höchsten Maße einseitig sei, möglich
waren. Die elf Nein-Stimmen kamen von
den EU-Staaten, Japan, Kanada, Rumä-
nien und der Ukraine. Die Untersuchungs-
kommission sollte die Angriffe Israels auf
Zivilisten untersuchen und feststellen, ob
der Waffeneinsatz Israels in Übereinstim-
mung mit dem Völkerrecht gestanden hat.

3. Sondertagung

Am 15. November wurde auf Initiative
Bahrains eine dritte Sondertagung einbe-
rufen, um sich mit dem Angriff Israels auf
Beit Hanun am 8. November 2006, der
unter anderem den Tod von Zivilisten zur
Folge hatte, auseinanderzusetzen. Auch
diesmal konnten sich die OIC und die
westlichen Länder nicht auf einen Text ei-
nigen. Resolution S-3/1 wurde schließlich
mit 32 Stimmen angenommen. Damit wur-

de beschlossen, eine Untersuchungskom-
mission nach Beit Hanun zu entsenden.
Später wurde Bischof Desmond Tutu zum
Leiter der Delegation bestimmt.

4. Sondertagung

Am 12. und 13. Dezember wurde der Rat
auf Initiative Finnlands zu einer 4. Son-
dertagung zur Lage in Darfur einberufen.
Dieses Mal konnten sich die Mitgliedstaa-
ten auf den Konsensbeschluss S-4/101 ei-
nigen. Der Rat konnte sich aber nicht zu
einer Verurteilung der Menschenrechts-
verletzungen durchringen. Er appellierte
an alle Konfliktparteien, auch die bishe-
rigen Nichtunterzeichner des Waffenstill-
standabkommens, den Waffenstillstand
einzuhalten. Es wurde beschlossen, eine
hochrangige fünfköpfige Untersuchungs-
kommission nach Darfur zu entsenden.
Die Leitung der Kommission wurde spä-
ter der Friedensnobelpreisträgerin Jody
Williams übertragen. Präsident de Alba
unterstrich die Bedeutung dieser Entschei-
dung sowohl für die Lage in Darfur als
auch für die Konsolidierung des Men-
schenrechtsrats.

Bericht der 1. Tagung und der 1. und 2. Sonder-

tagung: General Assembly, Official Records, Sixty-

first Session, Supplement No. 53 (A/61/53), Report

of the Human Rights Council, First Session (19–30

June 2006), First Special Session (5–6 July 2006),

Second Special Session (11 August 2006), United

Nations, New York 2006. 

Alle Resolutionen und Beschlüsse der Tagungen

und Sondertagungen des Jahres 2006 sind zu fin-

den unter: http://www.ohchr.org/english/bodies/

hrcouncil/index.htm

Errata
In Heft 1/2007, in der Übersicht ›Die Mitgliedstaaten
nach Bevölkerungszahl‹ (Tabelle 4), S. 43, wurde die Be-
völkerungszahl Bhutans mit 2,21 Millionen Einwohnern
angegeben. Richtig ist jedoch ein weitaus geringere
Zahl: 637 000 Einwohner. Die falsche Zahl beruht auf
ungeprüft fortgesetzten Hochrechnungen und stammt
aus der Übersicht ›Social Indicators‹ der Abteilung Be-
völkerungsfragen der Vereinten Nationen vom August
2006. Die Abteilung korrigierte inzwischen ihre Anga-
ben nach Überprüfung der vergangenen Hochrech-
nungen und nachdem Bhutan im Jahr 2005 zum ers-
ten Mal eine moderne Volkszählung durchgeführt hat.

In Heft 1/2007, S. 40, wird die Welttourismusorgani-
sation mit der Abkürzung WTO aufgeführt. Diese Ab-
kürzung ist  nicht mehr gültig. Sie wurde, aufgrund der
permanenten Verwechselung mit der Welthandels-
organisation (WTO), am 1. Dezember 2005 von der
Generalversammlung der Welttourismusorganisation
in UNWTO umbenannt.
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Friedenssicherung

Am 14. März 2007 hat Gene-
ralsekretär Ban Ki-moon Jan
Egeland zu seinem Sonderbe-
rater für Konfliktprävention
und -lösung im Range eines
Untergeneralsekretärs ernannt.
In dieser neu geschaffenen Po-
sition wird der Norweger eng
mit der Hauptabteilung Politi-
sche Angelegenheiten (DPA)
zusammenarbeiten. Mit seinen
Erfahrungen aus über 25 Jah-
ren in der Friedenssicherung
und der humanitären Hilfe
wird er einem Team aus tech-
nischen Experten des DPA vor-
stehen. Dieses jederzeit abruf-
bare Team gehört zu der neu
geschaffenen Einheit zur Un-
terstützung von Mediationsbe-
mühungen und soll die Kapa-
zitäten in diesem Bereich der
UN weltweit verstärken. Ege-
land war zuletzt von Juli 2003
bis Ende 2006 Untergeneral-
sekretär für humanitäre Ange-
legenheiten und Nothilfekoor-
dinator (vgl. Personalien, VN,
1/2007, S. 30).

Am 5. Februar 2007 wurde
Julian Harston als neuer Son-
derbeauftragter des General-
sekretärs für Westsahara und
Leiter der Mission der Verein-
ten Nationen für das Referen-
dum in Westsahara (MINUR-
SO) ernannt. Harston hat lang-
jährige Erfahrungen in der UN-
Friedenssicherung vorzuwei-
sen. So war der 64-jährige Bri-
te von dem Jahr 2004 bis zu
seinem neuen Posten Direktor
des Büros der Vereinten Natio-
nen in Belgrad. Zuvor hatte er
mehrere hochrangige Posten in
Timor-Leste, im ehemaligen Ju-
goslawien und in Haiti inne.
Er löst den Italiener Francesco
Bastagli ab, der seit August
2005 Leiter von MINURSO
war. Harston wird eng mit dem

Persönlichen Abgesandten des
Generalsekretärs Peter van
Walsum zusammenarbeiten,
der seit Juli 2005 damit beauf-
tragt ist, den stagnierenden Ver-
handlungsprozess wieder in
Gang zu bringen.

Geir O. Pedersen wird weiter-
hin im Rahmen der UN-Frie-
denssicherung für Libanon zu-
ständig sein. UN-Generalsekre-
tär Ban Ki-moon ernannte ihn
am 16. Februar 2007 zum Son-
derkoordinator für Libanon im
Rang eines Untergeneralsekre-
tärs. Pedersen hat sowohl im
Dienste der UN als auch der
norwegischen Regierung lang-
jährige Erfahrungen im Nahen
Osten gesammelt. So war der
Diplomat und studierte Histo-
riker von März 2005 bis zu sei-
nem neuen Posten Persönlicher
Beauftragter des Generalsekre-
tärs für Südlibanon, von 2003
bis 2005 Direktor der Abtei-
lung Asien und Pazifik der
Hauptabteilung Politische An-
gelegenheiten und von 1998 bis
2003 Vertreter Norwegens bei
der Palästinensischen Autono-
miebehörde. (vgl. Personalien,
VN, 3/2005, S. 108).

Den neu geschaffenen Posten
des Sonderberaters für den In-
ternationalen Pakt mit Irak und
andere Angelegenheiten des
UN-Generalsekretärs bekleidet
seit dem 5. März 2007 der Ni-
gerianer Ibrahim Agboola Gam-
bari. Der Pakt wurde am 27.
Juli 2006 zwischen der iraki-
schen Regierung und den Ver-
einten Nationen geschlossen
und in Resolution 1700(2006)
vom 10. August 2006 bestätigt.
In seiner Kapazität ist Gamba-
ri fortan mit der Aufgabe be-
traut sicherzustellen, dass die
aus dem Pakt sich ergebenden
Verpflichtungen koordiniert
und umgesetzt werden können.
Der 63-jährige Akademiker
verfügt über langjährige Er-
fahrungen im UN-System. Be-
vor er im Jahr 2005 Unterge-
neralsekretär für politische An-
gelegenheiten wurde (siehe un-
ten), war er Sonderberater des
Generalsekretärs für Afrika und
davor Sonderbeauftragter für
Angola. Gambari arbeitet seit
dem Jahr 1999 im UN-Sekre-
tariat (vgl. Personalien, VN, 5/
2005, S. 213).

Kinder

Am 26. Januar 2007 haben das
Kinderhilfswerk UNICEF und
Königin Rania Al-Abdullah am
Rand des Weltwirtschaftsfo-
rums in Davos einen Vertrag
unterzeichnet, in dem die jor-
danische Königin zur ersten
›Herausragenden UNICEF-
Anwältin für Kinder‹ ernannt
wird. Mit dem neuen Titel
wird das langjährige Engage-
ment der Königin für die Aus-
bildung und Gesundheit von
Kindern gewürdigt, erklärte
UNICEF-Exekutivdirektorin
Ann M. Veneman am Rande
des Jahrestreffens. Im Rahmen
ihrer neuen Rolle will sich Kö-
nigin Rania vor allem für die

Umsetzung der Millenniums-
Entwicklungsziele einsetzen.

Menschenrechte

Ian Martin hat in Nepal ein
neues Amt übernommen. Am
8. Februar ernannte General-
sekretär Ban Ki-moon den Bri-
ten zu seinem Sonderbeauftrag-
ten in Nepal und Leiter der neu
eingerichtet politischen Mis-
sion der Vereinten Nationen in
Nepal (UNMIN). Die UNMIN
war mit Resolution 1740(2007)
vom 23. Januar 2007 geschaf-
fen worden, um die Umset-
zung des Friedensabkommens
zwischen der Regierung und
den oppositionellen Maoisten
zu begleiten sowie um die für
das Jahr 2007 anberaumten
Wahlen zu unterstützen. Damit
geht ein zehn Jahre dauernder
Bürgerkrieg zu Ende, der mehr
als 15 000 Menschen das Le-
ben gekostet und 100 000 zu
Flüchtlingen gemacht hat. Seit
August 2006 war Martin der
Persönliche Beauftragte des Ge-
neralsekretärs in Nepal und
seit 2005 Beauftragter des Ho-
hen Kommissars für Men-
schenrechte (OHCHR) in Ne-
pal. Zuvor hatte der Brite in
UN-Missionen in Haiti, Ruan-
da, Bosnien-Herzegowina und
Äthiopien/Eritrea gearbeitet.
Von 1986 bis 1992 war Mar-
tin Generalsekretär der nicht-
staatlichen Menschenrechts-
organisation Amnesty Interna-
tional.

Sekretariat

Mit Amtsantritt eines neuen
Generalsekretärs werden auch
die Schlüsselpositionen im UN-
Sekretariat neu besetzt. Am 9.
Februar 2007 gab UN-Gene-
ralsekretär Ban Ki-moon die
Besetzung von gleich vier wich-
tigen Posten bekannt. Traditio-

Personalien

Königin Rania Al-Abdullah
UNICEF/HQ 06-1275/David Berkwitz 
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die Betreuung und Organisa-
tion der Deutschlandtour der
UN-Jugenddelegierten oder die
Evaluierung der universitären
UN-Forschung und -Lehre.

Die neuen Jugenddelegierten
zur UN-Generalversammlung
heißen Marah Köberle und Jo-
nathan Mack. Sie wurden am
23. Januar 2007 von Vertretern
der beiden unterstützenden Or-
ganisationen, der DGVN und
dem Deutschen Nationalkomi-
tee für internationale Jugend-
arbeit, für ein Jahr gewählt.
Beide haben Erfahrungen in
deutscher und internationaler
Jugendarbeit. Die 21-jährige
Marah Köberle aus Augsburg
engagiert sich in der Katholi-
schen Jungen Gemeinde und
der 23-jährige Berliner Jona-
than Mack organisiert Projek-
te mit jungen Sinti und Roma.
Auf einer Deutschlandtour wer-
den sie mit Jugendlichen über
das Weltaktionsprogramm für
die Jugend (WPAY) diskutie-
ren und gleichzeitig über die
Arbeit der UN informieren
(vgl. Personalien, VN, 5/2006,
S. 215).

Zusammengestellt von Julius 
Affandi und Anja Papenfuß.

nell gehen der Besetzung der
Schlüsselpositionen im UN-Se-
kretariat schwierige Verhand-
lungen voraus, denn sie wer-
den von den ständigen Mitglie-
dern des Sicherheitsrats als Erb-
höfe betrachtet. So wurde der
Posten des Untergeneralsekre-
tärs für politische Angelegen-
heiten mit Ausnahme des vor-
herigen Inhabers lange Zeit von
Briten besetzt. Dieses Mal setz-
ten sich jedoch die USA durch,
die traditionell den Posten des
Untergeneralsekretärs für Ma-
nagement für sich beanspru-
chen.  

Neuer Untergeneralsekretär für
politische Angelegenheiten und
damit auch Leiter der Haupt-
abteilung Politische Angelegen-
heiten (DPA) wurde B. Lynn
Pascoe. Er kann auf 30 Jahre
Erfahrung im diplomatischen
Dienst zurückblicken. Bis zu
seiner Ernennung war der 63-
Jährige amerikanischer Bot-
schafter in Indonesien und in
Malaysia. Zwischen diesen bei-
den Botschafterposten war Pas-
coe erster Stellvertretender Ab-
teilungsleiter für europäische
und eurasische Angelegenhei-
ten im amerikanischen Außen-
ministerium. Pascoe löst den
Nigerianer Ibrahim Agboola
Gambari ab, der das Amt seit
2005 innehatte (siehe oben). 

Neuer Untergeneralsekretär für
wirtschaftliche und soziale An-
gelegenheiten und damit Lei-
ter der gleichnamigen Haupt-
abteilung (DESA) wird Sha
Zukang. Der 59-jährige Kar-
rierediplomat war zuletzt Bot-
schafter an der Ständigen Ver-
tretung der Volksrepublik Chi-
na in Genf. Botschafter Sha hat
37 Jahre Berufserfahrung in
Abrüstungsfragen, wirtschaft-
lichen, sozialen und humani-
tären Angelegenheiten sowie
Menschenrechten. Er wurde
mehrmals zum Vorsitzenden,
Präsidenten und Vizepräsiden-
ten von einer Reihe von inter-

Kiyotaka Akasaka ist neuer Un-
tergeneralsekretär für Kommu-
nikation und Öffentlichkeits-
arbeit sowie Leiter der Haupt-
abteilung Presse und Informa-
tion (DPI). Der japanische Di-
plomat war vor seiner Ernen-
nung Stellvertretender General-
sekretär der Organisation für
wirtschaftliche Zusammenar-
beit und Entwicklung (OECD).
In dieser Funktion war er auch
in die Öffentlichkeitsarbeit der
Organisation involviert. Aka-
saka hat weitreichende Erfah-
rungen in multinationalen Or-
ganisationen gesammelt. Sta-
tionen seiner Karriere waren
Posten bei der Weltgesund-
heitsorganisation und dem
GATT sowie verschiedene
hochrangige Posten im japa-
nischen Außenministerium. In
den Jahren 2000 und 2001
diente er als Botschafter seines
Landes bei den Vereinten Na-
tionen in New York. Der im
Jahr 1948 in Osaka geborene
Akasaka hält einen B.A. in Ju-
ra der Universität Kyoto sowie
einen M.A. in Wirtschaft der
englischen Universität Cam-
bridge. Er löst den Inder Sha-
shi Tharoor ab, der das Amt
seit Januar 2001 bekleidet hat-
te (vgl. Interview mit Tharoor,
VN, 5/2005, S. 187–189).

Deutschland

Das Junge UNO-Netzwerk
Deutschland (JUNON) hat am
20. Januar 2007 in Würzburg
einen eingetragenen Verein ge-
gründet. Die 17 Gründungs-
mitglieder – junge UN-Initi-
ativen von Kiel bis Freiburg
und Bonn bis Frankfurt/Oder
– bestätigten dabei Christian
Stock und Lars Dudeck als
Sprecher des Netzwerks. JU-
NON, das im Dezember 2005
von 26 jungen Menschen in
Frankfurt am Main ins Leben
gerufen wurde, vereint gegen-
wärtig mehr als 25 UN-Grup-
pen aus ganz Deutschland. Zu
den vielen Projekten gehören

nationalen Konferenzen ge-
wählt. Vor seiner Tätigkeit in
der Genfer Vertretung war Sha
für die Internationale Arbeits-
organisation und die Handels-
und Entwicklungskonferenz
UNCTAD tätig. Er wird den
Kolumbianer José Antonio
Ocampo ablösen, der seit dem
Jahr 2003 den Posten des Un-
tergeneralsekretärs bekleidet
hatte. 

Muhammad Shaaban ist neu-
er Untergeneralsekretär für An-
gelegenheiten der Generalver-
sammlung und Konferenz-
dienste (DGACM). Seit dem
Jahr 2004 war der 65-jährige
Ägypter nationaler Koordina-
tor für Reforminitiativen im
Nahen Osten und Stellvertre-
ter des ägyptischen Außenmi-
nisters. Er hat Ägypten in ei-
ner Vielzahl von Ländern und
Positionen vertreten. So war
der promovierte Politikwissen-
schaftler von 1984 bis 1988
Vertreter seines Landes in ver-
schiedenen UN-Organen sowie
von 2001 bis 2004 nationaler
Koordinator für die Euro-Me-
diterrane Partnerschaft, das
mediterrane Forum und die
OSZE. Shaaban ist der Nach-
folger des Chinesen Chen Jian,
der den Posten seit August 2001
innehatte (vgl. Personalien, VN,
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Mehr soziale Gerechtigkeit im Welthandelssystem

Stormy Mildner und Katharina Matro

Seit nunmehr fünf Jahren verhandeln die Mitglied-
staaten der Welthandelsorganisation (WTO) mit
wenig Erfolg über ein neues multilaterales Abkom-
men. Dabei sollte die so genannte Doha-Runde die
erste wirkliche Entwicklungsrunde in der Geschich-
te des GATT und der WTO werden. Ziel war, die
inhärenten Ungleichgewichte im Welthandel zu be-
seitigen, die Entwicklungsländer besser in die Welt-
wirtschaft zu integrieren und die Marktöffnung ge-
rade in jenen Bereichen weiter voranzutreiben, in
denen die Entwicklungsländer ein besonderes Ex-
portinteresse haben – Landwirtschaft und Textilien.
Die Erwartungen an die Doha-Runde waren hoch.
Um so enttäuschender dann, dass die Gespräche Mit-
te 2006 ausgesetzt wurden, weil sich keinerlei Annä-
herung der zerstrittenen Positionen in den Agrarver-
handlungen abzeichnete. Zwar laufen die Verhand-
lungen seit Anfang Februar 2007 wieder, doch lie-
gen nach wie vor keine verbesserten Angebote über
Zollsenkungen und Subventionsabbau auf dem Ver-
handlungstisch. Ob die Runde die erhofften Impulse
für Wachstum und Entwicklung für die armen Länder
bringt, bleibt also mehr als fraglich. 

Genau hier knüpfen Joseph E. Stiglitz und Andrew
Charlton mit ihrem Buch ›Fair Trade. Agenda für ei-
nen gerechten Welthandel‹ an. Sie argumentieren, dass
das derzeitige multilaterale Handelssystem den Inte-
ressen der Reichen auf Kosten der Armen diene und
fundamentale Ungleichgewichte zementiere. Auch die
Doha-Runde wird wenig daran ändern, so die Auto-
ren, da die angestrebten Vereinbarungen »die Ent-
wicklungsländer unverhältnismäßig belasten und den
Industrieländern disproportionale Vorteile verschaf-
fen«. Ihr Argumentationsansatz ist dabei in erster Li-
nie ein moralischer: In der Vergangenheit haben vor
allem die Industrieländer von GATT und WTO pro-
fitiert – nun seien endlich die Entwicklungsländer an
der Reihe. Sicherlich kann man dem Befund zustim-
men, dass die gegenwärtige Verteilung der Handelsge-
winne in der Welt ungerecht ist. Zu Recht kritisieren
die Autoren auch die »inkonsequente Politik« der In-
dustrieländer, die einerseits eine möglichst ungehemm-
te Globalisierung propagieren, andererseits aber auf
manchen Feldern, wie etwa Landwirtschaft, selbst
durchgängig Protektionismus betreiben. Allein den
moralischen Zeigefinger zu heben und an das Ver-
antwortungsbewusstsein der Politiker in den Indus-
trieländern zu appellieren, wie es die beiden Autoren
gebetsmühlenartig tun, trägt allerdings wenig dazu bei,
die derzeitige Verhandlungsblockade zu überwinden.

Das Buch beginnt mit einem Plädoyer für den Pro-
tektionismus. Unter dem etwas irreführenden Titel
›Handel kann Entwicklung fördern‹ erklären die
Autoren zunächst, dass Handelsliberalisierung – an-
ders als es die neoklassischen Handelstheorien an-
nehmen – in den Entwicklungsländern aufgrund ih-
rer spezifischen ökonomischen Gegebenheiten häu-
fig gerade nicht zu mehr Wachstum und Entwick-
lung führe. Überhaupt gebe es keinen automatischen
Wirkungsmechanismus zwischen Handelsliberalisie-
rung und Wirtschaftswachstum, so die beiden Auto-
ren. Dies stimmt, nur dass Stiglitz und Charlton hier
gegen ein neoliberales Credo wettern, das es spätes-
tens seit der Asienkrise von 1997 so nicht mehr gibt.
Mittlerweile hat eine Vielzahl von Studien gezeigt,
dass Marktöffnung allein nicht genügt, sondern die
Rahmenbedingungen stimmen müssen, um positive
Wachstumseffekte zu generieren. Zudem berücksich-
tigen die neueren, computerbasierten Wohlfahrtsmo-
dellierungen von Handelsliberalisierung durchaus die
spezifischen Gegebenheiten der Entwicklungsländer.
Kaum ein Ökonom fordert überdies heute noch die
sofortige und uneingeschränkte Marktöffnung. So
wirken die beiden Autoren ein wenig rückständig,
wenn sie in fast allen Kapiteln den Maßnahmenka-
talog des ›Washington Consensus‹ mit seinen negati-
ven Auswirkungen auf die Volkswirtschaften der
armen Länder anprangern. 

Auch der Rest von ›Fair Trade‹ bietet wenig Neues:
In den folgenden Kapiteln fassen Stiglitz und Charl-
ton zusammen, wie die vergangenen GATT-Run-
den, allen voran die Uruguay-Runde, Entwicklungs-
länder systematisch ausgegrenzten und benachteilig-
ten und wie auch die Doha-Runde wieder von den
Interessen der Industrieländer dominiert wird. Den
Kern des Buches bilden die Kapitel 6 und 7, in denen
die Autoren ihre zentralen Politikvorschläge unter-
breiten: Länder sollen sich all jenen Staaten gegenü-
ber uneingeschränkt öffnen, die ein niedrigeres Ein-
kommen aufweisen (market access proposal), alle
Agrarsubventionen müssen abgeschafft werden und
Industrieländer sollen temporärer Migration nichts
entgegenstellen sowie ihre Märkte nicht mit nichtta-
rifären Handelshemmnissen zu schützen suchen. Ob-
wohl durchaus konkret, sind diese Vorschläge wenig
hilfreich, wenn die Gründe der Blockadehaltung der
Industrieländer völlig ignoriert werden. So ist die Han-
delsliberalisierung auch in den reichen Ländern für
verschiedene Bevölkerungsgruppen mit Kosten und
Ängsten verbunden, die die Politik berücksichtigen

Joseph E. Stiglitz
und Andrew
Charlton

Fair Trade. Agenda
für einen gerechten
Welthandel
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2006, 376 S., 28,50
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muss. Kein Politiker kann seinen Wählern mit leeren
Händen gegenüber treten – und so sind ohne Zuge-
ständnisse seitens der Entwicklungsländer bei Indu-
striegütern auch bei den reichen Ländern in puncto
Landwirtschaft kaum Fortschritte zu erwarten. Seinen
Idealismus in Ehren überrascht es doch, wie wenig
Stiglitz, angesichts jahrelanger Erfahrungen als Wirt-
schaftsberater der Regierung von Bill Clinton und als
Chefökonom der Weltbank die politik-ökonomischen
Realitäten berücksichtigt.

Stiglitz und Charlton schließen mit einem Sam-
melsurium verschiedenster Forderungen: Sie nennen
die Themen, die ihrer Meinung nach von der Doha-
Agenda gestrichen werden müssten, und jene, wie den
Umweltschutz, die in den Verhandlungen fehlen. Kurz
gehen sie auch auf die ›institutionelle Reform‹ der
WTO ein und monieren die ungerechten Beitrittsre-
geln. Schließlich endet das Buch unvermittelt mit ei-
ner Wiederholung der Ergebnisse und Appelle aus
den ersten Kapiteln: Arme Länder haben mit hohen
Anpassungskosten infolge von Handelsliberalisierung
zu kämpfen und die Industrieländer müssen ›fairer-
weise‹ diese Kosten mittragen. Einen Leitfaden für
die praktische Umsetzung der Lastenneuverteilung
bietet auch das letzte Kapitel indes nicht. 

Man muss schon einen langen Atem haben, um
sich durch die über 300 Seiten recht unübersichtlicher
und unstrukturierter Argumentation und vielen fast
wortwörtlichen Redundanzen durchzuarbeiten. Es
drängt sich unweigerlich die Frage auf: An wen rich-
ten sich die Autoren eigentlich? Für den Laien ist die-
ses Buch sicherlich nichts. Stiglitz und Charlton set-
zen nicht nur grundlegendes Wissen über Wirtschafts-
theorien, sondern auch eine gewisse Vertrautheit mit
der WTO und den Verhandlungen voraus. Gerade
durch die anekdotische, sprunghafte und oftmals po-
lemische Argumentation dürfte der Leser nach der
Lektüre über Wirkungszusammenhänge von Handel,
Wirtschaftswachstum und Entwicklung eher noch
verwirrter sein. Ungenaue oder gar falsche Überset-
zungen von Wirtschaftsbegriffen tun ihr Übriges. Für
den Handelsexperten ist ›Fair Trade‹ jedoch ebenso
wenig gewinnbringend, da die Autoren insgesamt zu
wenig ins Detail gehen. Besonders unverständlich ist,
warum die gesamte Diskussion zur Frage ›Schafft
Handelsliberalisierung mehr Wachstum?‹ in den An-
hang verbannt wurde. 

Schließlich will Stiglitz also, wie in vielen seiner
anderen Bücher, leider auch in diesem, der Schritt
von der Kritik zur wirklichen Orientierungshilfe
nicht recht gelingen.   Für jene Praktiker, die kon-
kret um den erfolgreichen Abschluss der Doha-Run-
de bemüht sind oder wenigstens die stockenden Ver-
handlungen wieder in Gang zu bringen versuchen,
hält dieses Buch nicht die passenden Antworten be-
reit. Eine unverzichtbare Pflichtlektüre, wie auf dem
Buchdeckel angepriesen, ist ›Fair Trade‹ daher sicher
nicht.

Öffentliche Finanzen in Zeiten
der Globalisierung

Jens Martens

Durch die Globalisierung hat sich die Rolle des Staa-
tes gewandelt. Regierungen fungieren nun eher als ›In-
termediäre‹, das heißt als Vermittler zwischen den In-
teressen globaler, hochmobiler Akteure und denen der
eigenen einheimischen Bevölkerung. Zugleich voll-
zieht sich in der internationalen Zusammenarbeit ein
Wandel. Waren es traditionell fast ausschließlich Re-
gierungen, die auf zwischenstaatlicher Ebene zusam-
menarbeiteten, um globale Probleme zu lösen, so spie-
len heute Akteure aus Wirtschaft und Zivilgesell-
schaft eine wachsende Rolle. Infolge dieser Trends
sind öffentliche Finanzen nicht länger nur die Domä-
ne nationaler Regierungen. Die ›neuen‹ öffentlichen
Finanzen bewegen sich in einem Koordinatensystem
öffentlicher und privater Akteure auf nationaler und
internationaler Ebene. Dies sind Kernaussagen des
neuen umfangreichen Werkes von Inge Kaul ›The New
Public Finance: Responding to Global Challenges‹.
Die langjährige Direktorin im Büro für Entwicklungs-
studien (ODS) des Entwicklungsprogramms der Ver-
einten Nationen (UNDP) geht in diesem Buch mit
ihrem Mitherausgeber Pedro Conceição und 25 wei-
teren Autorinnen und Autoren der Frage nach, wie
sich Theorie und Praxis öffentlicher Finanzen ange-
sichts neuer globaler Herausforderungen verändern. 

Der Klimawandel, Naturkatastrophen wie der Tsu-
nami im Indischen Ozean Ende 2004, globale Epi-
demien wie die Vogelgrippe oder SARS, der Kampf
gegen den weltweiten Terrorismus oder auch Krisen
auf den internationalen Finanzmärkten verursachen
schon heute volkswirtschaftliche Kosten in mehrstel-
liger Milliardenhöhe und werden die öffentlichen Kas-
sen in Zukunft überbelasten – wenn die Regierungen
nicht auf diese Probleme mit neuen Politikansätzen
und Finanzierungsinstrumenten antworten. Eben um
diese neuen Ansätze und Instrumente jenseits der tra-
ditionellen nationalen Finanzpolitik geht es in dem
Buch von Kaul und Conceição. 

Dabei wählten die Herausgeber bewusst einen
pragmatischen Ansatz: Es geht ausdrücklich nicht
darum, welche neuen Finanzierungsinstrumente zur
Lösung globaler Probleme auf zwischenstaatlicher
Ebene eingeführt werden müssten. Auf die Debatte
über internationale Steuern und Abgaben, die Inge
Kaul im Jahr 1996 mit ihrem gemeinsam mit Mah-
bub ul Haq herausgegeben Buch über die Tobin-
Steuer selbst angestoßen hat, und die sich gerade in
jüngster Zeit sehr dynamisch entwickelt, gehen die
Autoren nicht ein. Stattdessen beschränken sie sich
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darauf, technische Finanzierungsmodelle und Instru-
mente zu beschreiben, die bereits existieren und die
ihrer Ansicht nach Vorbildcharakter haben. Dabei be-
tonen sie die Vorzüge marktbasierter Mechanismen. 

Conceição zeigt in seinem Beitrag, dass die Zahl
und Vielfalt internationaler Finanzierungsmechanis-
men im letzten Jahrzehnt rapide gewachsen ist. Re-
gierungen sind aber eher zurückhaltend bei der Schaf-
fung dauerhafter Finanzierungsinstrumente und der
dazugehörigen Institutionen. Von den 60 Finanzie-
rungsmechanismen, die er in seinem Beitrag auflistet,
wurden 30 in den letzten zehn Jahren geschaffen, aber
20 von ihnen sind keine rein zwischenstaatlichen Ini-
tiativen sondern öffentlich-private Partnerschaften
(Public-Private Partnerships – PPP). Beispiele sind
der Globale Fonds zur Bekämpfung von Aids, Mala-
ria und Tuberkulose oder der BioCarbon Fund. Zählt
man zu diesen 60 Instrumenten die Investmentfonds
und privaten Stiftungen hinzu, die in den letzten Jah-
ren entstanden sind, um diverse Formen internatio-
naler Zusammenarbeit zu unterstützen, schnellt die
Zahl der Finanzierungsinstrumente auf annähernd
1000 in die Höhe. 

Die nationale Fiskalpolitik ist angesichts der drän-
genden globalen Probleme und der Mobilität globa-
ler Finanzakteure dagegen unter erheblichem Druck.
Vito Tanzi zeigt in seinem Beitrag, in welchem Aus-
maß die Globalisierung die Regierungen unter ›Effi-
zienzdruck‹ setzt und im Zuge von Marktöffnung
und Liberalisierung die Einnahmebasis der Regierun-
gen erodiert. Peter S. Heller warnt auf der anderen
Seite vor der Gefahr, dass die Staatshaushalte durch
die demographische Entwicklung, die Folgen des Kli-
mawandels, den Ausbruch übertragbarer Krankhei-
ten, terroristische Anschläge oder eine weltweite Wirt-
schaftsrezension unter erheblichen Finanzierungs-
druck geraten. Er sieht am Horizont einen ›fiskali-
schen Sturm‹ aufziehen, der zu einer tiefen globalen
Finanzkrise führt, wenn es nicht gelingt, rechtzeitig
die externen Effekte der Globalisierung zu internali-
sieren.

Wie dies geschehen kann, beschreiben andere Bei-
träge in dem Buch. Nötig sei insbesondere eine bes-
sere Absicherung der Staaten gegen Risiken, das heißt
ein verbessertes Risikomanagement. C. Wyn Morgan
beschreibt, wie sich Regierungen durch Optionen und
Futures gegen Rohstoffpreisschwankungen absichern
können. Robert J. Shiller stellt Staatsanleihen vor,
bei denen die Zinszahlungen an die Entwicklung des
Bruttoinlandsprodukts (BIP) gekoppelt werden. Ent-
wickelt sich das BIP schlechter als erwartet, muss die
Regierung den Anlegern einen geringeren Zins zah-
len, entwickelt es sich besser als erwartet, zahlt die
Regierung mehr. Auf diese Weise werden in Zeiten
schlechter Konjunktur niedrigere Steuereinnahmen
durch niedrigere Zinszahlungen ausgeglichen. 

Weitere Modelle zur Finanzierung globaler Auf-
gaben zielen auf die Einführung neuer, handelbarer

Produkte auf neuen Märkten. Als Beispiel nennt Ri-
chard L. Sandor den Handel mit Emissionszertifika-
ten an der eigens dafür gegründeten Börse ›Chicago
Climate Exchange‹. 

Große Hoffnung setzen Kaul und Conceição auf
globale Partnerschaftsinitiativen öffentlicher und pri-
vater Akteure. Ihre Zahl hat sich von 35 im Jahr 1990
auf heute über 400 erhöht. Ein großer Teil dieser Part-
nerschaften entstand in den Bereichen Umwelt und
Gesundheit. Globale PPPs folgten keinem einheitli-
chen Muster: Sie entstünden meist ad hoc aus unter-
schiedlichsten Motiven, hätten diverse Formen und
verfolgten verschiedenste Zwecke. Regierungen und
internationale Organisationen müssten daher Krite-
rien entwickeln, auf deren Grundlage sie entscheiden
können, ob eine PPP wünschenswert sei oder nicht.
Wie diese Kriterien aussehen können, lassen die Au-
toren offen.

Auf die möglichen Risiken und Nebenwirkungen
von Partnerschaften zwischen staatlichen und nicht-
staatlichen Akteuren, wie die Dominanz privatwirt-
schaftlicher Interessen, den möglichen Imageschaden
bei der Wahl der falschen (Wirtschafts-)Partner, die
Fragmentierung multilateraler Zusammenarbeit durch
die Unmenge unkoordinierter Partnerschaftsinitia-
tiven und vieles mehr, geht das Buch nicht ein. 

Auch andere Beiträge des Buches sind überraschend
unkritisch. Das gilt zum Beispiel für den Text von
Steven Radelet über den von der Bush-Regierung ein-
geführten und aufgrund seiner einseitigen Vergabe-
kriterien umstrittenen ›Millennium Challenge Ac-
count‹; oder auch für den Aufsatz von Conceição,
der sich für den britischen Vorschlag stark macht,
eine Internationale Finanzfazilität (IFF) einzuführen.
Auch hier fehlt eine kritische Auseinandersetzung
über die Risiken dieser relativ teuren Form von ›Ent-
wicklungshilfe auf Pump‹, durch die die (Rück-)
Zahlungsverpflichtungen der Geberregierungen der
nächsten Generation aufgebürdet werden. 

Die Beiträge des Buches sind nichtsdestotrotz in-
spirierend und liefern eine Fülle von Diskussions-
stoff, der durch die zahlreichen Hintergrundpapiere
und eine umfassende Materialsammlung auf der spe-
ziell für dieses Buch eingerichteten Website noch er-
gänzt wird (http://www.thenewpublicfinance.org). 

Die ›neuen‹ öffentlichen Finanzen sind in Zeiten
der Globalisierung nicht länger allein die Domäne der
öffentlichen Hand, sondern liegen mehr und mehr
in privaten Händen. Ob diese Kernthese von Inge
Kaul und Pedro Conceição zutrifft, und falls ja, ob
der Trend, den sie beschreibt, wünschenswert und al-
ternativlos ist, wird als Folge dieser Publikation si-
cherlich kontrovers diskutiert werden – auch unter
Demokratiegesichtspunkten. So gesehen hat Joseph
E. Stiglitz durchaus Recht, wenn er im Vorwort fest-
stellt: »Dieses Buch ist ein Meilenstein – es liefert die
wichtigen Anfänge eines Feldes, das in den kom-
menden Jahren bestellt werden wird.«
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Seit dem Jahrgang 2006 werden in der Zeitschrift VEREINTE NATIONEN

nur noch besonders wichtige deutschsprachige Dokumente des Si-
cherheitsrats, der Generalversammlung und anderer Organe der Ver-
einten Nationen im Volltext abgedruckt. Stattdessen wird eine Liste
der im zurückliegenden Zeitraum verabschiedeten Resolutionen
und Erklärungen des Präsidenten des Sicherheitsrats sowie ausge-
suchter Resolutionen der Generalversammlung oder anderer Or-
gane mit einer kurzen Inhaltsangabe und den (etwaigen) Abstim-
mungsergebnissen abgedruckt. Zu finden sind diese Dokumente
über die Website des Deutschen Übersetzungsdienstes: http://www.
un.org/Depts/german oder über das allgemeine elektronische Do-

Dokumente der Vereinten Nationen

kumentenarchiv der Vereinten Nationen (Official Document Sys-
tem – ODS) unter: http://documents.un.org. (Zu den Recherche-
möglichkeiten siehe: Monika Torrey, Der Deutsche Übersetzungs-
dienst der UN. Ein Leitfaden für die Dokumentenrecherche, VN
1–2/2006, S. 72f.) 

In der folgenden Übersicht sind Resolutionen des Sicherheits-
rats sowie die Erklärungen des Präsidenten von Januar bis März
2007 aufgeführt. Die Dokumente sind alphabetisch nach Län-
dern, Regionen oder Themen sortiert. In der jeweiligen Rubrik
erfolgt die Auflistung chronologisch (das älteste Dokument zu-
erst).

Sicherheitsrat

UN-Dok.-Nr. Datum Gegenstand Abstimmungs-
ergebnis

Côte d’Ivoire S/RES/1739(2007) 10.1.2007 Der Sicherheitsrat beschließt, das Mandat der Operation der Vereinten Natio-
nen in Côte d’Ivoire (UNOCI) und der sie unterstützenden französischen Trup-
pen bis zum 30. Juni 2007 zu verlängern. Das beschlossene Mandat umfasst
unter anderem die Überwachung der Einstellung der Feindseligkeiten, die
Entwaffnung, Demobilisierung, Wiedereingliederung, Repatriierung und Neu-
ansiedlung von Kombattanten, die Unterstützung für die Abhaltung offener,
freier, fairer und transparenter Wahlen sowie Hilfe auf dem Gebiet der Men-
schenrechte .

Einstimmige
Annahme

Frauen S/PRST/2007/5 7.3.2007 Der Sicherheitsrat bekräftigt sein Bekenntnis zur vollinhaltlichen und wirk-
samen Durchführung der Resolution 1325(2000) über Frauen, Frieden und
Sicherheit. Er fordert die Mitgliedstaaten nachdrücklich auf, dafür zu sor-
gen, dass Frauen in den nationalen, regionalen und internationalen Institu-
tionen und Mechanismen zur Verhütung, Bewältigung und Beilegung von
Konflikten auf allen Entscheidungsebenen stärker vertreten sind. Ferner for-
dert er den Generalsekretär nachdrücklich auf, auch künftig mehr Frauen zu
Sonderbeauftragten und Sonderbotschafterinnen zu ernennen sowie die
Rolle und den Beitrag von Frauen bei den Feldmissionen der Vereinten Na-
tionen auszuweiten. Der Rat verurteilt alle Formen der Gewalt gegen Frauen
in bewaffneten Konflikten und fordert alle Parteien auf, konkrete Maßnah-
men zum Schutz von Frauen und Mädchen vor geschlechtsspezifischer Ge-
walt zu ergreifen.

Friedenssiche-
rung

S/PRST/2007/1 8.1.2007 Der Sicherheitsrat verpflichtet sich auf eine enge Zusammenarbeit mit Ge-
neralsekretär Ban Ki-moon, um den vielseitigen Herausforderungen und Be-
drohungen des Weltfriedens und der internationalen Sicherheit besser zu
begegnen. Der Rat betont, dass Entwicklung, Frieden und Sicherheit sowie
die Menschenrechte miteinander verflochten sind und nur eine entschlos-
sene und kohärente Antwort, basierend auf dem System der kollektiven Si-
cherheit der Vereinten Nationen, einen effektiven Ansatz bietet. Der Rat er-
sucht den Generalsekretär, ihm regelmäßige analytische Berichte zur Ver-
besserung der Bewertung von Konfliktsituationen vorzulegen.

Haiti S/RES/1743(2007) 15.2.2007 Der Sicherheitsrat beschließt, das Mandat der Stabilisierungsmission der
Vereinten Nationen in Haiti (MINUSTAH) bis zum 15. Oktober 2007 zu ver-
längern und bekundet dem Sonderbeauftragten des Generalsekretärs seine
volle Unterstützung. Ferner ersucht er die im humanitären und Entwick-
lungsbereich tätigen Akteure von MINUSTAH, die Sicherheitsmaßnahmen
durch ihre Arbeit zu ergänzen, um eine wirksame Verbesserung der Lebens-
bedingungen der betroffenen Bevölkerungsgruppen zu erzielen. Der Gene-
ralsekretär wird gebeten, dem Rat halbjährlich einen Bericht vorzulegen, in
dem eine umfassende Bewertung der Sicherheitsrisiken, -probleme und 
-prioritäten erfolgt sowie Empfehlungen gegeben werden.

Einstimmige
Annahme
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Horn von 
Afrika

S/RES/1741(2007) 30.1.2007 Der Sicherheitsrat beschließt, das Mandat der Mission der Vereinten Nationen
in Äthiopien und Eritrea (UNMEE) bis zum 31. Juli 2007 zu verlängern. Der Rat
billigt die Umstrukturierung des Militäranteils der UNMEE von bisher 2300 auf
1700 Soldaten, einschließlich 230 Militärbeobachtern,  und wiederholt seine
Forderungen aus Resolution 1640(2005), jegliche gegenseitige Androhung
von Gewalt zu unterlassen. Er fordert den Rückzug der eritreischen und äthio-
pischen Truppen aus der vorübergehenden Sicherheitszone. Ferner fordert der
Rat Eritrea auf, alle Einschränkungen der Tätigkeit der UNMEE und des Son-
derbeauftragten des Generalsekretärs sofort rückgängig zu machen. Der Si-
cherheitsrat fordert die Parteien auf, mit der Grenzkommission zusammen-
zuarbeiten und appelliert an die Mitgliedstaaten, ihre Beiträge an den Treu-
handfonds zu entrichten, um den Demarkationsprozess zu unterstützen. Der
Rat ersucht den Generalsekretär, in seinem Ende April 2007 vorzulegenden
Fortschrittsbericht detaillierte Angaben über den Stand der Durchführung die-
ser Resolution und der Entscheidung der Grenzkommission aufzunehmen.

Einstimmige 
Annahme

Konfliktfolge-
zeit

S/PRST/2007/3 20.2.2007 Der Sicherheitsrat erinnert erneut daran , dass die Reform des Sicherheitssek-
tors für jeden Stabilisierungs- und Wiederaufbauprozess in Postkonfliktsitua-
tionen unabdingbar ist. Diese Reform ist von entscheidender Bedeutung, Frie-
den und Stabilität zu festigen, die Armutsminderung, die Rechtsstaatlichkeit
und eine gute Regierungsführung zu fördern, die rechtmäßige Autorität des
Staates auszuweiten und den Rückfall in einen Konflikt zu vermeiden. Das be-
troffene Land hat das souveräne Recht und die Verantwortung, die nationale
Strategie und Prioritäten für die Reform des Sicherheitssektors zu bestimmen.
Der Rat betont, dass Reformen gemäß dem jeweiligen Kontext ausgearbeitet
werden müssen, um die Anforderungen je nach Situation zu variieren, wozu
auch der Aufbau institutioneller Kapazitäten, die finanzielle Tragfähigkeit und
die Dauerhaftigkeit der Programme gehören. Der Sicherheitsrat bittet den Ge-
neralsekretär, einen umfassenden Bericht über Konzepte der UN zur Reform
vorzulegen, um ihre Durchführung in Postkonfliktsituationen zu fördern und
bei Bedarf, Empfehlungen in Bezug auf Programme zur Reform des Sicher-
heitssektors in Ländern mit spezifischen UN-Einsätzen vorzulegen.

Massenvernich-
tungswaffen

S/PRST/2007/4 23.2.2007 Der Sicherheitsrat bekräftigt seine Entschlossenheit, eine vermehrte multila-
terale Zusammenarbeit als wichtiges Mittel zur Stärkung der Durchführung
der Resolution 1540(2004) durch die Staaten zu fördern. Die Verbreitung nu-
klearer, chemischer und biologischer Waffen und ihrer Trägersysteme stellen
nach wie vor eine Bedrohung des Weltfriedens und der internationalen Si-
cherheit dar. Der Rat bedankt sich für die Tätigkeiten der internationalen Or-
ganisationen, die über Sachverstand auf diesem Gebiet verfügen, insbesonde-
re bei der Internationalen Atomenergie-Organisation (IAEA) und der Organisa-
tion für das Verbot chemischer Waffen (OPCW). Zur Kenntnis genommen wird
auch die einschlägige Arbeit von den mit Ländern sowie regionalen und subre-
gionalen Organisationen abgehaltenen Seminaren und Arbeitstagungen zur
Förderung des Erfahrungsaustauschs und der vollinhaltlichen Durchführung
der Resolution 1540(2004). 

S/RES/1747(2007)
(+ Anlagen)

24.3.2007 Der Sicherheitsrat missbilligt, dass Iran die Resolutionen 1696(2006) und
1737(2006) nicht befolgt hat und ist über die von dem iranischen Nuklear-
programm ausgehenden Proliferationsrisiken und die anhaltende Nicht-
erfüllung der Forderungen des Gouverneursrats der IAEA besorgt. Er er-
klärt erneut, dass Iran ohne weitere Verzögerung die vom Gouverneursrat
der IAEA geforderten Schritte (GOV/2006/14 ) zu unternehmen hat und be-
stätigt seinen Beschluss, dass Iran die Forderungen in Ziffer 2 der Resolu-
tion 1737(2006) sofort auszuführen hat. Der Rat beschließt ferner, dass al-
le Staaten den Ausschuss nach Ziffer 18 der Resolution 1737(2006) von der
Einreise oder Durchreise der in Anlage I dieser Resolution bezeichneten
Personen sowie zusätzlicher Personen unterrichten werden. Er beschließt
außerdem, dass Iran keine Rüstungsgüter oder sonstiges Wehrmaterial aus
seinem Hoheitsgebiet liefern, verkaufen oder transferieren darf.  Der Sicher-
heitsrat fordert alle Staaten und internationalen Finanzinstitutionen auf,
keine neuen Verpflichtungen in Bezug auf finanzielle Hilfe und Kredite zu
Vorzugsbedingungen für die Regierung Irans einzugehen, es sei denn für
humanitäre oder Entwicklungszwecke. Der Rat legt Iran nahe, die Vorschlä-
ge einer Reihe von Staaten vom Juni 2006 (S/2006/521) aufzugreifen, die
in Anlage II beigefügt sind. Er ersucht den Generaldirektor der IAEA, inner-
halb von 60 Tagen dem Gouverneursrat der IAEA sowie dem Sicherheits-
rat einen weiteren Bericht darüber vorzulegen, ob Iran die umfassende und
dauerhafte Aussetzung aller in Resolution 1737(2006) genannten Tätigkei-
ten nachgewiesen hat. Sollte der Bericht zu dem Ergebnis kommen, dass
Iran die Resolution 1737(2006) sowie die vorliegende Resolution nicht be-
folgt hat, wird der Rat weitere geeignete Maßnahmen nach Kapitel VII Ar-
tikel 41 der UN-Charta beschließen.

Einstimmige
Annahme
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UN-Dok.-Nr. Datum Gegenstand Abstimmungs-
ergebnis

Nepal S/RES/1740(2007) 23.1.2007 Der Sicherheitsrat begrüßt die Unterzeichnung eines umfassenden Friedens-
abkommens durch die Regierung Nepals und der kommunistischen Partei
Nepals (Maoisten) am 21. November 2006. Die Parteien haben die Verein-
ten Nationen bei der Umsetzung wesentlicher Aspekte des Abkommens um
Hilfe ersucht. Der Sicherheitsrat beschließt, eine politische Mission der Ver-
einten Nationen in Nepal (UNMIN) unter der Leitung eines Sonderbeauf-
tragten des Generalsekretärs einzurichten, mit dem Mandat, die Waffenru-
he und den Umgang mit Waffen und dem bewaffneten Personal zu über-
wachen und weiterhin, in Absprache mit den Parteien, technische Unter-
stützung für die Planung, Vorbereitung und Durchführung freier und fairer
Wahlen zu gewähren. Der Rat bittet den Generalsekretär, ihn regelmäßig
über die Fortschritte bei der Umsetzung dieser Resolution zu informieren
und ersucht die Parteien in Nepal, UNMIN und ihr beigeordnetes Personal
bei der Durchführung des Mandats zu unterstützen.

Einstimmige
Annahme

Ostafrikani-
sches Zwischen-
seegebiet

S/RES/1742(2007) 15.2.2007 Der Sicherheitsrat beschließt das Mandat und die Personalstärke der Mis-
sion der Organisation der Vereinten Nationen in der Demokratischen Repu-
blik Kongo (MONUC), die in seinen Resolutionen 1565(2004), 1592(2005),
1596(2005), 1621(2005), 1635(2005) und 1736(2006) enthalten sind, bis zum
15. April 2007 zu verlängern. Der Rat ersucht den Generalsekretär, bis spä-
testens 15. März 2007 über seine Konsultationen mit den kongolesischen
Behörden Bericht zu erstatten und Empfehlungen über die vom Rat mögli-
cherweise in Erwägung zu ziehende Anpassung des Mandats und der Ka-
pazitäten der MONUC vorzulegen.

Einstimmige
Annahme

Somalia S/RES/1744(2007) 20.2.2007 Der Sicherheitsrat beschließt, die Mitgliedstaaten der Afrikanischen Union
(AU) zu ermächtigen, für einen Zeitraum von sechs Monaten eine Mission
der Afrikanischen Union in Somalia (AMISOM) einzurichten, die befugt ist,
alle erforderlichen Maßnahmen zu treffen, um das Mandat dieser Resoluti-
on auszuführen. AMISOM ist beauftragt, die Übergangs-Bundesinstitutio-
nen bei der Wahrnehmung ihrer Regierungsfunktionen zu schützen und
die Sicherheit von Schlüsselinfrastrukturen zu gewährleisten. Das Mandat
beinhaltet auch die Schaffung der erforderlichen Sicherheitsbedingungen
für die Bereitstellung humanitärer Hilfe. Der Rat fordert die Mitgliedstaa-
ten der AU auf, Personal, Ausrüstung und Dienste bereitzustellen. Er er-
sucht den Generalsekretär, eine Bewertungsmission nach Somalia zu ent-
senden, die über die Möglichkeiten einer Mission Bericht erstatten soll, und
dem Sicherheitsrat innerhalb von 60 Tagen nach Verabschiedung dieser
Resolution einen Bericht mit Empfehlungen für das weitere UN-Engage-
ment vorzulegen. Der Rat verlangt, dass alle Parteien in Somalia den unge-
hinderten Zugang für die humanitären Helfer sicherstellen und ihre Sicher-
heit in Somalia garantieren.

Einstimmige
Annahme

Sudan S/PRST/2007/2 16.1.2007 Der Sicherheitsrat bekundet erneut seine Besorgnis über die anhaltende
Instabilität entlang der Grenzen zwischen Sudan, Tschad und der Zentral-
afrikanischen Republik sowie über die von ihr ausgehende Bedrohung für
die Sicherheit der Zivilbevölkerung und die Durchführung humanitärer
Maßnahmen. Der Rat nimmt die Empfehlung des Generalsekretärs für die
Errichtung einer mehrdimensionalen Präsenz der Vereinten Nationen im
Osten Tschads und im Nordosten der Zentralafrikanischen Republik zur
Kenntnis, so auch seine Absicht, die sofortige Rückkehr der technischen Be-
wertungsmission zu genehmigen und bittet den Generalsekretär bis Mitte
Februar 2007 aktuelle und endgültige Empfehlungen hinsichtlich des Um-
fangs, der Struktur und des Mandats für eine mehrdimensionale Präsenz
vorzulegen. Zur Beschleunigung der Vorbereitungen ersucht der Rat den
Generalsekretär, so bald wie möglich eine Vorausmission in die Länder zu
entsenden.

Timor-Leste S/RES/1745(2007) 22.2.2007 Der Sicherheitsrat beschließt, das Mandat der Integrierten Mission der
Vereinten Nationen in Timor-Leste (UNMIT) bis zum 26. Februar 2008 zu
verlängern und genehmigt, die Personalstärke um bis zu 140 Polizisten zu
erhöhen. Der Rat begrüßt die Unterzeichnung einer militärisch-techni-
schen Vereinbarung zwischen den Vereinten Nationen und Australien über
die Gewährleistung der Kapazität einer Schnellreaktionseinheit für die Po-
lizei der UNMIT durch die internationale Sicherheitstruppe. Er fordert alle
Parteien in Timor-Leste auf, das Prinzip der Gewaltlosigkeit zu beachten.
Der Sicherheitsrat ersucht den Generalsekretär, regelmäßig über die Ent-
wicklungen in Timor-Leste, insbesondere den Stand der Vorbereitung der
bevorstehenden Wahlen und der Sicherheitslage,  Bericht zu erstatten und
innerhalb von 60 Tagen nach Abschluss der Wahlen einen weiteren Bericht
vorzulegen, der Empfehlungen über die mögliche Anpassung des Mandats
enthält.

Einstimmige
Annahme
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Übersichten | Mitgliedschaften in UN-Organen 

Die Mitgliedschaften in UN-Organen 
(Stand: 10. März 2007)

Sicherheitsrat (15)
Belgien
China
Frankreich
Ghana
Großbritannien
Indonesien
Italien
Katar
Kongo
Panama
Peru
Russland
Slowakei
Südafrika
Vereinigte Staaten

Wirtschafts- und Sozialrat (54)
Albanien 
Algerien
Angola 
Barbados
Belarus
Benin 
Bolivien
Brasilien 
China 
Costa Rica 
Dänemark  
Deutschland
El Salvador
Frankreich 
Griechenland
Großbritannien 
Guinea 
Guinea-Bissau 
Guyana 
Haiti 
Indien 
Indonesien
Irak
Island 
Japan 
Kanada
Kap Verde
Kasachstan 
Kongo (Demokratische Republik) 
Kuba 
Litauen 
Luxemburg
Madagaskar 
Malawi
Mauretanien 
Mexiko 
Niederlande
Neuseeland
Österreich 
Pakistan 
Paraguay 
Philippinen 

Portugal
Rumänien
Russland 
Saudi-Arabien 
Somalia 
Sri Lanka 
Sudan
Südafrika 
Thailand 
Tschad 
Tschechien 
Vereinigte Staaten

Treuhandrat (5)
China
Frankreich
Großbritannien
Russland
Vereinigte Staaten

Internationaler Gerichtshof (15)
Ronny Abraham, Frankreich
Awn Shawkat Al-Khasawneh, Jordanien
Mohamed Bennouna, Marokko
Thomas Buergenthal, Vereinigte Staaten
Rosalyn Higgins, Großbritannien

(Präsidentin)
Shi Jiuyong, China
Kenneth Keith, Neuseeland
Abdul Gadrie Koroma, Sierra Leone
Hisashi Owada, Japan
Gonzalo Parra-Aranguren, Venezuela
Raymond Ranjeva, Madagaskar
Bernardo Sepúlveda Amor, Mexiko
Bruno Simma, Deutschland
Leonid Skotnikov, Russland
Peter Tomka, Slowakei

Abrüstungskonferenz (65*)
Ägypten
Äthiopien
Algerien
Argentinien
Australien
Bangladesch
Belarus
Belgien
Brasilien
Bulgarien
Chile
China
Deutschland
Ecuador
Finnland
Frankreich
Großbritannien
Indien
Indonesien
Irak
Iran

Irland
Israel
Italien
Japan
Kamerun
Kanada
Kasachstan
Kenia
Kolumbien
Kongo (Demokratische Republik)
Korea (Demokratische Volksrepublik)
Korea (Republik)
Kuba
Malaysia
Marokko
Mexiko
Mongolei
Myanmar
Neuseeland
Niederlande
Nigeria
Norwegen
Österreich
Pakistan
Peru
Polen
Rumänien
Russland
Schweden
Schweiz
Senegal
Simbabwe
Slowakei
Spanien
Sri Lanka
Südafrika
Syrien
Türkei
Tunesien
Ukraine
Ungarn
Venezuela
Vereinigte Staaten
Vietnam

Gemeinsame Inspektionsgruppe (11)
Gérard Biraud, Frankreich
Papa Louis Fall, Senegal
Even Fontaine Ortiz, Kuba
Tadanori Inomata, Japan
Juan Luis Larrabure, Peru
Istvan Posta, Ungarn
Guangting Tang, China
Cihan Terzi, Türkei
Victor Vislykh, Russland
M. Deborah Wynes, Vereinigte Staaten 

(Vorsitzende)
Muhammad Yussuf, Tansania

* Die Nachfolge der ehemaligen Bundesrepublik Ju-
goslawien als 66. Mitglied wurde folgendermaßen ge-
regelt: Alle sechs Nachfolgestaaten können an der Kon-
ferenz teilnehmen.
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Abstracts

François Rohner pp. 45–51

»Delivering as One« – The Donors’ Story. 
The Panel’s recommendations are decisive for reform
Not only the UN itself, but also the incoherent behaviour of member sta-
tes, donors and recipients, are responsible for the current weaknesses of
the UN’s operational activities. Even though the High-level Panel’s re-
port on development, humanitarian assistance and the environment, re-
leased in November 2006, does not contain groundbreaking new ideas,
it gives important guidance for reform, in particular the introduction of
the »One UN« concept at the country level. There is no doubt, however,
that any significant improvement of the system’s coherence and effec-
tiveness will require the determination of all key players.

Thalif Deen pp. 52–55

»Delivering as One« – The Recipients’ Story. 
The G-77 opposes combining human rights and development
Since the Group of 77 and the Non-Aligned Movement comprise
over two-thirds of the UN membership, the political support of the
two groups is indispensable for the implementation of any reform
proposals. Secretary-General Ban Ki-moon is expected to provide his
own recommendations and reactions to the new Panel report released
in November 2006. Yet if he fails to convince developing nations
that the proposals contain no hidden agenda he will make little or no
progress. The developing countries suspect that the cost-cutting exer-
cise and the »One UN« approach could result in a reduction of do-
nor funding and that development aid may gradually be tied to good

governance. Any proposal that smacks of a politicisation of develop-
ment aid will be dead on arrival.

Konrad Melchers pp. 56–61

Reviving UNCTAD. 
New report recommends strengthening of development efforts
UNCTAD is at a crossroads between the reality of its success and the
perception of its redundancy. This is the alarming assessment of the
Panel of Eminent Persons commissioned by the UNCTAD Secretary-
General. The prominence of the WTO has successively eroded UNC-
TAD’s role as the premier international organization dealing in a ho-
listic way with trade and development. In order to revitalize, UNCTAD
should become a think tank on development issues, especially its three
basic pillars, policy analysis, consensus building and technical assistance.
The report, released in June 2006, further proposes a multi-stake-hol-
der dialogue with civil society and business as well as a compact between
UNCTAD, the World Bank and UNDP, committing them to stick to
their core competencies.

Detlev Wolter pp. 62–67

Civilian Conflict Prevention and Human Security. 
Cooperation between the United Nations and the European Union
The United Nations and the European Union are leading actors in the
emerging international regime for effective conflict prevention and peace-
building. The growing convergence of their conflict prevention objec-
tives, programmes and civilian as well as civilian-military capabilities of-
fers the chance for a systematic enhancement of joint measures for ope-
rational, structural and systemic conflict prevention, civil crisis manage-
ment and peace-building.

Vereinte Nationen | German Review on the United Nations Volume 55 | 2007 | No. 2



<<
  /ASCII85EncodePages false
  /AllowTransparency false
  /AutoPositionEPSFiles true
  /AutoRotatePages /All
  /Binding /Left
  /CalGrayProfile (Dot Gain 20%)
  /CalRGBProfile (sRGB IEC61966-2.1)
  /CalCMYKProfile (U.S. Web Coated \050SWOP\051 v2)
  /sRGBProfile (sRGB IEC61966-2.1)
  /CannotEmbedFontPolicy /Warning
  /CompatibilityLevel 1.4
  /CompressObjects /Tags
  /CompressPages true
  /ConvertImagesToIndexed true
  /PassThroughJPEGImages true
  /CreateJDFFile false
  /CreateJobTicket false
  /DefaultRenderingIntent /Default
  /DetectBlends true
  /DetectCurves 0.0000
  /ColorConversionStrategy /LeaveColorUnchanged
  /DoThumbnails false
  /EmbedAllFonts true
  /EmbedOpenType false
  /ParseICCProfilesInComments true
  /EmbedJobOptions true
  /DSCReportingLevel 0
  /EmitDSCWarnings false
  /EndPage -1
  /ImageMemory 1048576
  /LockDistillerParams false
  /MaxSubsetPct 100
  /Optimize false
  /OPM 1
  /ParseDSCComments true
  /ParseDSCCommentsForDocInfo true
  /PreserveCopyPage true
  /PreserveDICMYKValues true
  /PreserveEPSInfo true
  /PreserveFlatness true
  /PreserveHalftoneInfo true
  /PreserveOPIComments false
  /PreserveOverprintSettings true
  /StartPage 1
  /SubsetFonts true
  /TransferFunctionInfo /Apply
  /UCRandBGInfo /Preserve
  /UsePrologue false
  /ColorSettingsFile ()
  /AlwaysEmbed [ true
  ]
  /NeverEmbed [ true
  ]
  /AntiAliasColorImages false
  /CropColorImages true
  /ColorImageMinResolution 300
  /ColorImageMinResolutionPolicy /OK
  /DownsampleColorImages true
  /ColorImageDownsampleType /Bicubic
  /ColorImageResolution 300
  /ColorImageDepth -1
  /ColorImageMinDownsampleDepth 1
  /ColorImageDownsampleThreshold 1.50000
  /EncodeColorImages true
  /ColorImageFilter /DCTEncode
  /AutoFilterColorImages true
  /ColorImageAutoFilterStrategy /JPEG
  /ColorACSImageDict <<
    /QFactor 0.15
    /HSamples [1 1 1 1] /VSamples [1 1 1 1]
  >>
  /ColorImageDict <<
    /QFactor 0.15
    /HSamples [1 1 1 1] /VSamples [1 1 1 1]
  >>
  /JPEG2000ColorACSImageDict <<
    /TileWidth 256
    /TileHeight 256
    /Quality 30
  >>
  /JPEG2000ColorImageDict <<
    /TileWidth 256
    /TileHeight 256
    /Quality 30
  >>
  /AntiAliasGrayImages false
  /CropGrayImages true
  /GrayImageMinResolution 300
  /GrayImageMinResolutionPolicy /OK
  /DownsampleGrayImages true
  /GrayImageDownsampleType /Bicubic
  /GrayImageResolution 2400
  /GrayImageDepth -1
  /GrayImageMinDownsampleDepth 2
  /GrayImageDownsampleThreshold 1.50000
  /EncodeGrayImages true
  /GrayImageFilter /DCTEncode
  /AutoFilterGrayImages true
  /GrayImageAutoFilterStrategy /JPEG
  /GrayACSImageDict <<
    /QFactor 0.15
    /HSamples [1 1 1 1] /VSamples [1 1 1 1]
  >>
  /GrayImageDict <<
    /QFactor 0.15
    /HSamples [1 1 1 1] /VSamples [1 1 1 1]
  >>
  /JPEG2000GrayACSImageDict <<
    /TileWidth 256
    /TileHeight 256
    /Quality 30
  >>
  /JPEG2000GrayImageDict <<
    /TileWidth 256
    /TileHeight 256
    /Quality 30
  >>
  /AntiAliasMonoImages true
  /CropMonoImages true
  /MonoImageMinResolution 1200
  /MonoImageMinResolutionPolicy /OK
  /DownsampleMonoImages true
  /MonoImageDownsampleType /Bicubic
  /MonoImageResolution 2400
  /MonoImageDepth 4
  /MonoImageDownsampleThreshold 1.50000
  /EncodeMonoImages true
  /MonoImageFilter /CCITTFaxEncode
  /MonoImageDict <<
    /K -1
  >>
  /AllowPSXObjects false
  /CheckCompliance [
    /None
  ]
  /PDFX1aCheck false
  /PDFX3Check false
  /PDFXCompliantPDFOnly false
  /PDFXNoTrimBoxError true
  /PDFXTrimBoxToMediaBoxOffset [
    0.00000
    0.00000
    0.00000
    0.00000
  ]
  /PDFXSetBleedBoxToMediaBox true
  /PDFXBleedBoxToTrimBoxOffset [
    0.00000
    0.00000
    0.00000
    0.00000
  ]
  /PDFXOutputIntentProfile ()
  /PDFXOutputConditionIdentifier ()
  /PDFXOutputCondition ()
  /PDFXRegistryName ()
  /PDFXTrapped /False

  /Description <<
    /CHS <FEFF4f7f75288fd94e9b8bbe5b9a521b5efa7684002000500044004600206587686353ef901a8fc7684c976262535370673a548c002000700072006f006f00660065007200208fdb884c9ad88d2891cf62535370300260a853ef4ee54f7f75280020004100630072006f0062006100740020548c002000410064006f00620065002000520065006100640065007200200035002e003000204ee553ca66f49ad87248672c676562535f00521b5efa768400200050004400460020658768633002>
    /CHT <FEFF4f7f752890194e9b8a2d7f6e5efa7acb7684002000410064006f006200650020005000440046002065874ef653ef5728684c9762537088686a5f548c002000700072006f006f00660065007200204e0a73725f979ad854c18cea7684521753706548679c300260a853ef4ee54f7f75280020004100630072006f0062006100740020548c002000410064006f00620065002000520065006100640065007200200035002e003000204ee553ca66f49ad87248672c4f86958b555f5df25efa7acb76840020005000440046002065874ef63002>
    /DAN <>
    /ESP <>
    /FRA <>
    /ITA <>
    /JPN <>
    /KOR <FEFFc7740020c124c815c7440020c0acc6a9d558c5ec0020b370c2a4d06cd0d10020d504b9b0d1300020bc0f0020ad50c815ae30c5d0c11c0020ace0d488c9c8b85c0020c778c1c4d560002000410064006f0062006500200050004400460020bb38c11cb97c0020c791c131d569b2c8b2e4002e0020c774b807ac8c0020c791c131b41c00200050004400460020bb38c11cb2940020004100630072006f0062006100740020bc0f002000410064006f00620065002000520065006100640065007200200035002e00300020c774c0c1c5d0c11c0020c5f40020c2180020c788c2b5b2c8b2e4002e>
    /NLD (Gebruik deze instellingen om Adobe PDF-documenten te maken voor kwaliteitsafdrukken op desktopprinters en proofers. De gemaakte PDF-documenten kunnen worden geopend met Acrobat en Adobe Reader 5.0 en hoger.)
    /NOR <>
    /PTB <>
    /SUO <>
    /SVE <>
    /ENU (Use these settings to create Adobe PDF documents for quality printing on desktop printers and proofers.  Created PDF documents can be opened with Acrobat and Adobe Reader 5.0 and later.)
    /DEU <>
  >>
  /Namespace [
    (Adobe)
    (Common)
    (1.0)
  ]
  /OtherNamespaces [
    <<
      /AsReaderSpreads false
      /CropImagesToFrames true
      /ErrorControl /WarnAndContinue
      /FlattenerIgnoreSpreadOverrides false
      /IncludeGuidesGrids false
      /IncludeNonPrinting false
      /IncludeSlug false
      /Namespace [
        (Adobe)
        (InDesign)
        (4.0)
      ]
      /OmitPlacedBitmaps false
      /OmitPlacedEPS false
      /OmitPlacedPDF false
      /SimulateOverprint /Legacy
    >>
    <<
      /AddBleedMarks false
      /AddColorBars false
      /AddCropMarks false
      /AddPageInfo false
      /AddRegMarks false
      /ConvertColors /NoConversion
      /DestinationProfileName ()
      /DestinationProfileSelector /NA
      /Downsample16BitImages true
      /FlattenerPreset <<
        /PresetSelector /MediumResolution
      >>
      /FormElements false
      /GenerateStructure true
      /IncludeBookmarks false
      /IncludeHyperlinks false
      /IncludeInteractive false
      /IncludeLayers false
      /IncludeProfiles true
      /MultimediaHandling /UseObjectSettings
      /Namespace [
        (Adobe)
        (CreativeSuite)
        (2.0)
      ]
      /PDFXOutputIntentProfileSelector /NA
      /PreserveEditing true
      /UntaggedCMYKHandling /LeaveUntagged
      /UntaggedRGBHandling /LeaveUntagged
      /UseDocumentBleed false
    >>
  ]
>> setdistillerparams
<<
  /HWResolution [2400 2400]
  /PageSize [612.000 792.000]
>> setpagedevice


